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Wulff unter Wölfen
Von meinen Prinzipien abweichend möchte 

ich mich ausnahmsweise einmal für einen 
politischen Gegner „ins Zeug legen“. Er wurde 
nämlich unfairerweise vom eigenen Wolfsrudel 
angefallen, obwohl er sich völlig artgerecht ver-
halten hat. Denn Vorteilsnahme gilt unter Bour-
geois als Routine. Auch Vertuschung, wenn man 
sich durch besonderes Ungeschick bei der Spu-
renverwischung eine Blöße gegeben hat. 
Ich finde es einfach unanständig, wie der ge-
stürzte BRD-Präsident von den eigenen Artgenos-
sen zum allgemeinen Fußabtreter erklärt wurde, 
obwohl er sich doch ganz im Sinne der Moral-
vorstellungen seiner Klasse bewegt hat. 
So ein „Häuschen“ wie jenes, bei dessen Errich-
tung reiche Kreditgeber dem Bauherrn mal rasch 
mit einer halben Million aus der Klemme halfen, 
besaßen in der DDR – zu weitaus günstigeren 
Konditionen – die meisten Handwerksmeister 
und viele LPG-Bauern. 
Weitaus gravierender scheinen mir – wenn schon 
von Missetaten die Rede ist – Wulffs „Engage-
ment“ am Afghanistan-„Theater“, wie die Ameri-
kaner Kriegsschauplätze zu bezeichnen pflegen, 
und seine diffamierenden Äußerungen zur DDR. 
Die hat der Expräsident, den die niedersäch-
sische Justiz eines Verstoßes gegen die Straf-
gesetze bezichtigt, nämlich „verbrecherisch“ 
genannt. 
Die vom SPD-Vorsitzenden Sigmar Gabriel zur 
Schau gestellte Empörung – in seiner Pauschal-
kritik an der Kanzlerpartei sparte er Angela 
Merkel auffälligerweise aus – ist nicht mehr als 
eine schlecht in Szene gesetzte Schmierenko-
mödie. Der vom Exbundeskanzler und heutigen 
Konzernmagnaten Gerhard Schröder protegierte 
Schulmeister aus Wulffs Niedersachsen träumt 
doch lediglich davon, bei möglichst vorgezoge-
nen Bundestagswahlen mit der CDU ins Koali-
tionsbett zu steigen und dann mit Merkel unter 
einer Decke zu stecken. 
Daß Wulff von der eigenen Partei nach seiner 
gewisse Einblicke gewährenden Lindauer Rede 
vom 24. August 2011 den Wölfen zum Fraß vor-
geworfen und trotz des ebenso hohen wie hohlen 
Amtes, das er bekleidete, zum Spucknapf bour-
geoiser Medien wurde, ist ein sicheres Indiz: 
Offensichtlich gibt es in der CDU weiter rechts 
stehende Kräfte mit erheblichem Einfluß, die 
den Präsidenten ausbooten wollten. 
Oder sagte man Wulff und meinte in Wahr-
heit Merkel, die ihn erfunden und damit einen 
Konkurrenten aufs tote Gleis geschoben hatte? 
Denn auch die derzeit „mächtigste Frau Europas“ 
besitzt kompromißlose Widersacher im eigenen 
Lager. Leute wie Abrißminister Ramsauer, der 
das Berliner Marx-Engels-Denkmal schleifen 

oder zumindest verstecken möchte, der forsche 
Generalssohn und Kriegsminister de Maizière 
sowie der faschistoide CSU-Hexenjägermeister 
Dobrindt, der unverhohlen auf ein Verbot der 
Partei Die Linke drängt, konnten sich gewiß ein 
weniger blasses und zaghaftes Staatsoberhaupt 
als den vergleichsweise zahm-zivilen Amtsinha-
ber a. D. vorstellen. 
Zu den Einpeitschern der Anti-Wulff-Kampa-
gne gehörte neben der „Bild“-Zeitung, deren auf 
Schlammschlachten spezialisierter Chefre-
dakteur den ersten Mann im Staate wie seinen 
Volontär behandelte, auch das von Beginn an 
CDU-gesteuerte ZDF. Dessen Macher und Mode-
ratoren ließen keine Gelegenheit aus, den bishe-
rigen Hausherrn im Schloß Bellevue Tag für Tag 
mehr vorzuführen. 
So weiß jetzt alle Welt, daß die Monopolmedien 
nicht – wie immer behauptet – nach Legislative, 
Exekutive und Gerichtsbarkeit die vierte, son-
dern vielmehr die erste Gewalt im „freiheitlich-
demokratischen Rechtsstaat“ BRD sind. 
Durch die jedes Maß sprengende Treibjagd auf 
den Präsidenten sollten zwei Fliegen mit einer 
Klappe geschlagen werden: Erstens ging es 
darum, den bereits abgewrackten antikommu-
nistischen Großinquisitor Gauck wieder aus der 
Versenkung zu holen und als von „Bild“ gestylten 
„Präsidenten der Herzen“ auf den Schild zu heben. 
Zweitens wurde ein gigantisches Ablenkungs-
manöver angeschoben, um die zu jener Zeit alles 
überlagernde Verquickung der bundesdeutschen 
Nazi-Szene mit dem rechtsäugig blinden Verfas-
sungsschutz aus Schlagzeilen und von Bildschir-
men zu verdrängen. Da kam die vergleichsweise 
harmlose „Affäre Wulff“ gerade recht. So blies 
man bourgeoises Normalverhalten zum Riesen-
skandal auf und gab das Staatsoberhaupt für 
den Abschuß frei. 
Und einen weiteren Aspekt sollte man im Auge 
behalten: In aller Stille beginnt sich – nach dem 
Aus für die Dilettanten- und Wichtigtuerpartei 
FDP – eine neue politische Kraft zu formieren, bei 
der die wirklich Mächtigen Regie führen. Ex-Un-
ternehmerverbandspräsident Hans-Olaf Henkel, 
der von ihm selbst in die Welt gesetzte Gerüchte 
eifrig dementiert, ist wohl mehr als der Träger 
des Namens einer bekannten Waschmittelmarke. 
Er weiß so „verläßliche Leute“ wie den früheren 
BDI-Geschäftsführer Merz sowie die „Sozialde-
mokraten“ Clement und Sarrazin in seiner Nähe. 
Auch aus der Ecke des Herrn Koch dürfte es nicht 
an Komplizen und Komparsen fehlen. 
Jene aber, die jetzt eine neue Platte auflegen, 
steuern noch weit schrillere und schlimmere 
Töne zur antikommunistischen Kakophonie bei, 
als wir sie bisher gehört haben.� Klaus Steiniger
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Ein Skrupelloser als „moralische Instanz“?

Zu ihrem Neujahrsempfang hatte die 
SPD, Unterbezirk Gießen, mit Joachim 

Gauck einen Festredner einge-
laden, der zehn Jahre lang Herr 
über die „Stasi“-Akten gewesen 
ist. Als Pastor, als ostdeutscher 
„Bürgerrechtler“, ja, als „morali-
sche Instanz“ hatte er es 2010 bis 
zu seiner ersten Kandidatur für 
das Amt des Bundespräsidenten 
gebracht. 
Über einige Details seiner Ver-
gangenheit möchte Gauck heute 
gerne den Mantel des Schwei-
gens ausbreiten. Wie der „Spie-
gel“ in Nr. 17/91 berichtete, hat 
er sich im Sommer 1990 stunden-
lang mit den über ihn angeleg-
ten Akten (Vorgang „Larve“) ohne 
Gegenwart anderer im Archiv der 
Rostocker Bezirksverwaltung des 
MfS beschäftigt. 
Kaum einer weiß, daß Gauck sei-
ner Kontaktsuche zum Ministe-
rium für Staatssicherheit manche 
Privilegien verdankte. Nur ein Beispiel: 
Seine beiden Söhne durften in die BRD 
übersiedeln und konnten danach jeder-
zeit wieder Besuche in der DDR abstat-
ten. Und auf Gaucks Wunsch wurde 
ein VW-Transporter eigens für seine 
persönlichen Zwecke importiert. Ähn-
liches bestätigte auch „Die Welt“, die 
am 23. April 1991 über ein 90minüti-
ges Gespräch berichtete, das Gauck am  
28. Juli 1988 mit MfS-Hauptmann Terpe 

geführt hatte. Im Protokoll darüber fin-
det man solche engagierten Äußerungen 

des Pfarrers wie, es sei „dringend not-
wendig, die Attraktivität des Sozialismus 
entscheidend zu steigern“ oder: Die Bür-
ger müßten „ein echtes Heimatgefühl ent-
wickeln“. Überdies habe Gauck beteuert, 
„daß letzten Endes auch er versagt und 
nicht alles dafür getan habe, daß seine 
Kinder in der DDR blieben“. Er erkun-
digte sich abschließend danach, ob er 
sich, wenn er ein Problem habe, vertrau-
ensvoll an das MfS wenden könne.

Opportunisten hat es immer gege-
ben, doch die Art dieses Sauberman-

nes, der Privilegien einheimste 
und es sich in der DDR gemüt-
lich machte, um anschließend 
zum Großinquisitor zu mutieren, 
ist schon perfide. Ohne Skrupel 
wurden unter seiner Leitung alle, 
die irgend etwas mit dem MfS 
zu tun gehabt hatten, angepran-
gert und verfolgt. Oft reichte ein 
Wink aus der Gauck-Behörde für 
eine Hexenjagd bis zur Existenz-
vernichtung. Übrigens haben 
hauptamtliche Mitarbeiter der 
„Stasi“ und deren „IM“ nicht mehr 
getan als andere Geheimdienst-
ler auch, nur daß die einen im 
Solde des Kapitals stehen, wäh-
rend die anderen den Sozialismus 
verteidigten. Verglichen mit Ver-
fassungsschutz und BND waren 
sie allerdings die reinsten Wai-
senknaben. Und Nazi-Mörder-
banden wurden von ihnen nicht 

gedeckt, sondern entdeckt. 
Gauck hat im Dienste der Siegerjustiz 
geholfen, die DDR zu „delegitimieren“, 
wie es der damalige Justizminister Klaus 
Kinkel 1992 gefordert hat. Dafür verlieh 
man ihm 1999 den Doktortitel – hono-
ris causa („ehrenhalber“). Müßte es hier 
nicht eher heißen: humoris causa?
� Erika Beltz

Gießener Echo, Januar 2012

Der Wulffe sind gar viele
Wochenlang wird nun schon unverdrossen
Auf uns’ren „armen“ Wulff geschossen.
Nur  e i n e n  Wulff hat man zum Ziele,
jedoch der Wulffe gibt es viele.
Wir haben die doch selbst gewählt.
Somit ist jeder Schuß verfehlt.
Darum hört auf, den Wulff zu quälen,
doch denkt scharf nach, wenn ihr geht wählen.
Trau keinem Wulff auf grüner Heid’
und niemandem bei seinem Eid.
Nun merkelt auf und gebt gut acht,
wohin ihr euer Kreuzel macht!
Da sind auch Wölfe schnell zur Stelle,
sie tragen Frack statt brauner Felle.

Annelies Kremkau, Leipzig

Collage: Renatus Schulz

Gleiche Brüder – gleiche Kappen: Während Joachim Gauck dem Sozialdarwinisten Thilo Sarrazin „Mut“ beschei-
nigte, betrachtet der Autor des schwer rechtslastigen Bestsellers „Deutschland schafft sich ab“ den Wulff-Nach-
folger als die „denkbar beste Wahl“.

Karikatur: Klaus Stuttmann
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Letzte Auschwitz-Überlebende an BRD-Spitze:
Faschistenbanden endlich verbieten!

In großer Sorge wenden wir uns heute 
an Sie. Antisemitische, rassistische 

und neofaschistische Ideologie und Pra-
xis finden Akzeptanz bis in die Mitte der 
Gesellschaft. Sie, die Regierenden, tra-
gen Mitverantwortung an den „deutschen 
Zuständen“ heute, an der Ökonomisierung 
des Denkens, an der Entsolidarisierung 
der Gesellschaft, und, daraus folgend, an 
der sozialen Spaltung, die Ängste schürt. 
Rassismus, Antisemitismus und Fremden-
feindlichkeit haben heute wieder Konjunk-
tur in Deutschland.

In Zeiten, in denen hierzulande minde-
stens zehn Menschen von einer rechten 
Terrorbande ermordet wurden, weil sie 
türkische und griechische Namen trugen 
und mindestens 13 Jahre lang der „Natio-
nalsozialistische Untergrund“/NSU unter 
den offensichtlich rechts zugedrückten 
Augen der Polizei, der Justiz und des Ver-
fassungsschutzes wütete;

in Zeiten, da 182 Tote durch Gewalt von 
Nazis und Neonazis in den vergangenen 
20 Jahren von den Regierenden scheinbar 
übersehen wurden, obwohl doch Ausstel-
lungen wie „Opfer rechter Gewalt“ seit 
Jahren vielerorts gezeigt wurden, ein-
schlägige Websites und Foren mit unend-
licher Mühe von NGOs, Bürgerinitiativen 
und Opferverbänden ganz öffentlich 
zugänglich waren und sind;

in Zeiten, in denen selbst im Winter Men-
schen schon wieder nachts aus dem Schlaf 
gerissen und abgeschoben werden, Bür-
gerkriegsflüchtlinge, Roma, Familien 
mit Kindern, Alte und Kranke in elende 
Zustände gewaltsam verbracht werden, 
obwohl auch Überlebende des Holocaust, 
die im Exil Zuflucht fanden, immer wie-
der das Bleiberecht anmahnen;

in Zeiten, in denen ungeachtet zahl-
reicher Proteste, trotz Mahnungen von 
Überlebendenorganisationen, von den 
Zentralräten der Juden und der Muslime, 
von Wissenschaftlern die Fachministe-
rin beratungsresistent bleibt. Wir müs-
sen uns als Fremde für die Ministerin 
Schröder schämen, die durch ihre soge-
nannte Extremismusklausel Überleben-
denorganisationen und seit Jahrzehnten 
ehrenamtlich arbeitende Initiativen gegen 
rechts mit dem Generalverdacht überzieht, 
nicht auf dem Boden des Grundgesetzes 
zu stehen. Bespitzelung und Verdächti-
gung statt Aufklärung und Anerkennung, 
Geld nur gegen Gesinnungsschnüffelei – 
wie groß wird der Scherbenhaufen sein, 
den das Ministerium hinterläßt?;

in Zeiten, in denen schon wieder obrig-
keitsstaatliches Denken Konjunktur hat, 

durch das Befolgen von Befehlen und 
Anordnungen selbst bei Frosttempera-
turen mit Wasserwerfern auf Menschen 
geschossen wird, die in friedlichen Bloc-
kaden sich mutig auf die Straßen der 
Städte setzen, um marschierende Neona-
zis zu stoppen. Gegen sie wird Tränengas 
in gesundheitsgefährdenden Mengen ein-
gesetzt. Der Vertrauensverlust in demo-
kratische Zustände ist kaum zu ermessen, 
wenn Demonstranten weggespritzt und 
anderweitig traktiert, Menschen bespit-
zelt, überwacht und ausgehorcht, Mobil-
funkdaten mißbraucht, Immunitäten von 
Abgeordneten aufgehoben werden;

in Zeiten, in denen selbst ein Shoa-Überle-
bender wie Ernst Grube, VVN-BdA-Vorsit-
zender in Bayern, vom Nachrichtendienst 
überwacht und als Zeitzeuge diskredi-
tiert wird;

in Zeiten, in denen die NPD und neo-
faschistische Kameradschaften ganze 
Regionen zu „national befreiten Zonen“ 
erklären und die NPD immer noch nicht 
verboten ist, mischen wir uns ein und for-
dern Sie auf: Handeln Sie, jetzt!

Sieben Sofortmaßnahmen schlagen wir 
Ihnen vor:

Schluß mit der öffentlichen Subventio-
nierung neofaschistischer Organisationen 
durch V-Leute! Wir fordern gründliche 
und parlamentsöffentliche Aufklärung 
der Morde sowie der Verfehlungen und 
Verstrickungen des Verfassungsschut-
zes und der Polizei in die Bluttaten des 
„Nationalsozialistischen Untergrunds“ 
und ähnlicher Geheimbünde.
Schluß mit der Un-Kultur des Verdachts 
und der Gleichsetzung „Rot gleich Braun“; 
wir fordern gründliche und öffentliche 
Aufarbeitung aller Todesfälle durch 
rechte Gewalt in den vergangenen 20 
Jahren!
Schluß mit den Abschiebungen, Bleibe-
recht für alle, insbesondere für Roma 
und Sinti!
Schluß mit den Verdächtigungen staat-
lich nicht kontrollierter Projekte und 
Initiativen gegen rechts!
Schluß mit der Gewalt gegen Menschen, 
die ihren eigenen Körper in friedlichen 
Sitzblockaden gegen Neonaziaufmärsche 
einsetzen, die großen Mut beweisen und 
unsere Hoffnung auf eine bessere Zukunft 
sind! Schluß mit der Kriminalisierung!
Schluß mit der Überwachung von Über-
lebenden des Holocaust! Die Diskreditie-
rung ihrer Zeitzeugenarbeit, wie z. B. bei 
Ernst Grube in Bayern, muß sofort been-
det werden!
Und Sie, Frau Bundeskanzlerin Dr. Merkel, 
und die Bundesregierung fordern wir 

wiederum auf: Verbieten Sie endlich nach 
Artikel 139 des Grundgesetzes und ent-
sprechend dem Potsdamer Abkommen 
die NPD und alle faschistischen Nach-
folgeorganisationen, ihre Schriften, ihre 
Embleme, ihre Aktivitäten! Das sind wir 
den Millionen Opfern der faschistischen 
Verbrechen schuldig.

Bitte unterrichten Sie uns über Ihre Maß-
nahmen. 

Esther Bejarano, Vorsitzende

Auschwitz-Komitee in der Bundesrepublik 
Deutschland e. V.

Tiefe Trauer um
Fritz Teppich 

Am 25. Februar ist unser Autor, 
Freund und Genosse Fritz Teppich, 
dessen nächste Angehörige in 
Auschwitz ermordet wurden, im 
hohen Alter von 93 Jahren verstor-
ben. Er ist seiner Frau nach kurzer 
Zeit gefolgt.
Der Kommunist und Spanienkämp-
fer Fritz Teppich – ein liebenswer-
ter Mensch mit eigenwilligem 
Charakter – war ein marxistisch 
beschlagener und politisch 
erfahrener Frontsoldat des Anti-
faschismus. Der langjährige Jour-
nalist – er gehörte seit Jahren zum 
Autorenkreis des RF – fühlte sich 
unserer Zeitschrift in Solidarität 
und Freundschaft eng verbunden.
Wir verneigen uns vor dem toten 
Weggefährten und übermitteln 
seinen Söhnen Helmut und Michael 
sowie allen Angehörigen unser 
tiefempfundenes Mitgefühl.

Diese beeindruckende Aufnahme des  
Internationalisten Fritz Teppich mach- 
te Gabriele Senft 2002 auf einem Soli-
daritäts-Meeting für die Palästinenser.



Seite 4� RotFuchs / April 2012

Seit Monaten wird alle Welt mit Meldun-
gen über Rettungsschirme zur Behe-

bung der Euro-Krise derart bombardiert, 
daß es niemand mehr hören oder lesen 
kann. Da muß ein neues Geisterwort her. 
Es heißt „Zwangsheimkinder“ der DDR. 
Ehemals in Jugendwerkhöfe Eingewie-
sene haben auf Grund entsprechender 
Empfehlungen einen „Interessenverband“ 
gegründet, berichtete die „Schweriner 
Volkszeitung“.
Die Nicht-Unantastbarkeit des Menschen 
in kirchlichen Heimen der alten BRD war 
in Blättern und auf Bildschirmen bis zur 
Neige ausgekostet worden. Das Thema galt 
als abgegessen. Die Schuld wurde zwar 
nicht gesühnt, aber einiges Geld ist als 

„Kompensation“ geflossen. Dem Papst war 
die Angelegenheit sichtbar peinlich. So rief 
er zu „mehr Glauben“ oder mehr zu glau-
ben auf, damit die Zahl der Seligen nicht 
weiter abnehme. 
Doch zurück zu den angeblich gequälten 
und mißbrauchten Heimkindern der DDR. 
Wer weiß schon in den alten Bundeslän-
dern, daß es ganz unterschiedliche, in aller 
Regel staatlich geleitete Heime gab? Glaubt 
man der bürgerlichen Boulevardpresse, 
dann existierten nur „SED-Zwangsheime“, 
die von der „roten Diktatur“ eingerich-
tet worden waren, um aufsässige junge 
„Regimegegner“, die sich der „kommunisti-
schen Einheitsschule“  widersetzten, zur 
Raison zu bringen. Nach BRD-Maßstäben 
zur Delegitimierung der DDR handelte es 
sich bei den auf solche Weise Gepeinigten 
um aufrechte Widerstandskämpfer und 
Bürgerrechtler. Sie hätten ihren Indivi-
dualismus gegen den Kollektivismus der 
SED, gegen ihnen auferlegte Zwänge und 
Arbeitspflichten gestellt, seien also für 

die Freiheit des eigenen Willens und für 
totale „Selbstverwirklichung“ eingetre-
ten. Muß man etwa noch mehr Gründe 
aufzählen, um zu begreifen, warum von 
solchem Leid Betroffene den Status von 
Opfern des „stalinistischen Unrechtsre-
gimes“ erlangen wollen?
Es ist doch recht obskur: Derart Drangsa-
lierte haben 22 Jahre lang Nacht für Nacht 
an das Erlittene gedacht, ohne etwas zu 
unternehmen, um zu ihrem „Recht“, zur 
Tilgung einst über sie verhängter Strafen 
und zu angemessener finanzieller Entschä-
digung durch den „Rechtsstaat“ zu gelan-
gen! Sie verfolgten jedoch das Geschehen 
in der Bundesrepublik sehr aufmerksam.
Dabei nahmen sie wahr, welche stattli-
chen Summen von den beiden großen Kir-
chen gezahlt worden sind, um von deren 
Priestern begangenes Unrecht „wieder-
gutzumachen“. Medien nannten das ein 
„Zeichen der Versöhnung“, was zwangsläu-
fig Nachahmer auf den Plan rufen mußte. 
Zu ihnen zählten auch die vermeintlichen 
Zwangsheimkinder der DDR. So fanden 
sie endlich den „Mut“, sich zu offenbaren. 
Wer will es ihnen verdenken, daß sie dem 
„Beispiel“ der durch Geistliche Geschän-
deten nacheiferten. 
Geld des Steuerzahlers aber verwaltet nun 
einmal die Regierung. Sie gibt es nicht 
ohne Gegenleistung aus. Der Schaden für 
die Seele muß „staatsfördernd“ begrün-
det werden. Da ist es am erfolgverspre-
chendsten, wenn man Vokabeln wie „Stasi“, 

„Unrechtsstaat“ und „SED-Regime“ mög-
lichst gebündelt der Medienwelt zukom-
men läßt. Das lenkt zugleich vortrefflich 
von gravierenden Übeln in bundesdeut-
schen Landen ab. Natürlich darf dabei 
auch der Name Margot Honecker als der 

„obersten Übeltäterin“ nicht fehlen. Tat-
sächlich wurden in den Jugendwerkhö-
fen auf gesetzlicher Grundlage nur solche 
mindestens 14jährige untergebracht, die 
von der schiefen Bahn weggeholt und erzo-
gen werden sollten. Die soziale Schräg-
lage mußte schon gravierend sein, wenn 
junge Leute dort eingewiesen wurden, um 
an Ordnung, Pflichten, Arbeit, Zuverläs-
sigkeit und andere Tugenden gewöhnt zu 
werden. Sie lebten in Kollektiven unter 
Aufsicht erfahrener Pädagogen, die nicht 
nur ihr Fach beherrschten, sondern sich 
auch der keineswegs leichten Aufgabe 
unterzogen, die ihnen Anvertrauten vor 
einem Schmarotzerleben zu bewahren und 
nach Abschluß des Erziehungsprozesses 
in die Gesellschaft zu entlassen.
Haben die inzwischen in die Jahre gekom-
menen Mitglieder des jetzt gegründeten 

„Interessenverbandes ehemaliger DDR-H 
eimkinder“ all das aus ihrem Gedächt-
nis gestrichen?
Und vor allem: Warum tut man so, als ob 
es in der DDR nur Jugendwerkhöfe, nicht 
aber eine beachtliche Zahl ganz normaler 
Heime für Kinder und Heranwachsende 
gegeben habe? Meines Wissens existiert  
bislang noch kein Gegenprojekt jener, wel-
che sich mit Freude und Dankbarkeit an 
ihre schöne Zeit in solchen Heimen erin-
nern. Das wäre doch von Nutzen, auch 
wenn es nicht zu jener das Bildungs- und 
Erziehungswesen der DDR schmähenden 
Karikatur paßt, welche die in der BRD den 
Ton Angebenden vom sozialistischen deut-
schen Staat verbreiten. Ein solcher – posi-
tiver – Interessenverbund würde in den 
Medien der Bourgeoisie allerdings wohl 
kaum Erwähnung finden. 

Hans Jürgen Grebin, Rostock

„Zwangsheimkinder“ wollen Bares
Entschädigung priesterlicher Mißbrauchsopfer  

löste Nachahmungsreflexe aus

Gilbert Furian ist seit 2000 „Referent“ 
in Knabes Hohenschönhausener Gru-

selkabinett. Er durfte der Bundeskanzle-
rin seine „Stasihölle“ vorführen und tritt 
– wie andere seines Schlages – bei sich bie-
tenden Anlässen öffentlich auf.
Am 2. September 2011 war er Podiums-
gast einer Veranstaltung der Berliner 
„Kiezspinne“. Als Moderator fungierte 
der Vorsitzende des dieses Haus betrei-
benden Nachbarschaftlichen Interessen-
verbundes Manfred Becker (SPD). Thema 
waren die Grenzsicherungsmaßnah-
men der DDR zu Westberlin vom August 
1961. Unter den Teilnehmern befand sich 
die 11. Klasse der Mildred-Harnack-
Oberschule aus der Schulze-Boysen-
Straße. Zwei Namen von den Faschisten 

hingerichteter Widerstandskämpfer der 
„Roten Kapelle“!
Furian referierte zum Thema „Biografie 
unter Mauerbedingungen“. Sein „Vortrag“ 
wurde aufgezeichnet. Er bediente die übli-
chen antikommunistischen Klischees, wel-
che die reale Entwicklung in der DDR nicht 
widerspiegeln.
Unter der Schlagzeile „Selbstmord nach 
Stasi-Vorwurf“ hatte das ND am gleichen 
Tag über ein schlimmes Ereignis in Blan-
kenfelde-Mahlow – einer Gemeinde im 
Berliner Umfeld – berichtet. Dort tötete 
sich eine 43jährige Mitarbeiterin des 
Ordnungsamtes selbst, nachdem sie wie-
derholt auf ihrer Arbeitsstelle und bei 
anderen Empfängern per Fax anonym 
denunziert worden war, Mitarbeiterin des 

MfS gewesen zu sein. Ein Veranstaltungs-
teilnehmer in der „Kiezspinne“ wollte von 
Furian wissen, welche Meinung er zu die-
sem schrecklichen Vorfall vertrete und 
ob es nicht an der Zeit sei, den Hexenjag-
den ein Ende zu setzen. Knabes „Referent“ 
erklärte daraufhin: „Ich sage das jetzt 
ganz drastisch: Solange ehemalige Spit-
zel wichtige Positionen in Parlamenten 
dieses Landes haben, kann damit nicht 
aufgehört werden …“
Diese infame Äußerung bezog sich auf 
den Freitod einer Frau, die zum Zeitpunkt 
des Untergangs der DDR nicht älter als 
22 gewesen sein kann. Der Mann, der das 
von sich gab, ist mit einer evangelischen 
Pfarrerin verheiratet!

Herbert Kierstein, Bestensee

Unchristliches vom Mann einer Pfarrerin
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Die Vision eines Blinden 
Ernst Machacek – Lehrer, Minister und Vorausschauender

Wer an Ernst Machacek denkt, erin-
nert sich eines Mannes mit außer-

gewöhnlichen Eigenschaften. Er war 
unglaublich belesen, ohne andere mit 
seinem Wissen zu erschlagen. Er war 
tolerant und zugleich prinzipienfest, 
umgänglich, aber bestimmt. Und er war 
in der Gegenwart verwurzelt, träumte 
jedoch von einer besseren Zukunft. 
Wir begegneten einander zum ersten 
Mal Mitte der 50er Jahre als sehr junge 
Direktoren von Instituten für Lehrer-
bildung. Ernst leitete eine solche Ein-
richtung in Weißenfels, ich war mit der 
gleichen Aufgabe in Meiningen betraut. 
Immer, wenn die Hauptabteilung Lehrer-
bildung im Ministerium für Volksbildung 
die Institutsdirektoren zu Beratungen 
oder Kursen nach Berlin einlud, saßen 
wir zusammen, tauschten Erfahrungen 
über die Arbeit mit dem Lehrernach-
wuchs aus. Zwischen uns stimmte – wie 
man so sagt – die Chemie.
Als ich für einige Jahre eine andere Auf-
gabe zugewiesen bekam, riß unser per-
sönlicher Kontakt zeitweilig ab. Erst 
Mitte der 60er begegneten wir einan-
der erneut. Ernst war inzwischen zum 
Stellvertretenden Volksbildungsmini-
ster der DDR avanciert, ich arbeitete als 
Redakteur der „Deutschen Lehrerzeitung“. 

Später hatten wir – aufgabenbedingt – 
wieder häufiger miteinander zu tun. Doch 
dann folgten zwei Jahrzehnte, in denen 
wir uns buchstäblich aus den Augen ver-
loren. Ernst arbeitete an einem Buch, 
dessen gedanklicher Bogen sich von den 
Anfängen der Lehrerbildung in Deutsch-
land bis in die Zeit der DDR spannte. Ein 
schrecklicher Unfall, an dessen Folgen 
er bis zu seinem Lebensende litt, unter-
brach diese schöpferische Arbeit. Mich 
hatten andere Ereignisse aus einer kon-
tinuierlichen beruflichen Entwicklung 
geworfen.
Erst 2008 sahen wir uns wieder. Ich war 
hoch erfreut, eine Einladung zu einem 
Symposium zu erhalten, welches Freunde 
Prof. Machaceks am 6. Dezember anläß-
lich seines 85. Geburtstages organisiert 
hatten. Bei unserer Begrüßung erkannte 
er mich an der Stimme, nicht aber am 
Äußeren. Seine Sehkraft war durch eine 
fortgeschrittene Makula-Degeneration 
erheblich eingeschränkt. Doch dann 
sprach er fast eine Stunde frei über den 
Inhalt seines Buches, welches durch die 
Zeitumstände leider nicht mehr abge-
schlossen werden konnte.
Tage darauf telefonierten wir des öfteren 
miteinander. Bald verlor Ernst gänzlich 
sein Augenlicht, und da seine Frau das 

gleiche Schicksal ereilte, war ein Umzug 
aus der Leipziger Straße Berlins in die 
Blindenwohnstätte Weißensee unumgäng-
lich. Am Telefon erzählte mir Ernst in 
berührenden Worten, wie sehr ihn diese 
Veränderung in seiner Lebensqualität 
getroffen habe. Vor allem schmerzte ihn 
die Trennung von seinen 5000 Büchern.
Und noch eines konnte er, wie Ernst mich 
wissen ließ – nicht verwinden: Zeit sei-
nes Berufslebens hatte er sich um die 
Erziehung der ihm anvertrauten Schul-
kinder – und später um die nachfolgenden 
Lehrergenerationen – zu friedliebenden 
Staatsbürgern bemüht. Im hohen Alter 
aber wurde er von den heutigen Machtha-
bern, die Tausende junge Menschen wie-
der in einen Krieg geschickt haben, wegen 
„Nähe“ zum ersten deutschen Friedens-
staat mit Rentenkürzung bestraft.
Am 26. Oktober 2010 haben wir, seine 
Genossen und Freunde, Ernst Machacek 
in Berlin-Weißensee auf seinem letzten 
Weg begleitet.
Auch für ihn galten die Worte des in der 
Haft erblindeten langjährigen National-
vorsitzenden der KP der USA, Henry Win-
ston, der nach seiner Freilassung sagte: 

„Ich habe meine Sehkraft verloren, nicht 
aber meine Vision.“� Helmuth Hellge

Herzliche Geburtstagsgrüße an Margot Honecker 

Am 17. April vollendet Genossin Margot 
Honecker in Chile, wohin sie mit ihrem 
Lebens- und Kampfgefährten Erich Ho-
necker – unter entwürdigenden Umständen 
aus dem eigenen Land vertrieben – emi-
grieren mußte, ihr 85. Lebensjahr. 
Als Ministerin für Volksbildung der DDR hat 
sie – gestützt auf ein erfahrenes und reifes 
Kollektiv – Bemerkenswertes geleistet. Ihr 
Name bleibt mit dem fortschrittlichsten 
Schul- und Erziehungswesen in der deut-
schen Geschichte verbunden.
Am 11. Oktober 1949 hatte sie als jüng-   
ste Abgeordnete der Provisorischen Volks-
kammer Genossen Wilhelm Pieck nach 
seiner Wahl zum Präsidenten der Deut-
schen Demokratischen Republik herzlich 
beglückwünscht. Das Foto ging damals um 
die Welt.
Heute lebt Margot Honecker in Santiago, 
wo sie – u. a. als Leserin des RF seit des-
sen Nr. 1 – trotz ihres hohen Alters auf-
merksam das Geschehen in der BRD, Europa und aller Welt verfolgt. Sie fühlt sich 
den antifaschistisch-demokratischen Kräften in Deutschland wie ihren chilenischen 
Freunden eng verbunden. Besonders schlägt ihr Herz für Kuba, auf das sie als häu-
figer Gast des sozialistischen Inselstaates große Hoffnungen setzt.
Wir gratulieren Genossin Margot Honecker im Namen vieler standhaft gebliebener 
Kommunisten und Sozialisten mit und ohne Parteibuch zu ihrem Ehrentag auf das 
herzlichste!

Margot Honecker im Gespräch mit 
einer Schülerin, die ihr ein selbstgeba-
steltes Pioniergeschenk überreichte.

Am 25. Januar war die DKP-Vorsit-
zende Bettina Jürgensen bei der RF- 
Regionalgruppe Rostock zu Gast, die 
gemeinsam mit der Basisorganisation 
ihrer Partei zu einem Meinungsaus-
tausch über Fragen des Zusammen-
wirkens linker Kräfte eingeladen hatte. 
Unser Foto zeigt die Politikerin zwi-
schen dem neuen Regionalgruppen-
Vorsitzenden Carsten Hanke (re) und 
seinem langjährigen Vorgänger Harry 
Machals, der aus Altersgründen nicht 
wieder kandidiert hatte und mit großer 
Herzlichkeit verabschiedet wurde.
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Ich erwache. Klar, selbst Grundsiche-
rungsrentner wachen auf, auch wenn es 

dem Staat vielleicht lieber wäre, sie wür-
den bald gar nicht mehr aufwachen ...
Nach dem Frühstück kommt dann das 
erste NEIN! Ich höre auf Hessen-Radio-
Info, daß „Gerd Brabbelblutz“, ein von mir 
geliebter Musiker, bei uns in Kassel auf-
tritt. Mich durchfährt es wie ein Blitz – 
TOLL! Äh ... NEIN, das geht ja nicht, der 
Eintritt ist zu teuer, ganz abgesehen von 
der Fahrkarte. Da ist nichts zu machen.
Also erst mal was für die Gesundheit tun. 
Mein Arzt hat mir gesagt, ich solle täglich 
wegen des Cholesterinspiegels Walnüsse 
zu mir nehmen. Wieder ein eindeutiges 
NEIN: Walnüsse kosten zu viel ...
Aber einkaufen müßte ich schon mal. Also 
rein in die Sommerschuhe mit Lüftung 
an der Seite, obwohl gerade Winter mit 
Frosttemperaturen ist. Warum ich mir das 
antue? Ganz einfach, ich habe nur dieses 
eine Paar, muß erst sparen, bis ich mir 
was Vernünftiges kaufen kann. Habe bei 
der Schuhsuche leider zu oft NEIN sagen 
müssen ... Weil das Geld zum Beispiel für 
die Praxisgebühr gebraucht wurde. Beim 
Einkaufen freue ich mich dann aber doch 
über die Wärme im Supermarkt, denn die 
Füße sind schon recht kalt geworden.
Es gibt wirklich viele schöne Sachen in 
dem Laden, aber für mich liegt das mei-
ste ganz unten. Die sogenannte Bückware 
kommt meinen chronischen Rücken-
schmerzen nicht gerade entgegen, doch 
was soll ich machen, es geht halt nur das 
Billigste, und das liegt fast immer in der 
letzten Reihe.
Eine Frau spricht mich an und meint, ich 
solle doch mal das Produkt der Firma 

Klaboinga versuchen, das stehe gleich 
hier oben und wäre viel besser als das 
Zeug, nach dem ich da unten gerade 
greife. Überdies sei es Bio-Ware, und 

wir hätten schließlich eine Verant-
wortung der Welt gegenüber ... Ich 
kann mich nicht halten und fauche 
sarkastisch zurück: „Das ist nur für 
jene, welche das auch verdient haben. 
Offensichtlich gehöre ich nicht dazu!“ 
Der „Einkauf“ besteht noch aus unzäh-
ligen NEINS, aber es ist doch schön zu 
sehen, wie andere einfach zugreifen ohne 
Ende ...
An der Kasse kommt dann die bittere 
Wahrheit. Wieder mehr als gehofft! 
Oh Gott, das Geld muß noch zwei 
Wochen reichen ... Dabei hätte ich auch 
mal gerne ... ach, lassen wir das ... 
Und obendrein bin ich auch noch Vege-
tarier. Viele pflanzliche Produkte aber 
kann man fast mit Gold aufwiegen ... 
Ich recherchiere deshalb im Internet, wo 
vegetarische und andere Sachen günsti-
ger zu bekommen sind, wenn es auch oft 
sehr viel Zeit kostet, nach den niedrig-
sten Preisen zu fahnden und das Porto 
für die Lieferung den Vorteil wieder weg-
nimmt. Übrigens sind auch die Kosten 
des Anschlusses für mich recht heftig.
Aber was soll’s! Schließlich kann ich 
mich ja ein wenig bilden, vielleicht am 
Nachmittag mal ins Museum ... Im Regel-
satz sind ja 1,30 Euro für Bildung drin, 

doch dafür werde ich wohl kaum eine 
Eintrittskarte bekommen, also lassen 
wir auch das.
Nachdem ich den Einkauf heimgeschleppt 
habe – ein Auto oder eine Busfahrkarte 
kann ich mir nicht leisten – breche ich 
in meiner Wohnung fast zusammen. Zum 
Glück liegt mein Asthma-Spray, für das 
ich allerdings 5 Euro zuzahlen mußte, 
ganz in der Nähe.
Im Regelsatz für 2010 sind gerade mal 
132,83 Euro im Monat vorgesehen – wie 
ich mich damit vier Wochen lang gesund 
ernähren soll, bleibt mir ein ewiges Rät-
sel ...
Dann höre ich im Radio einen tollen Poli-
tiker erzählen: „Ja, der Regelsatz ist auch 
deswegen so wie er ist, damit er Anreize 
schafft, wieder arbeiten zu gehen, damit 
man sich nicht darauf ausruht ...“ Ich 
schalte gerührt aus, zumal er ja auch für 
mich gilt – den Rentner, den dauerhaft 
Arbeitsunfähigen ... Wie um Gottes wil-
len soll ich das nun wieder verstehen?
Na ja, egal, nur noch ein ganz kleiner Tip 
für die Leser: Schaut mal gaaanz unten 
im Regal nach, da liegen immer die billi-
gen Spaghetti für 39 Cent ... Irrtum, auch 
dieser Traum ist leider ausgeträumt: Die 
kosten jetzt nämlich überall 49 Cent. Die 
Marktbesitzer wissen genau, bei wem sie 
sich das Geld holen!
Ich setze mich jetzt vor meinen kaputten 
Fernseher und schaue mir das Schwarz-
Weiß-Bild an, denn für einen neuen mit 
Farbe ist schon lange kein Geld da. 
Allen einen schönen Abend!

Peter Koch, Kassel

P.S. Ich halte mich übrigens an Lenin. 
Der hat mal geschrieben: „Der Große 
erscheint nur groß, wenn wir vor ihm 
auf Knien rutschen.“ 

Genießer ohne Genüsse
Was sich ein Grundsicherungsrentner alles nicht leisten kann

Karikatur aus „Eulenspiegel“ Nr. 19/1980

Am 5. April begeht der Vorsitzende der 
RF-Regionalgruppe Frankfurt (Oder) 

Werner Schleese 
seinen 75. Geburtstag. Als Journalist 
der damaligen SED-Bezirkszeitung 
„Neuer Tag“ und später in leitenden 
Funktionen der im Januar 1990 in 
Berlin (DDR) gegründeten KPD – heute 
ist er deren Pressesprecher und 
Mitglied des Redaktionskollegiums 
der Zeitung „Die Rote Fahne“ – hat er 
sich unablässig für die kommunistische 
Sache eingesetzt. Werner gehörte bis 
zum Herbst 2011 dem Vorstand des 
RF-Fördervereins an. Eine herzliche 
Umarmung, lieber Freund!

Historische Erfahrungen und 
aktuelle Aufgaben im Kampf um 
die Einheit der linken Kräfte

Auf der Grundlage der Rostocker 
Rede von Prof. Dr. Götz Dieckmann 
(Beilage zum RF 166) veranstaltet die 
RF-Regionalgruppe Nördliches Vor-
pommern vier Leserdiskussionen, die 
jeweils um 15 Uhr beginnen: 
am 11. April in Dierhagen Strand, „Haus 
des Gastes“, 
am 12. April in Greifswald, Wolgaster-/
Ecke Tallinner Straße (Gaststätte „White 
House“),
ebenfalls am 12. April in Prohn bei Stral-
sund (Gaststätte „Zur Kurve“, Stralsun-
der Straße 20) und 
am 17. April in Prora/Rügen („Kantine“, 
Poststraße 31). 

Interessenten sind  
herzlich eingeladen.
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Am 25. Januar 1982 veröffentlichte 
Pfarrer Rainer Eppelmann den „Ber-

liner Appell“, der durch eine Unterschrif-
tensammlung massenwirksam werden 
sollte. Zur gleichen Zeit präsentierte der 
sächsische Landesjugendpfarrer Harald 
Bretschneider das Logo für „Schwerter 
zu Pflugscharen“. Es wurde als Aufnä-
her in Herrnhut produziert und durch 
protestantische Pfarrer verbreitet. Vieles, 
was im Eppelmann-Aufruf stand, wirkte 
zupackend und schlüssig. Da las man zum 
Beispiel:
„Wenn wir leben wollen, fort mit den Waf-
fen! Und als erstes: Fort mit den Atomwaf-
fen! Ganz Europa muß atomwaffenfreie 
Zone werden. Wir schlagen Verhandlun-
gen zwischen den Regierungen der beiden 
deutschen Staaten über die Entfernung 
aller Atomwaffen aus Deutschland vor.“ 
Und weiter hieß es: „Das geteilte Deutsch-
land ist zur Aufmarschbasis der beiden 
großen Atommächte geworden. Wir schla-
gen vor, diese lebensgefährliche Konfron-
tation zu beenden. Die Siegermächte des 
2. Weltkrieges müssen endlich die Frie-
densverträge mit den beiden deutschen 
Staaten schließen, wie es im Potsdamer 
Abkommen von 1945 beschlossen wor-
den ist. Danach sollen die ehemaligen 
Alliierten ihre Besatzungstruppen aus 
Deutschland abziehen und Garantien 
für die Nichteinmischung in die inne-
ren Angelegenheiten der beiden deutschen 
Staaten vereinbaren.“ So weit, so gut.
Doch dann kam Eppelmann zur Sache. 
Er wandte sich nämlich mit einem Fra-
genkatalog direkt an die Regierung der 
DDR. Darin stand u. a.: „Sollten wir nicht 
anstelle des Wehrkundeunterrichts an 
unseren Schulen einen Unterricht über 
Fragen des Friedens einführen? Sollten 
wir nicht anstelle des jetzigen Wehrer-
satzdienstes für Kriegsdienstverweigerer 
auch sozialen Friedensdienst zulassen?
Sollten wir nicht auf alle Demonstrationen 
militärischer Machtmittel in der Öffent-
lichkeit verzichten und unsere staatlichen 
Feiern statt dessen dazu benutzen, den 
Friedenswillen des Volkes kundzutun?
Sollten wir nicht auf die Übungen zur 
sogenannten Zivilverteidigung verzich-
ten? Da es im Atomkrieg keine Möglich-
keiten einer sinnvollen Zivilverteidigung 
gibt, wird durch diese Übungen nur der 
Atomkrieg verharmlost. Ist das nicht 
womöglich eine Art psychologische 
Kriegsvorbereitung?“
Und der in der Berliner USA-Botschaft ein- 
und ausgehende Pfarrer, der später als 
Minister für Abrüstung und Verteidigung 
einer unter die Räuber gefallenen Noch-
DDR die systematische Zerschlagung der 
Nationalen Volksarmee einleitete und 
deren Waffen ins Ausland verscherbelte, 
präsentierte seine Hauptlosung: „Frieden 
schaffen ohne Waffen!“ Sein Appell war 

zwiespältiger Natur. Manche Ziele und 
Argumente stimmten mit politischen For-
derungen der DDR überein. Aber schon 
1982 war erkennbar, daß die Vorschläge 
nicht ehrlich gemeint waren. Der „Berli-
ner Appell“ sollte lediglich dazu dienen, 
die DDR ideologisch und militärisch zu 
entwaffnen. Und: In Deutschland lagern 
immer noch Atomwaffen.
Andererseits beobachteten die Gegner in 
der BRD nicht nur das Spiel mit gezink-
ten Karten, sondern unterstützten die 
„Dissidenten“ auch nach Kräften finan-
ziell. „Die Welt“ glaubte schon am 14. 
Februar 1982 zu wissen, daß die Bewe-
gung „Schwerter zu Pflugscharen“ der 
Anfang vom Ende der DDR sei.
Tatsächlich erfolgte die Vernetzung der 
Opposition „unter dem Dach der Kirche“. 
Im Herbst 1989 wurden deren Akteure zu 
Kohls willigsten Helfern. Dessen Schlüs-
sel-Auftritt fand am 19. Dezember an der 
Ruine der Dresdner Frauenkirche statt 
und war vom Klerus organisiert. Die Rolle 
Rainer Eppelmanns nach 1990 bleibt hier 
ausgespart, aber dessen Wandlung vom 
Paulus zum Saulus sollte Erwähnung 
finden. Ich fragte ihn im Mai 2000, wie 
er die damaligen Ziele mit seinen neuen 
Möglichkeiten als CDU-Bundestagsabge-
ordneter weiterverfolge. Der Mann, der 
jene berüchtigte Enquetekommission lei-
tete, welche die DDR in Acht und Bann 
schlug, schrieb mir: „Ich habe einerseits 
großes Verständnis dafür, daß Sie mich 
an meine Auffassung erinnern, für die ich 
sogar einige Zeit ins Gefängnis gegangen 
bin. Aber gerade weil ich nach der Wie-
dervereinigung Deutschlands viel dazu-
gelernt habe, sehe ich heute viele Dinge 
anders. Aus anderer Perspektive betrach-
tet, erhalten die gleichen Fragestellungen 
oft ein anderes Gesicht. Es ist natürlich 
weiterhin mein Wunsch, kriegerische 
Auseinandersetzungen und die Existenz 
von Armeen überflüssig zu machen. Ich 
habe jedoch lernen müssen, daß die Zeit 
hierfür noch nicht reif ist.
,Schwerter zu Pflugscharen‘ ist ein sym-
pathischer Gedanke, wenn es jedoch an 
die Umsetzung geht, wird es schwierig – 
es gibt zu viele Aspekte, die gegen eine 
Abschaffung der Bundeswehr sprechen. 
In meinen Augen sind Militärs nicht unbe-
dingt Friedensbringer. Aber ich glaube, 
daß eine starke Armee in bestimmten Zei-
ten zum Frieden beitragen kann, weil sie 
ein Gleichgewicht und eine Abschreckung 
für Angreifer darstellt. Armeen sind – so 
verstanden – ein politisches Mittel.“
„Ein großes Problem für die Zukunft“ sei 
„mit Sicherheit das erhebliche soziale 
Gefälle zwischen den Industrienationen 
und den Ländern der Dritten Welt sowie 
die jetzt durch den Wegfall des Eisernen 
Vorhangs unmittelbar aufeinanderpral-
lenden unterschiedlichen Gegebenheiten 

zwischen Ost -und Westeuropa.“ Eppel-
mann stellte fest: „Es könnten verständli-
che Begehrlichkeiten zu sozialen Kriegen 
führen, wenn wir ungeschützt dastün-
den.“ Und er fuhr fort: „Sie wissen auch, 
daß wir in internationale Verträge einge-
bunden sind, die wir nicht einfach auf-
kündigen können und auch nicht sollten. 
Darüber hinaus ist die Bundeswehr ein 
Wirtschaftsfaktor, und ihre Abschaffung 
würde viele Arbeitsplätze kosten.“
Nachdem Eppelmann seine heutige – 
total gewandelte – Sicht auf die Rolle 
von Streitkräften dargestellt und sich 
dabei übrigens von dem Gedanken einer 
Berufsarmee scharf distanziert hatte, 
schloß er sein Schreiben mit einer Retour-
kutsche: „Abschließend möchte ich Ihnen 
eine Frage stellen: Haben Sie dazuge-
lernt?“
Mein Kommentar: Eppelmann sieht heute 
vieles anders. Haben sich die Waffen von 
damals in nahrhaftes Brot verwandelt? 
Die Zeit für Abrüstung sei noch nicht 
reif, meint er. Wann wird das sein? Wenn 
die vorhandenen Waffenarsenale wei-
tere Iraks, Afghanistans und Libyens 
in Trümmer verwandelt haben? Welche 
Armee kann heute die U.S. Army und die 
NATO „abschrecken“? Doch wohl nur eine 
– wie Eppelmann feststellt – mit Atomwaf-
fen ausgerüstete. Soll also die atomare 
Aufrüstung weitergehen? Wie lange? Es 
gibt ein soziales Gefälle in der Welt, das 
„verständliche Begehrlichkeiten“ weckt. 
Wird das „Gefälle“ durch Rüstung und 
Kolonialkriege geringer? Inzwischen 
haben wir die Berufsarmee, die weltweit 
Aggressionskriege führt. Was sagen Sie 
jetzt, Herr Eppelmann? 
Um Ihr Gewissen sind Sie nicht zu benei-
den, denn ob sich auch nur eines Ihrer 
Argumente für einen vernünftigen Men-
schen ziemt, für einen Anhänger Christi, 
mag jeder für sich selbst entscheiden.
Sie fragten mich abschließend: „Haben 
Sie dazugelernt?“ Was hätte ich wohl von 
Ihnen und Ihresgleichen lernen sollen? 
Indes: Als Kind erfuhr ich, daß Jesus die 
Heuchler und Schriftgelehrten aus dem 
Tempel gejagt hat. Und Luthers Auftreten 
in Worms imponiert mir bis heute.
Ich frage nicht, was Sie gelernt haben. 
Der Leser findet die Antwort ohne mei-
nen Rat.� Prof. Dr. Horst Scheider

Demagoge im Talar
Vom Friedensheuchler zum Abrüstungsgegner: Rainer Eppelmann

Am 14. April um 10 Uhr spricht der 
Nahostexperte, Oberst a. D. Bernd 
Fischer, auf einer Veranstaltung der 
RF-Regionalgruppe Schwerin im Bertha-
Klingberg-Haus, Max-Planck-Straße 9 a, 
über das Thema

Aktuelle Entwicklungen in der 
arabischen Welt
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Dumpfbacken und Brunnenvergifter
Eine Geschichtsfälscherwerkstatt posiert als „Forschungsverbund“

Unter der Schlagzeile „Aus Klassen-
haß wurde Rassenhaß“ veröffent-

lichte die Chemnitzer „Freie Presse“ am 
2. Januar ein Interview mit dem Polito-
logen Prof. Dr. Klaus Schroeder von der 
Freien Universität Berlin. Er sucht „die 
autoritäre Ideologie der DDR für die Ent-
stehung von Rechtsextremismus im Osten 
mitverantwortlich“ zu machen. 
Schroeder zeigt sich von der 
neonazistischen Mordserie 
der sogenannten NSU „über-
rascht“. Sein Bild von Neona-
zis sei das von „Dumpfbacken“ 
gewesen, „die intellektuell 
überhaupt nicht in der Lage 
sind, solche Taten zu bege-
hen“. Die nach dem Interview 
in der Zeitung veröffentlich-
ten Lesermeinungen brach-
ten überwiegend Empörung 
oder zumindest Widerspruch 
in bezug auf Schroeders Unter-
stellungen zum Ausdruck. 
Dieser lehrt Politische Wissen-
schaft und leitet an der FU den 
notorischen „Forschungsver-
bund SED-Staat“. In seinen 
Büchern und Schriften setzte 
er sich mit DDR und SED, aber 
auch mit faschistoider Gewalt und Rechts-
extremismus auseinander, so daß seine 
Äußerung über „Dumpfbacken“ schlecht 
gespielte Naivität sein dürfte.
Gemeinsam mit anderen Akteuren glei-
cher Denkart gründete Schroeder 1992 den 
bereits erwähnten „Forschungsverbund“, 
der sich „schwerpunktmäßig auf die poli-
tische Herrschaftsordnung der DDR, der 
Partei und der kommunistischen Dikta-
tur“ zu konzentrieren bekundet. Diesem 
Gremium, dessen Wirken nicht mit seri-
öser Historikerarbeit verwechselt werden 
darf, gehörte bei Gründung auch ein gewis-
ser Bernd Rabehl an. Der einstmal Ultra-
linke agierte – eigenen Angaben zufolge 
– vor 1989 als „Fluchthelfer“. 1998 sprach 
er vor der Burschenschaft „Danubia“ in 
München, welche in Medien wiederholt 
mit dem rechtsextremen Spektrum in Ver-
bindung gebracht worden ist. Aus seiner 
faschistoiden Gesinnung machte er hier 
ebensowenig ein Hehl wie in seiner Rede 
beim Neujahrsempfang der NPD-Fraktion 
des Sächsischen Landtags im Jahre 2009. 
Rabehl betätigt sich auch als Artikelschrei-
ber in der „Jungen Freiheit“, dem Sprach-
rohr der „Neuen Rechten“ für „gehobene 
Ansprüche“. Im Autorenkreis der „JF“ ent-
deckt man übrigens auch den Namen Hans-
Olaf Henkel, Expräsident des Bundes der 
Deutschen Industrie (BDI). 
Ein weiteres Mitglied des „Forschungsver-
bundes“ ist Prof. Manfred Wilke, der sich 
von einer halblinken Position in den 60er 
Jahren lossagte und zu einem aktiven Vor-
standsmitglied der Berliner CDU wurde. 

Vor 1989 unterhielt er enge Kontakte zu 
„mittel- und osteuropäischen Oppositio-
nellen“. Deren gegen die sozialistische Ord-
nung ihrer Länder gerichtete Aktivitäten 
sind ebenso bekannt wie ihre Verbindungen 
zu Geheimdiensten von NATO-Staaten. 
Betrachtet man Publikationen und Wort-
meldungen Prof. Schroeders, dann wird 

deutlich, daß er prinzipiell nur linke Posi-
tionen aus bürgerlicher Sicht angreift. 
Dabei werden Erfindungen, Halbwahrhei-
ten und Tatsachen miteinander verquickt, 
so daß z. B. „Durchschnittsleser“ der hie-
sigen „Freien Presse“, die sich aus einer 
SED-Bezirkszeitung in ein gewöhnliches 
bourgeoises Konzernblatt verwandelt hat, 
nur schwer die Manöver Prof Schroeders 
durchschauen können. 
Im Hinblick auf 1989/90 bemerkte dieser: 
„Die Jugendlichen waren auf sich allein 
gestellt und hatten niemanden mehr.“ Dage-
gen müssen keine Einwände erhoben wer-
den, handelt es sich doch um Tatsachen: 
gesicherter Arbeitsplatz weg, Jugendklub 
weg, Jugendtanz weg, Arbeitsgemeinschaf-
ten weg, sinnvolle gemeinsame Freizeit-
gestaltung weg, Gelder zur Förderung 
der Jugendarbeit weg, antifaschistische 
Erziehung weg. Die Aufzählung ließe sich 
beliebig verlängern. Mit anderen Worten: 
Der gewöhnliche Kapitalismus mit Armut, 
Gewalt und Perspektivlosigkeit wurde für 
sehr viele zum Alltag.
Abschließend möchte ich die Frage auf-
werfen, wer die dubiosen „Studien- und 
Forschungsaufträge“ Schroeders und 
in derselben Wolle Gefärbter eigentlich 
finanziert. Das Internet weiß da Rat. Die 
Gelder stammen zum Teil aus dem Etat 
für die Hochschulen zuständiger Mini-
sterien, müssen aber letztlich von den 
Steuerzahlern aufgebracht werden. Der 

„Forschungsverbund SED-Staat“ kann sich 
jedoch überwiegend auf „Drittmittel“ stüt-
zen. Gemeint sind damit Beträge, die von 

der Volkswagenstiftung, der „Kulturstif-
tung“ der Deutschen Bank, der ARD sowie 
aus weiteren Kassen des Bundes und der 
Länder fließen. Ausdrücklich wird darauf 
verwiesen, das „Problematische“ an Dritt-
mitteln sei die „mögliche Einflußnahme der 
Geldgeber auf die Forschungsfreiheit“. Mit 
anderen Worten: Wer etwas springen läßt, 

bestimmt das Ergebnis. 
Um zum Ausgangspunkt 
zurückzukommen: Wieder 
einmal will ein westdeut-
scher Bourgois – in diesem 
Falle Prof. Schroeder – den 
„zurückgebliebenen Ossis“ 
erklären, daß die Wurzeln 
des heutigen Rechtsextre-
mismus vor allem in der 
DDR zu suchen seien. Nach 
dem Fall der Mauer wäre 
aus Klassenhaß über Nacht 
Rassenhaß geworden. Das 
ist natürlich die Suche nach 
dem Schwarzen Peter für das, 
was heute in der BRD pas-
siert. Die Neonazis eifern 
der verbrecherischen brau-
nen Szenerie jener Hitler-
Faschisten nach, welche 
zu den Gründervätern des 

Bonner Staates gehörten und jahrzehnte-
lang das Kommando führten. Sie konnten 
– vom Verfassungsschutz abgeschirmt und 
beschirmt – die heutige Nazi-Struktur lan-
desweit etablieren. Seit 1989 hat sich ihr 
Netz auch über den Osten ausbreitet. 
Einen neuen Höhepunkt der „Kultivie-
rung“ faschistischer Ideologie stellt seit 
Januar 2012 die „Sammeledition Zeitungs-
zeugen (1933–1945)“ dar, der nicht nur 
private Fernsehsender reichlich Werbe-
zeit einräumen. In scheinbar harmlo-
ser, unverfänglicher Aufmachung enthält 
das Machwerk u. a. einen Nachdruck 
des Nazi-Hetzblattes „Angriff“ vom 30. 
Januar 1933. Dort erklärt Hitlers Propa-
gandachef Joseph Goebbels: „Der Natio-
nalsozialismus wird keine halben Sachen 
versuchen ... wir sind bereit, den kranken 
deutschen Volkskörper zu heilen und wie-
der lebensfähig zu machen.“ Um Objekti-
vität vorzuspiegeln, wurde ein Nachdruck 
der KPD-Zeitung „Der Kämpfer“ hinzu-
gefügt. „BILD Dir Deine Meinung“ heißt 
auch hier die Parole der Rattenfänger.
� Dietmar Hänel, Flöha

Am 13. April um 17 Uhr ist Ellen Brom-
bacher vom Sprecherrat der KPF in 
der PDL auf einer Veranstaltung der 
RF-Regionalgruppe Frankfurt (Oder), 
Volkssolidarität, Logenstraße 1, zu Gast. 
Sie spricht über das Thema

Die Linke nach dem  
Erfurter Parteitag

In Knabes Gruselkabinett
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Die „Traumkonstellation“ des Sebastian Nerz
Der Bundesvorsitzende der Piratenpartei kommt aus der CDU

Angst, Unsicherheit und mangelndes 
Vertrauen zur offiziellen Politik neh-

men weiter zu. Angesichts dauerhaft nicht 
mehr behebbarer Finanzkrisen wird 
auch dem letzten Passagier des weltka-
pitalistischen Schiffes dessen gefährli-
che Schräglage bewußt. Er sieht, daß der 
Kurs falsch, die Besatzung unfähig ist.
Da steigt die Piratenpartei aus den Flu-
ten und erhebt den Anspruch, Licht ins 
politische Dunkel zu bringen. Es han-
delt sich um eine junge, doch keineswegs 
brandneue Partei. Ihr deutscher Able-
ger konstituierte sich 2006. So richtig 
erstrahlt die Aura der Piraten aber erst 
seit der Proteststimmung im vergange-
nen Herbst. Anfang 2012 zählte sie in der 
BRD mehr als 20 000 Mitglieder. Loben-
des Schulterklopfen der bürgerlichen 
Medien: „Tatsächlich sind die Piraten 
derzeit die einzige Partei in Deutschland, 
die eine echte Vision von Zukunft hat“, 
meinte das Systemerhaltungsmagazin 

„Focus“ am 4. Dezember 2011. Und „Spie-
gel-Online“ bescheinigt ihnen „etwas, 
das andere schon lange verloren haben: 
Glaubwürdigkeit, Authentizität und  
Frische“. 
Eine neue Volkspartei? Der Schein trügt: 
Neben Protestwählern konzentriert sich 
bei den Piraten auch eine relativ abge-
hobene Klientel gutverdienender Leute, 
die egoistische Autonomie zelebrieren 
und daher jeglicher Solidarität fernste-
hen. Nicht wenige Wähler und Mitglie-
der sind junge Erwachsene, die als kleine 
und freie Unternehmer mit dem Internet 
zu tun haben. Systemkritik ist von denen 
nur insoweit zu erwarten, wie damit das 
ins Wanken geratene System vor dem 
Absturz zu bewahren wäre.
Ihre Wahlkampfthese, das politische 
Handeln aller anderen Parteien diene 
vor allem der Karriere der Akteure, kon-
terkariert ein Blogger im Internet mit 

den treffenden Worten: „Womit sollte 
sich heute besser eine politische Kar-
riere machen lassen als mit dem Thema 
Internet und Co.?“ Er scheint den Weg des 
Bundesvorsitzenden der Piraten Seba-
stian Nerz genau verfolgt zu haben: Der 
war zwischen 2001 und 2009 eingetra-
genes Mitglied der CDU und kandidierte 
für diese Partei 2004 erfolglos als Tübin-
ger Stadtratsbewerber. Heute soll er der 

Union – zumindest offiziell – nicht mehr 
angehören.
Nerz wurde auf dem Bundesparteitag 
der Piraten, der im Mai 2011 in Heiden-
heim stattfand, in sein Amt gewählt. Am 
Medienhimmel erstrahlte der Piraten-
stern aber erst so richtig bei dem darauf 
folgenden Parteitag, der schon im Dezem-
ber 2011 in Offenbach stattfand, und 
wichtige Programmänderungen vorneh-
men sowie Positionspapiere verabschie-
den sollte. Dieser „Kongreß“ wollte schier 
in der Flut teilweise abstruser Anträge, 
darunter jener, die sich mit wieder ande-
ren Anträgen beschäftigten, ertrinken. 
Dem Antragsteller blieb jeweils nur eine 
Minute (!) Redezeit zur Begründung sei-
nes Ansinnens. Unterstützenswert war, 
daß Papiere gegen Rechtsextremismus 
und Rassismus angenommen wurden. 
Nicht zu übersehen ist indes, daß auch 
ehemalige NPD-Politiker zu den Piraten 
übergewechselt sind. Behauptet wird, 
sie seien geläutert. Längst überfällig 
ist die in Offenbach erhobene Forderung 
nach einer Trennung von Staat und Reli-
gion. Die Drogenpolitik, das Urheber-
recht und die Umsetzung neuer Konzepte 
im öffentlichen Nahverkehr wurden 
dort erörtert. Weiter nahm der Partei-
tag das Modell eines „bedingungslosen 

Grundeinkommens“ ins künftige Wahl-
programm auf, was bürgerliche Politik-
deuter als Linksschwenk auszumachen 
glaubten, obwohl es marxistischer Sicht 
widerspricht.
Deutlich wurde die explizit rechte Ein-
stellung mancher Mitglieder der Piraten-
partei durch den an Sarrazin orientierten 
Einwurf: „Solidarität geht nicht nur von 
oben nach unten, sie muß auch von unten 
nach oben gehen“. Faulheit dürfe nicht 
mit Geld belohnt werden, hieß es. Vor-
standsmitglied Matthias Schrade for-
derte einen „harten Kurs gegenüber 
Euro-Krisenländern“. 
Wo aber bleibt die Antwort auf aktu-
elle politische Fragen? „Wir arbeiten 
dran“ oder „Wir haben dazu noch kei-
nen Beschluß“, heißt es ausweichend. 
Eine kopflose Partei? Offensichtlich. 
Sebastian Nerz erklärte im Januar auf 
der Bundespressekonferenz: „Die Partei 
setzt auf Schwarmintelligenz und weni-
ger auf Köpfe.“ Ach, und da wäre noch 
das Interview, das er am 2. Januar der 
„Passauer Neuen Presse“ gewährte. Der 
Bundesvorsitzende der Piraten sprach 
dort von einer „Traumkonstellation“ mit 
den Grünen und der FDP nach künftigen 
Wahlen. Und er fügte hinzu, man könne 
„im großen und ganzen gut mit den klei-
nen Parteien, wenn man einmal von der 
Linkspartei absieht“.
Also: Welches Schiff wollen die Piraten 
kapern und mit welchem Ziel? Wollen sie 
das Ruder übernehmen, um den Kurs zu 
ändern, der unweigerlich auf die Klippen 
zuhält? Oder gehen die Gedanken ihrer 
Anführer vielleicht eher dahin, klamm-
heimlich an Bord zu gehen, um sich der 
Crew anzudienen? Vielleicht erscheint 
manchen von ihnen der Regierungs- 
Liner komfortabler als ihr Piratenkahn. 
Beobachter vermuten, daß es sich hier 
wohl weniger um See- als vielmehr um 
Stimmenräuber handeln könnte.

Bernd Gutte

Am 21. April um 10 Uhr spricht Bot-
schafter a. D. Dr. Alfred Peukert auf einer 
Veranstaltung der RF-Regionalgruppe 
Erfurt-Weimar im Jugendbüro „Filler“, 
Erfurt, Schillerstraße 44, über das Thema

Die Einheit der linken Kräfte – eine 
Notwendigkeit im Kampf für Demo-
kratie und Sozialismus

Am 27. April um 15 Uhr spricht am 
gleichen Ort und als Gast derselben 
RF-Regionalgruppe Heinz Grote, langjäh-
riger Chefredakteur der Aktuellen Kamera, 
über das Thema

Politische Fernsehpublizistik in bei-
den deutschen Staaten und heute

Am 18. April um 19 Uhr spricht der 
stellvertretende Vorsitzende des 
RF-Fördervereins Prof. Dr. Götz 
Dieckmann auf einer Veranstaltung der 
RF-Regionalgruppe Bernau im „Treff 23“, 
Rudolf-Breitscheid-Straße 43 a, über das 
Thema

Möglichkeiten und Grenzen linker 
Politik in der BRD

Am 18. April um 14.30 ist RF-Chefre-
dakteur Dr. Klaus Steiniger bei der 
RF-Regionalgruppe Jena zu Gast. Er 
spricht im KuBuS, Theobald-Renner-
Straße 1a in Jena-Lobeda-West, über das 
Thema

Wer treibt die Faschisierung in  
der BRD voran?

Foto: B
ernd G

utte

Foto: Bernd Gutte
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Jeder siebte Mensch hungert
Ungehemmte Börsenspekulation läßt Lebensmittelpreise explodieren

Die Menschheit ist auf mehr als 7 Mil-
liarden Erdenbürger angewachsen, 

errechneten die Vereinten Nationen Ende 
Oktober 2011. Ergänzend stellte der „Food-
watch-Report 2011“ dazu fest, daß etwa 
eine Milliarde an Hunger leidet. Auf ihn 
zurückzuführende Krankheiten sind in 
über 40 Ländern noch immer die Haupt-
todesursache. Die Zahl der Darbenden 
nimmt zu, obwohl die spürbare Zurück-
drängung des Hungers in der Welt als 
UNO-Millenniumsziel verkündet wurde. 
Sicherlich gibt es eine Reihe von Ursachen 
dafür: Kriege, klimatische Veränderun-
gen, Wassermangel, Katastrophen, Miß-
ernten, Vergeudung von Nahrungsmitteln 
für Treibstoffe und steigende Preise für 
Rohstoffe, besonders solche agrarischen 
Ursprungs. 
Spekulative Erwägungen kommen hinzu. 
Das Tor dazu wurde im Jahr 2000 unter 
dem Druck der Finanzlobby und weltweit 
operierender Banken aufgestoßen, als der 
Handel mit Agrarrohstoffen durch die 
Regierungen der USA und westeuropä-
ischer Staaten dereguliert – also vollends 
freigegeben – wurde. Seitdem sind diese 
für Finanzanleger und Spekulanten an 
den Börsen besonders attraktiv geworden. 
Das widerspiegelt sich deutlich in Infor-
mationen zur Preisentwicklung, welche 
die Ernährungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen (FAO) 
regelmäßig veröffentlicht. 
Sie untersuchte die Preisgestaltung für 
wichtige landwirtschaftliche Produkte 
seit Beginn des 21. Jahrhunderts. Dem-
nach stieg der Preisindex für sämtliche 
agrarischen Rohstoffe bis Oktober 2011 
auf 216, der Preisindex für Fleisch auf 
177, für Molkereiprodukte auf 204, für 
Getreide auf 232, für Öle und Fette auf 223 
und für Zucker sogar auf 362. Der Welt-
marktpreis für Getreide erhöhte sich 2010 
um 73 %. Daß eine so explosive Preisent-
wicklung nichts mehr mit „Angebot und 
Nachfrage“ zu tun haben kann, beweisen 
Tatsachen: Rußland hob im Mai 2011 ein 
Exportverbot für Weizen auf, wodurch 
15 Millionen Tonnen dieser Getreideart 
zusätzlich auf den Weltmarkt flossen, 
ohne daß der Preis deshalb nennens-
wert sank. Im Juni 2011 sackte der Preis 
für Weizen an der Leitbörse in Chicago 
im Gefolge der Griechenland-Krise um 
20 Prozent ab, da Anleger Schlimmstes 
befürchteten. 
Der Handel mit agrarischen Rostoffen, 
insbesondere saisonabhängigen Produk-
ten, hatte an Börsen in Form sogenannter 
Termingeschäfte ursprünglich eine wich-
tige Funktion. Die Produzenten konnten 
ihre Ernten noch vor der Einbringung 
verkaufen und sich so gegen mögliche 
Preisschwankungen absichern. 
Mit der Deregulierung des landwirt-
schaftlichen Rohstoffmarktes wurden 

Termingeschäfte von einem Preissiche-
rungsinstrument gegen Risiken der Real-
ökonomie in ein reines Spekulationsmittel 
umgewandelt, das mit landwirtschaft-
licher Produktion und Vermarktung 
überhaupt nichts mehr zu tun hat. Der 
mehrfache Kauf und Verkauf von land-
wirtschaftlichen Rohstoffen sowie speku-
latives Reagieren auf Preisentwicklungen 
an den Börsen führt zu enorm gestiegenen 
Weltmarktpreisen. Zusätzlicher Spekula-
tionsdruck wird auch dadurch geschaf-
fen, daß viele Geschäfte auf Kreditbasis 
abgewickelt werden.
In diesem Zusammenhang stellt sich die 
Frage, wer vor allem an der Preistrei-
berei für landwirtschaftliche Produkte 
beteiligt ist. Sicherlich sind es Banken 
und Börsen, die entsprechende „Produkte“ 
(wie Anlage- und Indexfonds) und Dienst-
leistungen anbieten. 
Aber auch die Akteure selbst haben sich 
verändert. Im Oktober 1998 operierten zu 
70 % Firmen oder Personen, die ein norma-
les Preissicherungsgeschäft abschlossen, 
und 29,5 % Spekulanten auf dem Markt. 
Zehn Jahre später lag der Spekulanten-
anteil bereits bei 42,3 %. 

Foodwatch analysierte in seinem Bericht, 
daß bis zum März 2011 mehr als 600 Mil- 
liarden US-Dollar von Pensionskassen 
und Stiftungen, Versicherungskonzer-
nen und Kleinanlegern in Rohstoffe 
investiert wurden. Das ist mehr als 
das Vierzigfache dessen, was in die-
sem Bereich noch zu Beginn des vergan-
genen Jahrzehnts angelegt worden war. 
Etwa ein Drittel dieser Summe betraf 
Agrarrohstoffe. „Die großen Geldinsti-
tute wie Goldman Sachs und Deutsche 
Bank tragen mit den verschiedensten 
Rohstofffonds und anderen Angeboten 
zur profitorientierten Preistreiberei an 
den Rohstoffbörsen bei“, heißt es im 
Kapitel des Foodwatch-Reports über 
die „Hungermacher“. Die Spekulation 
mit landwirtschaftlichen Rohstoffen 
und Lebensmitteln ist für die Menschen 
in den armen Weltregionen, aber auch 
für viele Bürger von Industriestaaten 
im wahrsten Sinne des Wortes lebens-
gefährlich. 
Deshalb müßten die Rohstoffmärkte 
dringend wieder reguliert und speku-
lative Geschäfte verboten werden.
� Dr. Ulrich Sommerfeld, Berlin

Der Redaktion wurde ein für das Som-
mersemester 2012 geplantes antikom-
munistisches Seminar am Institut für 
Politikwissenschaft der Universität 
Rostock bekannt, welches den „RotFuchs“ 
zum Gegenstand hat. Dozent ist ein Dok-
torand des Instituts, welcher bereits seine 
Magisterarbeit zu diesem Thema verfaßt 
haben soll.
Das Proseminar für höhere Semester wird 
mit folgendem Text im aktuellen Vorle-
sungsverzeichnis der Universität Rostock 
beworben. 

„Christian Nestler, M. A.
Probleme des Linksextremismus – 
unter Berücksichtigung des ,RotFuchs’ 

Montag: 09.15–10.45 Uhr
Beginn: 02. 04. 12
Raum: 224
Grundkurs/Proseminar
Module: B, D, I, K

Mit dem Urteil, die ,Resteliten würden 
keine Rolle spielen‘, fassen Wilhelm Bür-
klin und Hilke Rebenstorf das Ergebnis 
der Potsdamer Elitenstudie von 1995 für 

die ehemaligen Kader der DDR zusammen. 
Im Seminar soll am Beispiel der Monats-
schrift ,RotFuchs‘, die seit 1998 erscheint, 
dargestellt werden, welchem Beschäfti-
gungsfeld sich ein Teil dieser Restelite 
zugewandt hat.
Folgendes Zitat stellt die Haltung der Auto-
ren exemplarisch dar: ,Die DDR war die 
größte Errungenschaft in der Geschichte 
der revolutionären deutschen Arbeiter-
bewegung, da sie dem Kapital für vier 
Jahrzehnte die politische Macht und das 
privatkapitalistische Eigentum an den 
entscheidenden Produktionsmitteln ent-
zog. Wir verteidigen ihr Erbe …‘. (Leit-
sätze des ,RotFuchs‘-Fördervereins e. V.). 
Unter Einbeziehung von Transformations-, 
Eliten- und Extremismustheorie soll die 
Monatsschrift im gesamtgesellschaftli-
chen Diskurs verortet werden.“

Welche „Verortung“ hier beabsichtigt ist, 
liegt auf der Hand. Es bleibt indes abzu-
warten, ob sich die Teilnehmer des Semi-
nars darauf einlassen oder ob sie eine 
sachliche Behandlung des Themas bevor-
zugen.

„RotFuchs“-Seminar an der Uni Rostock
Information aus Studentenkreisen
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Seit dem akuten Ausbruch der Weltwirt-
schafts- und Finanzkrise, die bis heute 

nicht bewältigt ist und sich ständig ver-
schärft, reißt die öffentliche Diskussion 
der damit zusammenhängenden Fragen 
nicht ab. Das geht von Tageszeitungen 
über Zeitschriften und Bücher bis 
zu Vortragsveranstaltungen und 
TV-Talkshows. Aber worüber da 
alles getalkt wird, ist selbst für 
die interessierte Öffentlichkeit oft 
nicht klar erkennbar. Da tauchen 
wirtschaftspolitische und finanz-
theoretische Begriffe auf, die es 
vor 25 Jahren noch gar nicht gab 
oder deren Inhalt sich inzwischen 
deutlich gewandelt hat. 
Und so ist es ein bedeutsames 
Verdienst des Instituts für sozi-
al-ökologische Wirtschaftsfor-
schung e. V. – kurz isw  –, ein Abc 
der Schulden- und Finanzkrise 
herausgegeben zu haben. Das 
isw mit Sitz in München hat die-
ses Abc als Report Nr. 87 im Dezember 
2011 veröffentlicht. Die Zahl der Ausga-
ben weist darauf hin, daß das Institut 
seit langem wirtschaftswissenschaftli-
che Studien betreibt. Es wurde im Juni 
1990 von gesellschaftskritischen Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlern und 
Gewerkschaftern – Männern wie Frauen 
– gegründet. Es versteht sich als Einrich-
tung, die alternativ zum „neoliberalen 
Mainstream“ Analysen, Argumente und 
Fakten für die wissenschaftliche und 
soziale Auseinandersetzung anbietet.
Vor diesem Hintergrund ist zu betrach-
ten, auf welche Weise die Autoren ihr Abc 
durchbuchstabiert haben. Dabei ging es 
ihnen – wie es im Geleitwort heißt – „nicht 
in erster Linie um eine lexikalische Defi-
nition der Sachverhalte, sondern um ihren 
jeweils speziellen Beitrag zur Krise und 
zur Krisenhaftigkeit des an seine Gren-
zen stoßenden neoliberalen Akkumulati-
onsmodells des Kapitalismus“. 
Dieses Vorhaben ist zweifelsfrei gelun-
gen. Außer der sachlichen Erläuterung 
der Begriffsinhalte ist sichtbar gemacht, 
auf welche Weise damit jeweils das 

bestehende Herrschaftssystem unter-
stützt, gestaltet und erhalten wird. Das 
zeigt sich deutlich bei Stichworten wie 
Bad Bank, Dividende, Leerverkauf, Roh-
stoffspekulation und Schattenbanken, 
um nur einige zu erwähnen. Dabei wer-

den so klare Aussagen getroffen wie: „Der 
Bankrott der politischen Strukturen im 
Finanzsystem bis hin zum Finanzmini-
sterium ist unübersehbar“. Und es wird 
dargelegt, warum das so ist: „Alle schö-
nen Grundsätze zerschellen an der skru-
pellosen Profitmentalität der Banker und 
ihrem gewaltigen Einfluß auf Politik und 
Wirtschaft.“
Dieses durchaus scharfe Urteil wirft indes 
die Frage auf: Wenn man den Bankrott der 
politischen Strukturen mit der Mentalität 
der Banker und ihrem Einfluß begründet, 
läßt man dann nicht außer acht, daß es 
letztlich nicht um ungeschickte oder kor-
rumpierte Politiker oder unmoralische 
Banker geht, sondern um die Funktions-
weise des Systems?
Der Kapitalismus heißt deshalb so, weil 
das Kapital die gesamte Gesellschaft 
und deren Entwicklung beherrscht. Das 
realisiert sich über die Kapitaleigentü-
mer, die mit ihrer Wirtschaftsmacht die 
Politiker steuern. Beide eint das gemein-
same Interesse an der Aufrechterhaltung 
der bestehenden Eigentums- und Herr-
schaftsverhältnisse. Diesen prinzipiellen 
und hier nur angedeuteten Zusammen-
hang sichtbar zu machen ist wichtig, weil 
noch immer vielfach geglaubt wird, die 
Finanzmarktproblematik mit all ihren 
sozialen Folgen beruhe lediglich auf fal-
scher Politik und Raffsucht oder Geldgier 
und sei durch Verbesserung des politi-
schen Stils und der Moral zu lösen.
Auch bei einigen anderen Stichworten 
richtet sich die Kritik gegen „gravierende 
Organisationsmängel – deutliche Schwä-
chen in der Praxis“, die Bankenaufsicht 
sei „wenig fähig oder auch wenig wil-
lig“. Hier wäre mehr theoretische Konse-
quenz wünschenswert. Die Auswahl der 
Stichworte verdient Respekt. Bei vielen 

Begriffen erfährt der Leser wichtige Sach-
verhalte und kann so die Zusammenhänge 
besser verstehen. Ob allerdings solche 
umgangssprachlichen Stichworte wie 
Zocker, zocken oder Kasino-Kapitalis-
mus in ein wissenschaftliches Nachschla-

gewerk gehören, darf bezweifelt 
werden. Aber wenn schon, dann 
ist die These „die kapitalistische 
Wirtschaft“ sei „größtenteils zum 
Kasino-Kapitalismus degeneriert“ 
dahin gehend zu hinterfragen, ob 
es sich um die Degeneration eines 
eigentlich funktionsfähigen oder 
nicht vielmehr um die gesetzmä-
ßige Entfaltung eines historisch 
überlebten Systems handelt.
Oft begegnen wir dem DAX, dem 
Dow Jones oder wir werden per-
sönlich von der Schufa berührt. 
Hier dürfte manchem eine Erläu-
terung fehlen. Auch wenn Hypo-
theken, Zertifikate, Deflation und 
Bretton Woods innerhalb ande-

rer Begriffe kurze Erwähnung finden, 
so sind sie als selbständige Stichworte 
im alphabetischen Inhaltsverzeichnis 
nicht vorhanden. 
Das Verdienst dieses Abc besteht zwei-
felsohne darin, viele komplizierte und 
schwer durchschaubare Zusammenhänge 
sichtbar gemacht zu haben. Dabei wird 
– wie es im Vorwort heißt – gezeigt, „daß 
der Kapitalismus keine Lösungen für die 
von ihm produzierten Probleme hat“.

Prof. Dr. Herbert Meißner

Unser Autor war Mitglied der Akademie 
der Wissenschaften der DDR.

Von Aktie bis Zocker
Ein aufschlußreiches Abc zur Schulden- und Finanzkrise aus München

Verläßliche Prognose

Nach 1949 hat es in der Bundesrepublik 
keine Krisen mehr gegeben. Es wird auch 
keine Krise geben. Die sich immer mehr 
demokratisierende Gesellschaft hat das 
Instrumentarium, Krisen zu verhindern, 
die im klassischen Kapitalismus als unver-
meidlich galten. 

Aus „Der Sozialdemokrat“, 5/65 
Eingesandt von Erhard Römer, Berlin

Nicht nur 
am Niederrhein Niedriglöhne
in Konstanz konstante 
Gierverschuldung von Arbeitslosigkeit
in Bingen Mobbing
dreimal Überall-Schandmal
des Kapitalismus

Jürgen Riedel, Minden

Liebe solidarische Grüße gehen an 
Genossen 

Gerd Hommel 
in Dresden, der am 10. April sein 75. 
Lebensjahr vollendet. Als Vorsitzen- 
der des „Revolutionären Freund-
schaftsbundes Ernst Thälmann und  
Kameraden“ und Mitglied des RF- 
Fördervereins hat er sich vor allem 
durch seine internationalistische  
Haltung profiliert. Wir gratulieren dir,  
lieber Gerd, von ganzem Herzen!
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Im Leserbrief Günter Vehoffs aus Hage-
now, den der RF im September 2011 

veröffentlichte, berichtet dieser vom Ver-
lauf einer Debatte um die Begriffe Materia-
lismus und Idealismus. Während er selbst 
den Standpunkt vertrat, daß es sich hierbei 
um die beiden Hauptrichtungen der Philo-
sophie handelt, meinten seine Gesprächs-
partner, Materialismus sei lediglich ein 
Synonym für saufen und fressen, während 
Idealismus philanthropische Selbstlosig-
keit ausdrücke. Offensichtlich nahm die 
Debatte einen unentschiedenen Verlauf, 
weshalb Genosse Vehoff „einen Philoso-
phen“ um Entscheidungshilfe bat.
Angesichts des Unsinns, der in jener 
Debatte geäußert wurde, möchte man sich 
erschrocken fragen, wie sich der Brief-
schreiber denn überhaupt auf so etwas 
einlassen konnte, womit ich ihm keines-
wegs irgendwelche Vorwürfe machen 
möchte. Zum einen hat er sachlich recht, 
zum anderen ist er nicht allein solcher 
Begriffsverwirrung ausgesetzt. Im Grunde 
genommen hätte sich das ganze Wortge-
fecht mit dem Hinweis erledigen lassen, 
daß es eben in jeder Sprache Begriffe mit 
verschiedenen Ausdeutungsmöglichkeiten 
gibt. Wem das als Argument zu dürftig 
erscheint, der könnte ja in diesem Falle 
noch einen Schritt weitergehen: Materia-
lismus stammt vom lateinischen materia 
ab, was heißt, daß es sich um eine auf die 
Materie orientierte Denkungsart handelt. 
Was haben nun aber „saufen und fressen“ 
mit diesem Begriff zu tun? Oder anders 
gefragt: mit dem Universum und in ihm 
ablaufenden Prozessen? Waren Marx, 
Engels und Lenin als Genüssen keines-
wegs abholde Materialisten etwa „Fres-
ser und Säufer“? Ich fühle mich durch die 
Streitgegner Vehoffs geradezu persönlich 
angegriffen, bin ich doch auch ein beken-
nender Materialist, aber weder der Völlerei 
noch dem Alkoholismus verfallen. Mit dem 
hier Dargelegten wären die Gesprächs-
kontrahenten unseres Hagenower Freun-
des sicherlich geistig überfordert gewesen. 
Anderenfalls hätten sie nämlich von selbst 
darauf kommen müssen.
Jene Debatte förderte zwar komplette 
Unkenntnis zutage, war aber gerade des-
halb nicht belanglos, zumal man sich 
zwangsläufig die Frage stellt, wovon die 
selbstlosen Philanthropen eigentlich ihr 
Leben fristen. Bekanntlich müssen sie 
dazu regelmäßig „fressen und saufen“, 
was ihnen als Idealisten reinsten Was-
sers nicht gut zu Gesicht steht. 
Was aber, als Einzelfall betrachtet, gera-
dezu absurd erscheint, ist in seiner Summe 
längst Normalität und als solche das Sym-
ptom eines Prozesses, in dessen Verlauf 
wir seit mehr als einundzwanzig Jahren 
auch ideelle Verluste in außergewöhn-
lichen Größenordnungen einfahren. Sie 
rechtfertigen es, von einem enormen 

geistig-kulturellen Abstieg zu sprechen. 
Seinerzeit ist nach dem Verlust des sozia-
listischen Gegengewichts zum Kapitalis-
mus eine Erkenntnis wie eine Stichflamme 
emporgeschossen, die lange zuvor schon 
geschwelt hatte: Wenn eine Gesellschaft 
verfault, dann tut sie das in Gänze. Die 
Geistlosigkeit ist gewissermaßen ihr Ver-
wesungsgeruch, der zunächst nur den 
Anschein erweckt, es handle sich um einen 
bedauerlichen Makel, der mit ein paar ent-
schlossenen Maßnahmen zu beheben sei. 
Vermag jemand Schritte gegen geistigen 
Mangel einzuleiten, dem es selbst an Sub-
stanz fehlt und der obendrein noch damit 
beschäftigt ist, dieses Defizit als nationale 
Tugend anzupreisen?
Das Staatswesen BRD darf sich rühmen, 
einer Denkart von urdeutscher Schlichtheit 
zu wahrem Triumph verholfen zu haben: 
Wenn sich heutzutage jemand 
erdreistet, einen Kenntnisstand als 
mangelhaft zu kritisieren, wird ihm 
mit vereinten Kräften das Gegenteil 

„bewiesen“. Man erklärt ihn kurzer-
hand zum Ignoranten. Zeigt sich 
der Kritiker dann immer noch nicht 
einsichtig und beharrt auf seiner 
Meinung, muß er gewärtig sein, von 
der „aufgebrachten Volksseele“ mit 
voller Wucht getroffen und durch 
sie hysterisch niedergeschrien zu 
werden. Das alles klingt vielleicht 
etwas verwirrend, ist aber absolut 
logisch und spätestens seit dem 30. 
Januar 1933 in Gebrauch. Damals 
hieß das Stichwort „Die Juden sind 
unser Unglück“, heute greift man 
zur „Stasi“-Keule. Der Katalog ließe 
sich beliebig erweitern und macht 
selbst vor den Akademien nicht 
halt. Idiotie durch Idiotisierung – 
namentlich als Ergebnis medialer 
Abrichtung – schießt flächendec-
kend ins Kraut.
Als Folge dessen nimmt die Gewalt 
in Wort und Tat, in Theorie und 
Praxis zu, schwinden doch zugleich 
die traditionellen Möglichkeiten 
inhaltlich anspruchsvoller Ausein-
andersetzung. Es geht nicht mehr 
um Recht im Sinne von Richtigkeit 
und Wahrheit, sondern nur noch 
um Rechthaberei. Man streitet sich 
um des Kaisers Bart, weil im Rin-
gen um den besten Platz am Freß-
trog der Herrschenden die günstige 
Gelegenheit genutzt werden muß, 
einen Konkurrenten niederzuwer-
fen – und Konkurrent ist im Kapita-
lismus jeder. Denn wer im Run auf 
den großen Bottich zu lange denkt 
oder nachdenkt und sich womöglich 
sogar Zweifel und Kritik am Sinn 
dieser perversen Freßorgie leistet, 
die nicht zuletzt in der Reklame 
allerhöchste Heiligung erfährt, 

zieht automatisch den Kürzeren: Er bleibt 
nicht nur ohne Futter, sondern wird von 
der Meute auch noch in Grund und Boden 
getrampelt, die damit Zweifel an der von 
Engels beschriebenen Menschwerdung 
des Affen im Hinblick auf bestimmte Art-
genossen aufkommen läßt. Denn was sich 
in dieser Gesellschaft abspielt, ist eigent-
lich nichts anderes als die Übertragung 
der Strategie der verbrannten Erde vom 
Gebiet der militärischen Aggression auf 
das Gebiet der geistigen Verwüstung. Und 
wer meint, darin die Nähe faschistischer 
Ideologie zu wittern, leidet keineswegs an 
Geruchsverirrung. – Der „Meinungsaus-
tausch“ unseres Freundes aus Hagenow 
mit seinen „Gesprächspartnern“ sollte in 
diesen Zusammenhang eingeordnet wer-
den.
� Rolf Bullerjahn, Berlin

Streit um des Kaisers Bart
Zu einem Disput über Materialismus und Idealismus

Collage: Dieter Eckhardt
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Der Verfasser des nachfolgenden Beitrags 
bewies seinerzeit Courage, als er im säch-
sischen Waldheim eine Ausstellung poli-
tischer Grafiken unseres langjährigen 
künstlerischen Mitarbeiters Klaus Parche 
arrangierte. Bei einem unlängst geführ-
ten Telefonat mit dem Künstler erfuhr 
unser Autor einmal mehr, wie schwer es 
ist, Werke mit solcher Aussage heutzu-
tage öffentlich zu zeigen. Diesmal wendet 
sich der engagierte Waldheimer einem 
anderen Thema zu: der pauschalen Ver-
dammung des sozialistischen deutschen 
Staates.

Ein gewisser V. Zottmann hat seine 
„Mein DDR-Leben“ getitelte „Botschaft“ 

vor geraumer Zeit ins Netz gestellt. Ohne 
Zweifel enthält diese etliche Fakten, schil-
dert allerdings auch Geschehnisse, die aus 
seiner sehr subjektiven Sicht beurteilt und 
ohne Grund verurteilt werden. Beim Ver-
weis auf diese oder jene Umstände fragt 
der Verfasser des Textes nicht danach, 
warum das so und nicht anders sein 
konnte. Letztlich legt ja der Staat die Rah-
menbedingungen für das Verhalten seiner 
Bürger fest. Wer bestehende Regeln nicht 
einhält, eckt zwangsläufig an. In jedem 
Staatswesen werden bestimmte Interessen 
durchgesetzt, gibt es führende politische 
und soziale Kräfte. In der DDR hatten die 
SED und mit ihr Verbündete das Sagen, 
jetzt sind es Großindustrielle und Ban-
kiers. Ich will hier nicht philosophieren, 
sondern nur erklären, warum ich in der 
DDR Zottmanns negative Erfahrungen so 
nicht gemacht habe. 
Mir fehlte es in der Kindheit an nichts, 
meine Bedürfnisse wurden befriedigt, 
darüber hinausgehende Wünsche hatte 
ich nicht. Auch heute muß man sich nach 
der Decke strecken, wobei man aber stets 
von weitergehenden und zugleich reali-
stischen Zielen träumen und deren Ver-
wirklichung anstreben sollte.
Mich fragte übrigens zu DDR-Zeiten vor 
und während der Immatrikulation nie-
mand nach einer Parteizugehörigkeit, 
auch nicht nach der Mitgliedschaft in der 
damals schon recht gesichtslosen FDJ, die 
mit den Jugendlichen keinesfalls streng 
verfuhr. In die SED bin ich nicht wegen 
einer Erhöhung meiner Bezüge eingetre-
ten. Die hätte ich auch ohne diesen Schritt 
erhalten. Nein, ich betrachtete die Zuge-
hörigkeit zur Partei ihrer Ziele wegen als 
erstrebenswert. 
Der Leser wird sich fragen, ob mir die Mit-
gliedschaft etwas gebracht hat. Leider 
wenig. Das erkläre ich weinenden Auges. 
Das „Gesülze“ – vor allem auf der unte-
ren Ebene der Parteistruktur – ging mir, 
offen gestanden, auf die Nerven. Doch 
was die Betreffenden politisch zum Aus-
druck bringen wollten, hielt ich für rich-
tig, nur die Art und Weise des Auftretens 

Kein Gedanke an Flucht
Das „Gesülze“ war mir zuwider, nicht aber die Sache

etlicher Funktionäre erzeugte nicht nur 
bei mir Unbehagen. Gleichwohl, dem Ziel 
bin ich bis heute treu geblieben, auch wenn 
ich inzwischen parteilos bin. In meiner 
Zeit als Grenzer war ich LKW-Fahrer und 
gehörte zur Hundestaffel, was bedeutete, 
daß ich die Tiere mit zu versorgen hatte. 
An einem bestimmten Punkt mußte ich 
(weil ich damals der Wendigste war, wovon 
heute keine Rede mehr sein kann) auf die 
Mauer klettern und das Betonrohr unter 
mir wie einen Gaul reiten, um zu den Vier-
beinern zu gelangen. Links war Westberlin, 
rechts das Gebiet der DDR. Ich spielte nie 
mit dem Gedanken, mich aus dem Staube 
zu machen, denn rechts war mein Zuhause. 
Viele Menschen sehen die DDR keineswegs 
so haßerfüllt wie der einstige Bausoldat V. 
Zottmann in seiner Internetbotschaft. In 
diesem Staat hatte man sich eingerichtet 
und gelebt. Übrigens besaßen Gemüse und 
Obst damals noch einen Eigengeschmack, 
saure Gurken waren nicht überzuckert. 
Nach der Grenzöffnung fuhr ich mit Mut-
ter und Frau zum ersten Mal ins bayeri-
sche Hof. Vom Kaufrausch unbeeindruckt, 
begab ich mich in die Außenbezirke der 
Stadt, um Antwort auf die Frage zu erhal-
ten, wie Westdeutsche eigentlich seien. Die 
Sauberkeit und Ordnung, die ich antraf, 
beeindruckten mich. Das wirkte verbin-
dend. Mit dieser Vorstellung bin ich dann 
in das Stadtzentrum zurückgewandert und 

habe dort mit Entsetzen sehen müssen, wie 
sich ostdeutsche Landsleute gleich Irren 
an den Bananenständen aufführten. Ich 
habe mich so geschämt, daß ich bis jetzt 
dieses Obst nicht mehr angerührt habe. 
Dann folgte die Zeit der Nachäfferei, auch 
in der Sprache. Das war beschämend und 
traurig. 
Noch heute versetzt es mich in Wut, wenn 
mir bestimmte Westdeutsche erklären 
wollen, wie ich in der DDR gelebt habe. 
Das Ganze bilanzierend möchte ich meine 
DDR-Zeit nicht missen. Mir fehlen nun die 
Zusammengehörigkeit und der Gemein-
sinn von einst. 
Bei der Bewertung der DDR sollte man 
stets eines beachten: Es handelte sich um 
das Bemühen, den uralten Menschheitst-
raum von Gerechtigkeit und Gleichheit 
auf deutschem Boden zu verwirklichen. 
Dafür gab es keine Wegkarten, was dazu 
führte, daß Abirrungen unvermeidlich 
waren. Hinzu kam, daß der übermächtige 
Gegner eines solchen Planes die Verant-
wortlichen nicht selten zu Handlungen 
veranlaßte, die nur als Gegenreaktion 
erklärbar sind.
Man sollte sich allein auf wissenschaftlich 
exakte Quellen beziehen, statt den vorge-
kauten Brei von „Bild“ & Co. zu schlucken. 
Zottmanns „Botschaft“ stehen andere Auf-
fassungen gegenüber. Meine gehört dazu.
� Andreas Lässig, Waldheim

Die RF-Lektüre ist für mich immer eine 
Freude und ein Mutmacher. In der Janu-
ar-Ausgabe beschäftigten sich Sebastian 
Zachow-Vierrath und der inzwischen ver-
storbene Waldemar Arndt mit Uwe Lieb-
schers Leserzuschrift. Dabei geht es um 
den Umgang mit Kritik und den vermeint-
lichen Mangel an Orientierung „nach vorn“. 
Zu Kritik ist zu sagen, daß selbst ein Narr 
nicht nur Falsches sagt. Dabei sind natür-
lich die Formen des Umgangs miteinander 
entscheidend. Da haben gewisse PDL-Po-
litiker Nachholbedarf. Wenn deren Ent-
scheidungen im RF kritisiert werden, heißt 
das aber nicht, daß unsere Zeitschrift auf 
ihre Partei insgesamt „eindrischt“. Politi-
sche Kultur und scharfe Polemik schließen 
einander nicht aus. 
In Beiträgen zu DDR-Themen sollten die 
RF-Autoren den Blick tatsächlich stärker 
nach vorn richten und nicht auf das Anbie-
ten von Alternativen verzichten. Außer-
dem: Wer zwischen den Zeilen zu lesen 
vermag, entdeckt in vielen Artikeln auch 
zukunftsträchtige Hinweise. Die Auffas-
sungen von Gerrit Junghans und Petra 
Reichel im RF (Nr. 168), Leseanreize für 

junge Leute zu schaffen, teile ich. Die 
Jugend ist nicht mit komplizierten wis-
senschaftlichen Darlegungen zu gewin-
nen, sondern durch Informationen, die 
schnell zur Sache kommen. Man sollte die 
Systemunterschiede für jeden verständ-
lich darstellen und den Lesern die eigene 
Meinungsbildung überlassen, damit die 
Autoren nicht als Apostel der absoluten 
Wahrheit erscheinen. Überdies könnte 
man im gleichen Heft Beiträge zu verschie-
denen Lösungsvarianten in Vergangenheit 
und Gegenwart mit Blick auf die Zukunft 
bringen. Konkrete Beispiele: Bürgerliches 
Gesetzbuch – Zivilgesetzbuch der DDR; 
Niedergelassene Ärzte – Polikliniken; 
Schulbuchtexte in der BRD und der DDR; 
Sportsponsoren in der BRD – Sportförde-
rung in der DDR; Betriebswirtschaftslehre 
(BWL) der BRD – Politische Ökonomie des 
Sozialismus. 
Wer heute 30 oder jünger ist, kann die 
Verhältnisse in der DDR oder der Sowjet-
union nicht aus eigenem Erleben beurtei-
len. Wer soll ihnen hier Auskunft geben, 
wenn nicht wir Älteren?

Dr. Manfred Graichen, Berlin 

Selbst ein Narr sagt nicht nur  Falsches
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Was weiß die Öffentlichkeit, was wis-
sen junge Linke über die SPD? Das, 

was die Medien der Bourgeoisie verbrei-
ten, mal dieses, mal jenes. So meldete dpa 
am 30. Januar, die SPD wolle – laut Sigmar 
Gabriel – 2013 „keinen Lagerwahlkampf 
gegen Kanzlerin Angela Merkel (CDU) füh-
ren“. Gegner seien „die Finanzmärkte und 
die soziale Spaltung“. Dabei hat doch die 
SPD-Spitze diese Spaltung der Gesellschaft 
mit ihrer berüchtigten „Agenda 2010“ wei-
ter forciert! Wer war das noch ...? Stein-
meier, Schröder, Peter Hartz – lauter Leute 
mit dem Parteibuch der SPD! 
Am 2. Februar freute sich Gabriels Par-
tei über den Beschluß des Pentagons, in 
Ramstein das Hauptquartier für den US-
Raketenabwehrschirm einzurichten, was 
die BRD – mitten in der Krise – zwölf Mil-
liarden Euro kosten soll. 
Um die Winkelzüge dieser einst als revo-
lutionäre Arbeiterpartei gegründeten poli-
tischen Formation – heute ein Chamäleon, 
das mal im Armani-Anzug, mal im Blau-
mann daherkommt – richtig einordnen 
und beurteilen zu können, muß man ihre 
Geschichte kennen. Darüber viel zu wissen, 
dürften inzwischen kaum noch SPD-Mit-
glieder und nur recht wenige PDL-Genos-
sen von sich behaupten. 
Dringend gebotene Abhilfe bietet hier 
das von Konstantin Brandt vorgelegte 
„Kleine Schwarzbuch der deutschen Sozi-
aldemokratie“. Neben der chronologi-
schen Darstellung wichtiger politischer 
Entscheidungen der SPD-Führung und 
einer Namensliste ihrer einflußreichsten 
Funktionsträger ermöglicht es einen tie-
fen Einblick in die wechselvolle Chronik 
der einst von so bedeutenden Arbeiterfüh-
rern wie August Bebel und Wilhelm Lieb-
knecht glanzvoll gesteuerten, später aber 
politisch-moralisch heruntergekommenen 
Partei. Der Anhang enthält im Beitrag Götz 
Dieckmanns Kernsätze aus dem Rund-
schreiben von Marx und Engels an Bebel, 
Liebknecht und andere namhafte Sozial-
demokraten vom 17./18. September 1879. 
Darin distanzierten sich beide scharf von 
revisionistischen Theorien eines „dritten 
Weges“ und des „friedlichen Übergangs 
zum Sozialismus“, wie sie der Weimarer 
SPD-Parteitag dann 1919 unter Ablehnung 
einer proletarischen Revolution entwarf. 
Auf den nachfolgenden Parteikongres-
sen in Heidelberg und Kiel (1925/1927) 
wurde dieses Konzept als „staatsmono-
polistisch-genossenschaftlicher Wettbe-
werb für ein allmähliches Hineinwachsen 
in eine andere Ordnung mit demokrati-
schen Mitteln“ festgeschrieben. Mit dem 
Godesberger Programm trennte sich die 
SPD 1969 schließlich ganz vom Ziel der 
Überwindung des Kapitalismus, bekannte 
sie sich zur „sozialen Marktwirtschaft“ – 
einer abgefederten Form kapitalistischer 
Ausbeutung.

Maske in Rot
Wie sich Führer der einst glorreichen SPD selbst entzauberten

Seit der Bewilligung der vom Kaiser 
geforderten Kriegskredite durch die 
SPD-Reichstagsfraktion mit dem alleini-

gen Gegenvotum Karl Liebknechts ging 
die deutsche Sozialdemokratie unzäh-
lige Bündnisse mit Reaktionären und 
Militaristen zum Erhalt des politischen 
Systems ein. Hitlers Steigbügelhalter Hin-
denburg wurde als Reichspräsidenten-
kandidat von der SPD unterstützt. Mit 
ihrem „Bluthund“ Noske, dem mörderi-
schen Berliner Polizeipräsidenten Zör-
giebel und Innenministern wie Severing 
wütete die „Radieschen“-Partei zwischen 
1919 und 1932 unter Demonstranten und 
Streikenden. Die von ihr mitgetragenen 
linken Regierungen in Sachsen und Thü-
ringen wurden durch das Zusammenspiel 
der SPD mit dem reaktionären Beamten-
apparat und der Reichswehr bald wieder 
zu Fall gebracht. Der fanatische Antikom-
munismus ihrer Spitze spaltete die Arbei-
terschaft und lähmte deren Abwehrkraft 
gegenüber zunehmender faschistischer 
Bedrohung. Unter Zurückweisung wie-
derholter Angebote Thälmanns koalierten 
die Spitzen der Sozialdemokratie lieber 
mit rechts, als einer Einheitsfront oder 
einem Generalstreik gegen Hitler zuzu-
stimmen. 
Nach dem 2. Weltkrieg schlug sich die 
von Kurt Schumacher dirigierte SPD der 
Westzonen trotz anfänglicher Lippenbe-
kenntnisse zum Sozialismus und rasch 
wieder aus dem Verkehr gezogener Ent-
eignungsparolen abermals auf die Seite 
des deutschen Imperialismus. West-
berlins Frontstadtbürgermeister Willy 
Brandt wurde zum Vorkämpfer des Kal-
ten Krieges und der NATO-Politik, später 

zum Einpeitscher der Berufsverbote und 
einer rabiaten Kommunistenverfolgung 
in der BRD. Die „Sozialpartnerschafts“-
Ideologie deformierte die zunächst stärker 
klassenorientierte Gewerkschaftspolitik, 
was zur Entsolidarisierung führte. Offene 
oder verdeckte Bündnisse mit Teilen der 
Wirtschaft und bürgerlichen Parteien folg-
ten auf dem Fuße. Der Kapitalismus galt 
fortan als „reformierbar“. „Im Interesse 
der Schaffung von Arbeitsplätzen“ wur-
den die Unternehmer steuerlich massiv 
subventioniert. Dafür gab es Vorbilder. 
Schon 1929 waren unter der SPD-Regie-
rung Hermann Müllers erhebliche Mittel 
zur Bankenrettung durch Lohnkürzung 
und Sozialabbau geflossen. 
Nicht erst Willy Brandt vertrat die „Tota-
litarismusdoktrin“. Schon Otto Wels hatte 
einst die gemeinsame Abwehr der Nazige-
fahr mit der Behauptung zurückgewiesen, 
Nazis und Kommunisten seien ja Brüder 
im gleichen Geiste. Der Antikommunis-
mus als Programmgrundsatz blockierte 
auch Bestrebungen von KPD- und SPD-
Genossen im Westen, die dem Beispiel des 
Vereinigungsparteitages von 1946 folgen 
wollten. So heißt es treffend im Klappen-
text des „Schwarzbuches“, der Antikom-
munismus und die Kriegsbejahung durch 
die SPD seien die auffälligsten Konstanten 
der praktischen Politik dieser Partei. 
Das durch Konstantin Brandt und den 
Wiljo Heinen Verlag besorgte Nachschla-
gewerk über die SPD ist geeignet, ver-
drängtes Wissen wachzurufen und neue 
Erkenntnisse über den Sozialreformismus 
in Deutschland zu gewinnen. Statt „BAK 
Shalom“-Themen in der Rosa-Luxemburg-
Stiftung und dem Einreihen Willy Brandts 
unter die „Vorväter der PDL“ zu folgen, soll-
ten dem Sozialismus treu Gebliebene aus 
der Lektüre Gewinn ziehen. Mit gutem 
Grund schreibt der Autor im Vorwort: 
„Wenn Phantasten in der Partei Die Linke 
an eine von Gysi angemahnte ,Sozialde-
mokratisierung‘ der SPD glauben, ist an 
deren Chronik zu erinnern.“ 
Deshalb sollten wir alles tun, um für die 
Verbreitung der kleinen, aber substanz-
reichen Schrift zu sorgen. 

Jobst-Heinrich Müller, Lüneburg

Konstantin Brandt. Das Kleine Schwarz-
buch der Sozialdemokratie. Verlag Wiljo 
Heinen, Berlin 2012, 156 Seiten, 7,50 €, ISBN 
978-3-939828-90-7

Entdeckt an 
der Fassade 
einer Berliner 
Gaststätte am 
Rosenthaler Platz

Foto:  
Karin Dockhorn

Eingesandt von Gunnar Vogel
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Käthe Kollwitz: „Meine Kunst hat Zwecke“

Welch ein Frauenleben! Begeistert ver-
tiefe ich mich in ihre so ausdrucks-

starken Bilder und Skulpturen, fühle ich 
zugleich die Nöte jener Zeit, zumal ich ihre 
Tagebuchaufzeichnungen zur Hand habe. 
Ich will nicht allzusehr in ihre Biographie 
eintauchen, obwohl diese allein schon 
bemerkenswert genug ist, sondern die Frau 
und deren Werk betrachten, das nichts an 
Aktualität verloren hat.
Erfüllt von Schmerz, Klage und Trauer steht 
die Bilderwelt der Künstlerin vor uns. Das 
quälende Leid wird nur durch wenige Blät-
ter und Plastiken übertönt, die von Kraft und 
Schönheit erfüllt sind. Aus ihnen sprechen 
das Wissen um die Stärke einer handelnden 
Gemeinschaft und Zuversicht. Käthe Koll-
witz fordert nicht Mitleid, sondern tätige 
Hilfe bei der Überwindung menschenunwür-
diger Zustände. Aus Hoffnung und Glauben 
an die Zukunft formuliert sie ihr Bekenntnis, 
in die das persönlich erlebte Leid der Welt-
kriegsjahre und die Enttäuschung über das 
Scheitern der deutschen November-Revolu-
tion einfließen: „In solchen Augenblicken, 
wenn ich mich mitarbeiten weiß in einer 
internationalen Gemeinschaft gegen den 
Krieg, hab‘ ich ein warmes, durchströmen-
des und befriedigendes Gefühl ... Ich bin ein-
verstanden damit, daß meine Kunst Zwecke 
hat. Ich will wirken in dieser Zeit, in der die 

Menschen so ratlos und hilfsbedürftig sind.“ 
Käthe Kollwitz stellt ihr ganzes Schaffen 
in den Dienst der von ihr bekundeten Wir-
kungsabsicht. So steht das Leben des Pro-
letariats im Mittelpunkt ihrer Werke. Sie 
kannte das Dasein der Arbeiter, sah deren 
Not, Sorgen und Qualen. Sie begegnete 
ihnen auch in der Literatur, in Zolas „Ger-
minal“ und Hauptmanns „Webern“. Ausbeu-
tung, Arbeitslosigkeit, Erwerbsunfähigkeit 
durch Krankheit und Siechtum, Selbstmord, 
Abtreibung, Prostitution und Alkoholis-
mus erlebte sie hautnah in den Arbeitervier-
teln Berlins. Aber sie war auch Augenzeugin 
von Aufbegehren, impulsivem Aufruhr und 
kühn geführter revolutionärer Aktion. Käthe 
Kollwitz sah die durch den weißen Terror 
Erschlagenen. Aus Leid und Schmerz – ihr 
Sohn Peter fiel als begeisterter Freiwilliger 
schon zu Beginn des Ersten Weltkrieges 
– erhob sie sich und erblickte fortan ihre 
wichtigste Aufgabe darin, unermüdlich mit 
Wort und Bild gegen das Gemetzel einzutre-
ten. Für fast jede Analyse des Kollwitzschen 
Werkes gilt die Feststellung, daß es zweifel-
los von einer Frau geschaffen wurde, deren 
Gefühls- und Gedankenwelt ihre Kraft aus 
dem Kampf für sozialen Wandel bezog. Sie 
spürte, daß das Ringen um Veränderung 
der Lebensbedingungen bei den vom Kapi-
talismus am tiefsten Erniedrigten beginnen 

muß: den Mädchen, Frauen, Müttern und 
Witwen aus dem Proletariat. Sie erkannte 
aber auch, daß die Befreiung der Frau nur 
Teil einer weitaus umfassenderen Befrei-
ung sein kann. 
In Deutschland zählte Käthe Kollwitz zu den 
ersten bildenden Künstlern, welche schon 
1917 die von der russischen Oktoberrevo-
lution eingeleitete und eingeläutete histo-
rische Veränderung begriffen. Besonders 
nachhaltig wirkte sich die Freundschaft mit 
dem Maler und Kommunisten Otto Nagel auf 
ihr Denken und Schaffen aus. Ihr verdan-
ken wir einige der besten Kollwitz-Arbeiten. 
„Helft Rußland!“, „Brot“, „Demonstration“, 
„Wir schützen die Sowjetunion“ lösten auch 
in der UdSSR Begeisterung aus. Von großer 
emotioneller Stärke und Hingabe zeugen das 
Gedenkblatt für Karl Liebknecht, der Zyklus 
„Die Weber“ und die Lithographie „Mutter 
beschirmt ihre Kinder“ („Saatfrüchte sol-
len nicht vermahlen werden“). 
Auch wenn die Nazis Käthe Kollwitz aus der 
Preußischen Akademie der Künste warfen, 
ihr den Professorentitel aberkannten und 
sie mit Ausstellungsverbot belegten, hat ihr 
Schaffen die Zeiten der Finsternis überdau-
erte. Am 22. April 1945 – unmittelbar vor 
der Befreiung vom Faschismus – ist sie im 
Alter von 77 Jahren verstorben. 

Cornelia Noack, Beeskow

Kommunismus, das heißt: Beseitigung 
des kapitalistischen Privateigentums 

an den entscheidenden Produktionsmitteln. 
Kommunismus bedeutet Brechung der poli-
tischen Macht der Kapitalistenklasse und 
Errichtung der von der Arbeiterklasse und 
ihren Verbündeten getragenen Staatsmacht. 
Kommunismus ist der Schritt um Schritt zu 
vollziehende Aufbau einer ausbeutungs-
freien Gesellschaft und letztlich in ferne-
rer Zukunft eine weltweite „Assoziation, 
worin die freie Entwicklung eines jeden die 
Bedingung für die freie Entwicklung aller 
ist“ (MEW, Bd. 4, S. 482), – also eine Gesell-
schaft ohne Klassen und ohne Staat.
Kommunistische Bestrebungen gab es – 
zumeist in religiösem Gewande – bereits in 
der Antike und im Mittelalter. Als der erste 
Kommunist der Neuzeit gilt der Franzose 
François Noël Babeuf (Grachus), der im Ver-
lauf der französischen bürgerlichen Revo-
lution das radikalste, auf soziale Gleichheit 
zielende Jakobinertum vertrat. Er stand an 
der Spitze der bewaffneten „Verschwörung 
der Gleichen“ und wurde 1796 hingerich-
tet. Das war der eigentliche Ausgangspunkt 
jenes utopischen Kommunismus, der zu den 
historischen Quellen des Marxismus zählt. 
Doch Kommunismus – Dreh- und Angel-
punkt des gesamten theoretischen Schaffens 

von Karl Marx und Friedrich Engels – darf 
auf keinen Fall mit utopischem Kommunis-
mus verwechselt werden. Kommunismus 
ist die historisch gesetzmäßig den Kapi-
talismus ablösende sozialökonomische 
Gesellschaftsformation und umfaßt eine 
niedere (sozialistische) und eine höhere, im 
engeren Sinne kommunistische Phase. Der 
Sozialismus ist „die Gesellschaft …, die 
unmittelbar aus dem Kapitalismus her-
vorwächst; er ist die erste Form der neuen 
Gesellschaft, während der Kommunismus 
eine höhere Form der Gesellschaft ist, die 
sich erst dann entwickeln kann, wenn sich 
der Sozialismus vollständig gefestigt hat.“ 
(LW, 30/274) Wie Karl Marx nachwies, muß 
im Sozialismus das Prinzip gelten: „Jeder 
nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seiner 
Leistung.“ In der in allen ihren Einzelhei-
ten heute noch keineswegs faßbaren höhe-
ren Phase wird gelten – vorausgesetzt, alle 
Springquellen gesellschaftlichen Reichtums 
sind voll erschlossen – „Jeder nach seinen 
Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnis-
sen.“ Der sozialistische Staat wird im Pro-
zeß des Übergangs zur höheren Phase nicht 
abgeschafft, sondern als politische Macht 
der arbeitenden Klassen in einer klassenlo-
sen Gesellschaft zwangsläufig „absterben“. 
Als kommunistisch bezeichnet man jedoch 

nicht nur diese neue Gesellschaftsformation, 
sondern auch die revolutionäre Arbeiterbe-
wegung, die noch im Rahmen der bestehen-
den kapitalistischen Ordnung kämpft. Marx 
und Engels unterstrichen im „Kommuni-
stischen Manifest“, daß die Kommunisten 
keine von den Interessen des ganzen Pro-
letariats getrennten Interessen haben und 
keine sektiererischen Prinzipien aufstellen, 
wonach sie die Arbeiterbewegung modeln. 
Denn: „Die Kommunisten unterscheiden 
sich von den übrigen proletarischen Par-
teien nur dadurch, daß sie einerseits in den 
verschiedenen nationalen Kämpfen der Pro-
letarier die gemeinsamen, von der Nationa-
lität unabhängigen Interessen des gesamten 
Proletariats hervorheben und zur Geltung 
bringen, andrerseits dadurch, daß sie in den 
verschiedenen Entwicklungsstufen, welche 
der Kampf zwischen Proletariat und Bour-
geoisie durchläuft, stets das Interesse der 
Gesamtbewegung vertreten.
Die Kommunisten sind also praktisch der 
entschiedenste, immer weiter treibende 
Teil der Arbeiterparteien aller Länder; sie 
haben theoretisch vor der übrigen Masse des 
Proletariats die Einsicht in die Bedingun-
gen, den Gang und die allgemeinen Resul-
tate der proletarischen Bewegung voraus.“ 
(MEW, 4/474)� Prof. Dr. Götz Dieckmann

Was bedeutet Kommunismus?Marxismus  
für Einsteiger
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Broterwerb bei Beutejägern 
Erfahrungen eines „Treuhänders“, der seine Hände in Unschuld wäscht

Im vergangenen Jahr erschien Günter-
Heribert Münzbergs Buch „Fette Beute“, 

in welchem er seine Erfahrungen als ehe-
maliger Mitarbeiter der Treuhandan-
stalt verarbeitet hat. Ich war gespannt 
darauf, die Erlebnisse eines Insiders 
dieser von vielen als kriminelle Verei-
nigung betrachteten Behörde zu lesen.
Der 1941 geborene Autor war viele Jahre 
Leiter der Zentralen Gutachterstelle 
für Investitionen des Ministeriums für 
Bezirksgeleitete Industrie und Lebens-
mittelindustrie und von entsprechen-
den Gremien der Zentralen Inspektion 
für Investitionen in der Staatlichen 
Plankommission der DDR. Im Mai 1990 
übersiedelte er von Berlin nach Leip-
zig. Dort nahm er seinen Dienst in der 
Außenstelle der Treuhandanstalt auf. 
Heute wird häufig vergessen, daß diese 
Einrichtung durch einen Beschluß des 
von Hans Modrow angeführten DDR-
Ministerrates am 1. März 1990 gegrün-
det worden war. Erst nach der Annexion 
der DDR durch die BRD verwandelten 
die Plünderer des Volksvermögens sie voll-
ends in jene Behörde, die bis zum heutigen 
Tage in Ostdeutschland Haß und Abscheu 
hervorruft.
Münzberg beschreibt seine Erlebnisse als 
Treuhänder der ersten Stunde sehr leben-
dig. Wir erfahren vom Chaos jener Tage, 
von den sich ständig verändernden gesell-
schaftlichen Bedingungen und vom Idea-
lismus mancher Mitarbeiter, die ehrlich 
bemüht zu sein schienen, die Errungen-
schaften der DDR zu bewahren und Fehl-
entwicklungen zu überwinden.
Doch wenn auch die Treuhand bis zum 
3. Oktober 1990 noch offiziell als staat-
liche Einrichtung der DDR galt, so war 
sie tatsächlich längst fremdbestimmt. 
Die Kohl-Regierung hatte schon im Juli 
1990 erreicht, daß die Führungsspitze von 
„marktwirtschaftlich erfahrenen“ west-
deutschen Managern besetzt wurde. Erster 
Vorsitzender war Reiner Maria Gohlke, 
ihm folgte Detlev Karsten Rohwedder und 
nach dessen Ermordung Birgit Breuel.
Auch in Leipzig tauchten immer öfter 
seriös wirkende Herren aus dem Westen 
auf und boten sich als Unternehmensbe-
rater an. Im Oktober 1990 wurde die Stelle 
des Leiters der Treuhand-Außenstelle von 
einem erfahrenen „Wessi“ übernommen. 
Münzberg beschreibt sehr anschaulich, 
wie sich das Arbeitsklima änderte, wie 
Mißtrauen, Intrigen, Schikane und pure 
Arroganz gegenüber ehemaligen DDR-
Bürgern nun die Atmosphäre bestimmten. 
„Ossis“ wurden heruntergestuft und mit 
der Zeit gänzlich verdrängt. Immer öfter 
waren sie beinahe rassistisch anmutenden 
Vorurteilen ausgesetzt. Manches erinnerte 
an den Umgang kaiserlicher Kolonialoffi-
ziere mit afrikanischen Eingeborenen zur 
Zeit Wilhelms II. 

Münzberg berichtet von der Privatisie-
rung des Handels, dem Verkauf kleiner 
und großer Betriebe und auch vom Pro-

test der Arbeiter, die vor dem Leipziger 
Treuhand-Sitz demonstrierten. Man lernt 
beim Lesen seines Buches wirklich alle 
Formen von „Flachzangen aus dem Westen“ 
(Klaus Huhn) kennen, die über die einstige 
DDR herfielen, aber erfährt auch manches 
über redliche Menschen von dort, die keine 
egoistischen Absichten verfolgten. Detail-
liert beschreibt der Autor, wie Verträge 
zustande kamen und wie die Unterschrif-
ten unter ihnen das Leben der Arbeiter in 
den betroffenen Betrieben auf den Kopf 
stellten. 
Das Buch ist ohne Zweifel interessant. Und 
doch überkommt den Leser ein ungutes 
Gefühl. Der Autor beschreibt zwar sehr 
anschaulich, wie Westdeutsche im Osten 

„fette Beute“ machten, sagt aber kein Wort 
darüber, ob bei ihm, der er Mitarbeiter 
jener Behörde war, welche ein ganzes Land 
deindustriealisierte, Millionen Biogra-
phien zerstörte und das Vermögen eines 
ganzen Volkes zum Raub freigab, nicht hin 
und wieder Zweifel am Sinn seiner Tätig-
keit aufgekommen sind. Wie kann jemand, 
der zuvor in der DDR-Volkswirtschaft an 
verantwortlicher Stelle tätig war, über-
gangslos weitermachen, wenn es um deren 
Zerstörung geht? Wie kann man gestern 
noch das Volkseigentum behüten und schon 
am nächsten Tag jenen dienen, welche es 
dem Volk entreißen? Ist ihm denn niemals 
in den Sinn gekommen, daß die eine oder 
andere „fette Beute“ auch mit seiner Hilfe 
ergattert wurde? 
Münzberg erwähnt derartige Fälle immer 
so, als ob es sich nur um das Versagen 
anderer gehandelt habe, während seine 
eigene Arbeit absolut korrekt gewesen sei. 
Es ist schon beklemmend zu lesen, wie ein 
ehemaliger DDR-Bürger nach dem Unter-
gang seines Staates ohne Skrupel in einer 

Behörde weiterwirkte, ohne deren völ-
lig veränderte Ziele zu hinterfragen. Mit 
naivem Stolz verweist der Autor schließlich 

darauf, daß viele von ihm mit ausgehan-
delte Verträge seine Unterschrift tragen. 
Er verzichtet aber auf die Frage, ob diese 
Signatur nicht Menschen direkt in die 
Erwerbslosigkeit geführt hat. Münz-
berg analysiert oft messerscharf die 
Mißstände nach 1990, tut das jedoch 
immer so, als hätte er dabei nur eine 
Beobachterrolle gespielt. In Wahrheit 
genoß er es durchaus, Macht zu besitzen 
und seinen „Job“ gründlich und beflis-
sen zu tun. So schildert er mit unver-
hohlenem Stolz, wie er zufällig zu einer 
Einladung kam, die ihm den Besuch der 
Vortragsveranstaltung des damaligen 
NATO-Generalsekretärs Manfred Wör-
ner ermöglichte. O-Ton Münzberg: „Er 
besaß eine beeindruckende Ausstrah-
lung, der Vortrag hatte Hand und Fuß 
und überzeugte durch seine Sachlich-
keit.“ Bei Wörners Ausführungen ging 
es 1992 um die vermeintliche Notwen-

digkeit eines „Engagements“ der NATO in 
Jugoslawien.
Der Treuhand-Bedienstete lehnte sich erst 
gegen die Anstalt auf, als er am Ende selbst 
abgewickelt werden sollte. Von dem Schick-
sal unzähliger anderer nun auch selbst 
bedroht, ging er gegen „seine“ Behörde 
arbeitsgerichtlich vor. Wenn Münzberg 
indes schreibt, er habe sich beim Sam-
meln von Informationen gegen den „Arbeit-
geber“ fast wie Günter Wallraff gefühlt, 
dann ist das wohl ein sehr unangemesse-
ner Vergleich. 
Ein Treuhand-Mitarbeiter, der seine 
Hände in Unschuld wäscht, klagte hier 
auf Wiedereinstellung und hatte dabei 
Erfolg. Wenn er sich aber als Anwalt unter-
drückter Ostdeutscher empfand, scheint 
das noch gewagter, als der Bezug auf den 
couragierten Enthüllungsschriftsteller aus 
dem Westen. War Münzberg immer noch 
nicht klar, wohin er zurückstrebte? Sein 
Plädoyer über die Vorzüge des „Rechtsstaa-
tes“ und seine Klage darüber, viele Ostdeut-
sche wüßten diesen nicht zu schätzen, sind 
aus der Sicht eines durch die Treuhand 
abgewickelten Arbeiters blanker Zynismus. 
In dessen liquidierten Betrieb gab es – auch 
bei gewonnener Klage – kein Zurück. 
Dennoch: Wer erfahren möchte, wie es in 
der Treuhand zuging, welcher Geist in 
ihr herrschte, welcher Menschenschlag 
sie wie Motten das Licht umkreiste oder 
wie das gesellschaftliche Klima vor und 
nach Zerschlagung der DDR gewesen ist, 
sollte Münzbergs Buch kritisch lesen. Eine 
historische Analyse der Geschehnisse von 
damals aus marxistischer Sicht ist von 
diesem Mann natürlich nicht zu erwarten, 
doch viele Details und etliche Wertungen 
bringen die Dinge auf den Punkt.

Ulrich Guhl

An der Spitze der größten Räuberbande der deut-
schen Geschichte: Treuhand-Chefin Birgit Breuel
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Hans Modrow an Polens Staatspräsidenten: 
„Lassen Sie Gerechtigkeit für Wojciech Jaruzelski  

und Zbigniew Wiktor walten!“

Staatspräsident der Republik Polen 
Herrn Bronisław Komorowski 
ul. Wiejska 10, PL-00-498 Warszawa
Berlin, 16. 12. 2011

Sehr geehrter Herr Staatspräsident 
Komorowski,

in freundschaftlicher Verbundenheit ver-
folge ich seit vielen Jahrzehnten die Ent-
wicklung in Ihrem Land. Als Mitglied 
des Europäischen Parlaments habe ich 
mich für die Aufnahme Polens und ihres 
Nachbarn, der Republik Tschechien, aktiv 
eingesetzt und für die Aufnahme Ihres 
Landes in die Europäische Union meine 
Stimme gegeben.
Ich möchte mich nicht in die inneren Ange-
legenheiten Ihres Landes einmischen, 
Ihnen jedoch in zwei Angelegenheiten 
meine Betroffenheit übermitteln.
In Kenntnis vieler Zusammenhänge in der 
Politik am Ende des Jahres 1981 hatte ich 
die größten Befürchtungen, daß gegen 
Polen ähnliches geschehen könnte wie im 
Jahre 1968 in der ČSSR.
Man kann über Personen und ihr Handeln 
unterschiedlich denken, aber Tatsachen 
sollten Tatsachen bleiben.
Es gab aus Warschau keine Wünsche oder 
Anforderungen zum Eingreifen des War-
schauer Vertrages, aber die bittere Über-
zeugung: Wenn die mit einem Einmarsch 
verbundene Katastrophe für Polen und Eu-
ropa verhindert werden soll, dann müßten 
die Verantwortlichen in Polen eigenstän-
dig handeln.
Ich verstehe die Entschuldigung des Gene-
rals Wojciech Jaruzelski, die er nun wie-
derholt als Verantwortlicher dieser Zeit 
ausgesprochen hat, und bleibe ihm und 
allen Beteiligten bis zum letzten Solda-
ten Polens dankbar, die mit ihrem Ein-
satz Europa und damit auch Polen vor dem 
Schlimmsten bewahrt haben.
Wer das Tun in dieser Zeit aus den 
geschichtlichen Zusammenhängen löst, 
verbreitet Haß.
Polen ist heute ein Land, welches in der 
EU geachtet wird. Zu den Regeln in der 
Europäischen Union gehören die Freiheit 
von Wissenschaft und Lehre sowie die 
Gleichheit der Rechte für alle Staatsbürger. 
Im Jahr 2003 wurde Dr. Zbigniew Wiktor 
von der Universität Wrocław zum Außer-
ordentlichen Professor ernannt. Er lehrte 
dort am Institut für Politologie und ist an 
Universitäten anderer Länder tätig gewe-
sen. Mit der Begründung, es gäbe in seinen 
Publikationen „methodologische Mängel“ 
und als Marxist sei er nicht zu wissen-
schaftlicher Arbeit fähig, wurde ihm keine 
Professur mehr zuerkannt.
In der Bundesrepublik Deutschland gab es 
vor einigen Jahren eine Umfrage, wer zu 
den größten deutschen Persönlichkeiten 

gehört, wobei Karl Marx den dritten Platz 
einnahm. Marx gehört ohne jeden Zwei-
fel zu den großen Sozialwissenschaftlern 
des 19. Jahrhunderts und findet gerade in 
der gegenwärtigen globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise mit seiner Methodologie 
neue Aufmerksamkeit.
Wissenschaftlicher Streit gehört zur wis-
senschaftlichen Freiheit. Die nun erfolgte 
Aberkennung des Professorentitels für Dr. 
Wiktor kann nur als ein Verstoß gegen 
die polnische Verfassung und die Nor-
men demokratischen Rechts gewertet wer-
den.
Hochverehrter Herr Staatspräsident, als 
ehemaliges Mitglied des Deutschen Bun-
destages und des Europäischen Parla-
ments möchte ich an Sie die dringliche 
Bitte richten, alle Möglichkeiten Ihres 
Amtes einzusetzen, um Schaden von Ihrem 
Land abzuwenden und gegenüber General 
Jaruzelski und Dr. Wiktor Gerechtigkeit 
walten zu lassen.
Hochachtungsvoll
Dr. Hans Modrow
Ministerpräsident a. D.

Antwort aus Warschau

Kanzlei des Präsidenten der Republik 
Polen, Warszawa, 12. Januar 2012

Sehr geehrter Herr Modrow,

wir bestätigen den Eingang des Briefes 
an den polnischen Präsidenten Bronisław 

Komorowski vom 16. 12. 2011, der an das 
Büro für Bürgerbriefe und -meinungen zur 
Beantwortung weitergeleitet wurde. 
Wir haben den Worten Ihres Briefes 
Beachtung, Forderungen und Bemerkun-
gen entnommen, die den wissenschaftli-
chen Mitarbeiter der Universität Wrocław, 
Herrn Dr. Zbigniew Wiktor, betreffen. In 
bezug auf ihn bitten wir freundlich zur 
Kenntnis zu nehmen, daß der polnische 
Präsident in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht keine Aufsicht über die 
Hochschulen ausübt und auch nicht in 
deren Tätigkeit eingreift. Deshalb haben 
wir Ihr Schreiben mit der Bitte um Prüfung 
unmittelbar an den Rektor der Universi-
tät Wrocław, der entsprechende Hinweise 
geben kann, weitergeleitet. 
Zugleich informieren wir Sie darüber, daß 
die eintreffende Korrespondenz von den 
Beratern und Experten des Präsidenten 
analysiert wird. Aktuelle Vorschläge wer-
den an den Präsidenten weitergeleitet, um 
ihm Überlegungen zur Kenntnis zu geben, 
damit er eine Entscheidung treffen und 
entsprechend handeln kann. 

Mit freundlichen Grüßen

Unterschrift

(Einer Bitte Hans Modrows entsprechend 
dokumentiert der RF die Korrespondenz 
im Wortlaut.)

Ende letzten Jahres machte ein geistli-
cher Herr von sich reden, der seit über 

25 Jahren beim jetzt durch einen „Stellver-
treter Gottes“ aus Bayern geleiteten Vati-
kan einen recht lukrativen Job innehat. 
Don Gabriele Amorth ist vom 
Oberhaupt der katholischen 
Kirche als dessen Chef-Exor-
zist angestellt. Mit anderen 
Worten: Ihm untersteht die 
gesamte Innung der klerika-
len Teufelsaustreiber.
Die Leser mögen tief durch-
atmen: Diese mittelalterliche 
Gattung gibt es tatsächlich auch noch im 
21. Jahrhundert! Gewissermaßen neben 
Facebook und Twitter, bei denen ja auch 
– im übertragenen Sinne – bisweilen der 
Teufel los ist. 
Vater Amorth, der in seiner mit mensch-
lichem Verstand nicht nachvollziehbaren 
„Amtszeit“ rund 70 000 exorzistische „See-
lenreinigungen“ vom Gehörnten Befallener 

oder Bedrohter vorgenommen hat, hielt vor 
einiger Zeit in Umbrien eine vielbeachtete 
Rede. Darin verurteilte er das Ausüben von 
Yoga, das die in dessen Bannkreis Gerate-
nen direkten Weges zum Hinduismus, also 

zum falschen Glauben an die 
Reinkarnation, führe. Über-
dies seien die Lektüre und das 
Anschauen von Harry Potter 
geweihten Büchern oder Fil-
men gleichermaßen schwarze 
Magie, die im unterirdischen 
Reich des Bösen ende. 
„Yoga ist Teufelswerk“, verkün-

dete der Experte für derlei Dinge. Der Satan 
sei „stets verborgen“ und erstrebe nichts 
sehnlicher, als die Menschen glauben zu 
machen, daß es ihn nicht gebe, verkün-
dete der paranoide Teufelsaustreiber des 
Vatikans. 
Man sollte annehmen, daß Pater Amorth 
selbst von tausend Teufeln geritten wird.

RF, gestützt auf „The Guardian“, Sydney

Vom Teufel geritten
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Der erste Völkermord des 20. Jahrhunderts
Deutsche Herrenmenschen massakrierten  

im heutigen Namibia Zehntausende Hereros

Am 7. April 1900 äußerte sich ein Major  
von François in der Zeitschrift „Die 

Woche“ zur Situation in Deutsch-Süd-
westafrika: „Halten wir also unsere junge 
Kolonie rein, nicht nur von Buren, sondern 
überhaupt von fremden Elementen, sor-
gen wir für eine kräftige deutsche Ansied-
lung! Deutsch-Südwestafrika muß auf 
viele Jahre hinaus dem Mutterland als 
Abfluß- und Absatzgebiet dienen, wenn 
es seinen Zweck als deutsches Kolonial-
land erfüllen soll. Deutsche Sprache und 
deutsches Nationalbewußtsein müssen 
die Vorherrschaft behalten, wenn Süd- 
westafrika dem deutschen Ansiedler eine 
Heimat sein soll.“ Das war kaiserlich-wil-
helminische Kolonialpolitik in höchster 
Potenz! „Die besten Stücke der Welt waren 
ja schon verteilt, aber es war doch noch 
manches zu haben, aus dem mit deutschem 
Fleiß etwas Gutes zu werden versprach. Die 
deutsche Regierung wollte nicht gleich von 
Reichs wegen zugreifen, sondern schickte 
den Kaufmann voran. Hatte dieser eine 
Niederlassung gegründet, so stellte sie die 
Reichsregierung unter ihren Schutz, mit dem 
Vorbehalt der späteren Übernahme in die 
Verwaltung des Reiches. Den Anfang machte 
dabei der Bremer Kaufmann Lüderitz, der 
1884 die Bucht Angra Pequena in Süd- 
westafrika erwarb. Am 24. April erklärte 
der deutsche Generalkonsul in Kapstadt, 
daß die Erwerbung des Kaufmanns Lüderitz 
unter den Schutz des Reiches gestellt wor-
den sei“, wußte ein Berliner Professor Paul 
Schwartz mitzuteilen.

Wer aber war dieser Generalkonsul? Ernst 
Heinrich Göring, der Vater des späteren, 
1946 in Nürnberg zum Tode verurteilten 
Nazi-Reichsmarschalls Hermann Göring.
Natürlich hielt sich der Kanzler des Kaisers, 
Otto von Bismarck, nicht bei dem Geschehen 
heraus: „Er ließ an der südwestafrikanischen 
Küste auf des Bremers Lüderitz Ansuchen 
mit ruhiger Entschlossenheit die Flagge 
hissen. Darauf folgten die weiteren Neu-
landgebiete des Reiches im mittleren Afrika, 
sowie auf und um Neuguinea“, schrieb 1910 
ein gewisser Eduard Heyck in seiner Bis-
marck-Biographie. In dem dünnbesiedelten 
Gebiet an der Küste des Südatlantik waren 
die Hereros und Namas beheimatet. Sie dien-
ten als billige Arbeitskräfte auf deutschen 
Farmen. Man entriß auch ihnen das Land 
und die Viehbestände. 
Doch die dort Ansässigen erhoben sich gegen 
die Eindringlinge. „Der Aufstand der Here-
ros unter ihrem Kapitän Samuel Maharero 
begann am 12. Januar 1904, nachdem sich 
die Volksgruppe durch massive Landkäufe 
der Deutschen Kolonialgesellschaft immer 
mehr aus ihrem Siedlungsgebiet verdrängt 
sah und sie durch skrupellose Händler an 
den Rand der wirtschaftlichen Existenz 
gebracht worden war. Zunächst wurden 
einzelne Farmen, Eisenbahnlinien und Han-
delsstationen angegriffen. Die zunächst 
zahlenmäßig unterlegene deutsche Schutz-
truppe wurde im Februar durch 500 Mari-
neinfanteristen und Freiwillige verstärkt. 
Der Kampf gegen die Hereros wurde mit drei 
Abteilungen aufgenommen. Da Leutwein die 
Kampfkraft der Hereros falsch einschätzte, 
gelang es zunächst nicht, entscheidende Vor-
teile zu erringen. Die Reichsregierung war 
mit dem Verlauf der Operationen unzufrie-
den und ernannte Generalleutnant Lothar 
von Trotha zum neuen Oberbefehlsha-
ber der Schutztruppe. Im Gegensatz 
zu Leutwein verfolgte dieser das Ziel 
der völligen Vernichtung des Gegners“, 
ist einem zeitgenössischen Bericht zu 
entnehmen.

„Die Vorgänge kosteten durch Krank-
heiten, Hunger und Durst, Kampf-
handlungen, Überfälle, Flucht und 
vielfach menschenunwürdige Miß-
stände in den Internierungslagern 
nach Schätzungen zwischen 24 000 und  
64 000 Hereros, etwa 10 000 Namas 
sowie 1365 Siedler und Soldaten das 
Leben.“ 
Köpfe ermordeter oder gestorbener 
Hereros und Namas gelangten zum 
Zweck von „Rasseforschungen“ in die 
Berliner Charité. Hier lagern etwa 7000 
solcher Schädel. 20 davon wurden 2011 
auf Ersuchen der Regierung Nami-
bias in ihr Herkunftsland überführt 
– ohne jegliche Entschuldigung der Bun-
deskanzlerin für die von Deutschen 

begangenen Greuel. – Am 28. Juni 1919 
unterschrieben der damalige Außenmini-
ster Hermann Müller und Justizminister 
Bell den Versailler Friedensvertrag. Danach 
verpflichtete sich Deutschland zum „Ver-
zicht auf seinen gesamten Kolonialbesitz“. 
Südwestafrika ging an die Südafrikanische 
Union über.
Daß Hitler den kaiserlichen Kolonialterror 
für „zu schwächlich“ hielt, ist seinem Mach-
werk „Mein Kampf“ zu entnehmen. „Die ein-
stige deutsche Kolonialpolitik war halb, wie 
alles, was sie taten. Sie hat weder das Sied-
lungsgebiet der deutschen Rasse vergrößert, 
noch hat sie den – wenn auch verbrecheri-
schen – Versuch unternommen, durch den 
Einsatz von schwarzem Blut eine Machtstär-
kung des Reiches herbeizuführen“.
Am 20. Oktober 2011 wurde im Bundestag 
die BRD-„Rohstoffpolitik“ behandelt. Da 
erkühnte sich doch der SPD-Abgeordnete 
Rolf Hempelmann, die Merkel-Regierung 
einer „dritten Welle der Kolonialisierung“ 
zu bezichtigen.
Südwestafrika heißt heute Namibia und 
wird von Sam Nujomas SWAPO regiert. Die 
Frau des einstigen Präsidenten der Republik 
Namibia leitete zu DDR-Zeiten das Heim für 
Kinder von SWAPO-Freiheitskämpfern in 
Bellin bei Krakow am See im mecklenbur-
gischen Kreis Güstrow. Wie man sieht, wird 
dadurch eine völlig andere – unsere – Tra-
dition im Verhältnis zum tapferen Volk im 
südwestlichen Afrika unter Beweis gestellt, 
das einst von den deutschen Kolonialisten 
auf den Opferblock geführt wurde. Diese 
tiefe Verbundenheit kommt auch darin zum 
Ausdruck, daß ein Minister Namibias, den 
wir auf diesem Wege herzlich grüßen, zur 
großen und weltweiten Leserschaft des RF 
gehört.� Hans Horn

Das erste Foto nach 17 Jahren in der Todes-
zelle. Der afroamerikanische Journalist und 
Bürgerrechtskämpfer Mumia Abu-Jamal 
wurde nach der Aufhebung der bisher über 
ihm schwebenden Hinrichtungsdrohung in den 
normalen Vollzug überführt. Die Aufnahme 
vom 27. Januar zeigt ihn mit seiner Spreche-
rin Johanna Fernandez und Heidi Boghosian, 
Direktorin der Nationalen Liga amerikanischer 
Rechtsanwälte.

Am 4. März ist mit Genossin 

Gerda Klabuhn 
eine der Treuesten unter den Treuen 
von uns gegangen. Sie wurde  
85 Jahre alt. Die gestandene Anti-
faschistin erwarb sich als Ober-
richterin am Berliner Stadtgericht 
besondere Verdienste beim Schutz 
der sozialistischen Rechtsordnung 
der DDR. Das trug ihr den erbit-
terten Haß der Feinde des von der 
Konterrevolution zu Fall gebrachten 
deutschen Friedensstaates ein. Sie 
wurde in einem Willkürprozeß der 
Rachejustiz zu einer Freiheitsstrafe 
verurteilt und eingekerkert.
Die große „RotFuchs“-Familie, 
für die Gerda von Beginn an auf-
opferungsvoll tätig war, erfüllt 
die Nachricht von ihrem Tod mit 
Schmerz und Trauer. Wir über-
mitteln ihren Angehörigen unser 
herzliches Beileid.
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Lateinamerika wirft Yankee-Joch ab
In Caracas läutete die CELAC das Ende der OAS ein

Anfang Dezember 2011 gründeten die 
Repräsentanten aus 33 Ländern in 

Caracas die Gemeinschaft Lateinamerika-
nischer und Karibischer Staaten, CELAC. 
Sie ist die erste regionale Organi-
sation auf dem amerikanischen 
Kontinent, in der die Vereinigten 
Staaten und Kanada nicht mehr 
vertreten sind. Die CELAC setzt 
den Weg fort, welchen Freiheits-
kämpfer wie Simon Bolívar einst 
gebahnt haben. Hugo Chávez aus 
Venezuela, Evo Morales aus Boli-
vien und Daniel Ortega aus Nika-
ragua sprachen deshalb von einer 
zweiten Befreiung aus kolonialer 
Abhängigkeit. 
Der Zusammenschluß hatte sich 
seit langem angekündigt. Auf dem 
Gipfel der Rio-Gruppe im April 
2008 forderten die Präsidenten 
linksregierter Länder Lateiname-
rikas und der Karibik die Her-
stellung normaler Beziehungen 
zu Kuba. Bereits seit 2004 attackieren 
Staatschefs dieser Gruppe die Organi-
sation Amerikanischer Staaten (OAS) als 
den kontinentalen Willensvollstrecker 
der Politik Washingtons. Ende 2005 ent-
stand ALBA, die vor allem von Venezuela 
initiierte Bolivarianische Alternative zum 
Schwächere knechtenden USA-Freihan-
delsvertrag ALCA. Das war eine politische 
Rebellion des Südens gegen den Norden. 
Auf dem 5. OAS-Gipfel im April 2009, an 
dem USA-Präsident Barack Obama teil-
nahm, zeigten sich die Kritiker der Orga-
nisation noch einmal kompromißbereit. 
Damit aber war nach der empörenden 
Verleihung des Friedensnobelpreises an 
den Repräsentanten einer gerade krieg-
führenden Macht Schluß.
Mit der CELAC entstand nun eine regio-
nale Institution, welche die Staaten ganz 
Lateinamerikas und der Karibik in einem 
politischen Block zusammenfaßt. Die 

Uhr der OAS dürfte damit de facto abge-
laufen sein.
Der CELAC-Gründungsgipfel verabschie-
dete einmütig die Deklaration von Caracas. 

Sie ist ein Vertrag der neuen Organisation 
über deren gemeinsame Strategie und ent-
hält spezielle Aufgaben für die soziale, 

wirtschaftliche und kul-
turelle Entwicklung der 
Region. Sie betrifft die 
Verteidigung der Demo-
kratie, die Position zu 
Argentiniens Malediven, 
die Notwendigkeit der 

Beendigung der Wirtschafts-, Handels- 
und Finanzblockade der USA gegen Kuba, 
die Lebensmittel- und Ernährungssicher-
heit, den Kampf gegen Finanzspekulation 
und Preistreiberei bei Nahrungsgütern, 
die Verteidigung der Menschenrechte 
auch für Eingewanderte, die nachhal-
tige Entwicklung der Gemeinschaft der 
Karibik (CARICOM) und die Solidarität 
mit dem Volk Haitis. 
I nteg rat ion oh ne Bevor mu ndu ng 
durch den Norden und Differenziert-
heit waren Hauptpunkte, in denen die 
sehr unterschiedlichen Mandatsträger 
Übereinstimmung erzielten. Venezue-
las Präsident Hugo Chávez sagte, einer 
der größten Vorzüge von CELAC bestehe 
in dem Willen, kontroverse Themen zu 
vermeiden. Für den Präsidenten Uru-
guays, Pepe Mujica, „ist kein Kapital 
mehr wert als das Streben nach Einheit“. 
Daniel Ortega, der Präsident Nikaraguas, 
betonte, daß die Einheit Lateinamerikas 
und der Karibik nicht dem Markt und den 
Finanzspekulanten, sondern der Souve-
ränität der Völker dienen müsse. Zum 
Abschluß der Tagung übertrug Chávez 
die zeitlich befristete CELAC-Präsident-
schaft an seinen Amtskollegen aus Chile, 
den konservativen Politiker Sebastián 
Piñera. Venezuela, Chile und Kuba bil-
den die Troika, welche die CELAC in den 
nächsten zwei Jahren führen soll. Das 

sei, so Piñera, trotz erheblicher ideolo-
gischer Unterschiede und stark differie-
render Meinungen möglich.
Die Gründung der CELAC widerspie-

gelt das veränderte Kräftever-
hältnis auf dem amerikanischen 
Kontinent. Ein Bericht der UN-
Wir tschaftskommission für 
Lateinamerika und die Karibik 
(CEPAL) verwies darauf, daß der 
Wertumfang der Warenexporte 
der Region 2011 gegenüber 2010 
um 27 Prozent angewachsen sei. 
Das Volumen der Importe habe 
sich um 23 Prozent erhöht. Die 
Region erzielte einen Überschuß 
in der Handelsbilanz von rund 
80 Mrd. US-Dollar. Entschei-
dend dafür waren die Erhöhung 
der Preise für Grundstoffe sowie 
Chinas diesbezügliche Nachfrage. 
Lateinamerikas Entwicklung im 
Jahr 2011 wurde von der Geburt 
der CELAC, der Stärkung von 

ALBA, der Union der Nationen Südame-
rikas (UNASUR), dem Zusammenschluß 
PETROCARIBE und der Bank des Südens 
maßgeblich geprägt.
Die Gründung der CELAC nahm die ersten 
Seiten vieler großer Tageszeitungen ein. 
So titelte das mexikanische Blatt „La Jor-
nada“: „OAS ist das Alte, CELACs Geburt 
erfolgte im neuen Geist“. Und Spaniens 

„Publico“ schrieb: „Lateinamerika schüt-
telte die Vormundschaft der Vereinigten 
Staaten und Europas ab.”
� Wolfgang Herrmann,  
� Nueva Nicaragua e. V., Dreesch

Am 2. Mai um 16 Uhr spricht Botschafter 
a. D. Heinz Langer auf einer Veranstal-
tung der RF-Regionalgruppe Cottbus 
im Brandenburger Hof, Friedrich-Ebert-
Straße 33, über das Thema

Aktuelle Entwicklungen in Kuba

Am 19. April begeht 

Dr. Walter Lambrecht,
Zingst, seinen 60. Geburtstag. Als 
akademisch gebildeter Fachmann 
für Fragen der Wirtschaft und Poli-
tik mit journalistischer Erfahrung 
bringt er sich im Redaktionsbeirat 
der Zeitschrift sowie in der Leitung 
der RF-Regionalgruppe Nördliches 
Vorpommern engagiert und ideenreich 
ein. Der frühere Hamburger zeichnet 
sich durch Tatkraft und Sachkenntnis 
aus. Herzlichen Glückwunsch, lieber 
Genosse!

Am 11. Februar verstarb kurz vor 
Vollendung seines 82. Lebensjahres 
unser lieber Freund und Genosse

Dr. Hans-Dieter Krüger 
langjähriger Chefredakteur der 
Tageszeitung „Freiheit“, Mitglied 
des RF-Autorenkreises und einer 
der Wegbereiter unserer Regional-
gruppe Halle, nach einer schweren 
Operation. Wir werden unserem 
menschlich warmherzigen, poli-
tisch standhaften, klugen und 
bewährten Mitstreiter ein ehrendes 
Andenken bewahren und spre-
chen seinen Angehörigen wie der 
RF-Regionalgruppe Halle unser 
Mitgefühl aus.



Seite 20� RotFuchs / April 2012

58 m Länge und 12 m Höhe fänden zwölf 
Torpedorohre Platz.
Nach ihrer Auslieferung durch das Kieler 

Rüstungsunternehmen Howaldtswerke-
Deutsche Werft (HDW) unterliegen der 
Umbau und die Weiterbestückung der 
Boote in Israel strengster Geheimhal-
tung. Es bestehe der begründete Ver-
dacht – schrieb die „Jüdische Zeitung“ 
unter Hinweis auf internationale Pres-
semeldungen  –, „daß die vier Torpedo-
rohre mit größerem Durchmesser für 
nukleare Marschflugkörper eingerichtet 
werden“. Jeweils eines der U-Boote solle – 
der gleichen Quelle zufolge – „mit diesem 
Droh- und Vernichtungspotential im Per-
sischen Golf vor Iran patrouillieren“. 
Israel nehme bekanntlich „nicht einmal 
zu der Frage Stellung, ob es überhaupt 
Atomwaffen besitzt. Nach Schätzung aus-
ländischer Experten dürften es mehr als 
200 sein.“ Während Tel Aviv keinerlei 
Anstalten gemacht hat, dem Atomwaffen-
sperrvertrag beizutreten oder der Wiener 
Kontrollbehörde irgendwelche Auskünfte 
zu erteilen, treffe das bekanntlich auf 
die BRD nicht zu. Sie werde durch den 
in Israel erfolgenden Umbau der U-Boote 
„in Mißkredit gebracht“. 
Die Vereinbarung über eine zweite Staffel 
der Kriegsschiffslieferungen – es handle 
sich abermals um drei U-Boote – sei 
2005, am letzten Arbeitstag der Schrö-
der-Fischer-Regierung, unterzeichnet 
worden. Die beiden ersten Boote wür-
den 2013 fertiggestellt, für das dritte 
habe zunächst nur eine Option bestan-
den, die aber – wie eingangs erwähnt – 
von Angela Merkel Ende 2011 ebenfalls 
in ein gültiges Rüstungsgeschäft ver-
wandelt worden sei.
Die drei bereits vor Jahren gelieferten 
Boote hätten jeweils 225 Millionen Euro 
gekostet, wobei Kohl die ersten beiden 
Israel zum Geschenk gemacht habe, wäh-
rend sich beim dritten beide Staaten die 
Summe geteilt hätten – auf Kosten der 
Steuerzahler, versteht sich. 

„Die deutsche Bundeskanzlerin, Angela 
‚Mutti‘ Merkel, hat es sich nicht nehmen 
lassen, Israel noch vor Jahresende erneut 
mit einem U-Boot zu beglüc-
ken“, schrieb Aram Babilon 
Anfang Januar in der „Jüdi-
schen Zeitung“. „Es ist bereits 
das sechste, da sich Israel 
diese konventionellen Jagd-
U-Boote schon seit Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen in 
den 50er Jahren immer wieder 
wünscht.“
Das NATO-Mitglied BRD habe 
sich verpflichtet, seine gewal-
tigen Potentiale als Rüstungs-
exportland nur zu nutzen, 
wenn mit den gelieferten Waf-
fen kein böses Spiel getrieben 
werde.
Die „Jüdische Zeitung“ betont 
ausdrücklich: „Rüstungsex-
port in Spannungsgebiete war und ist 
strikt verboten.“ Israel stehe zwar der 
NATO nahe, sei aber kein Paktmitglied. 
Die BRD begründe ihre U-Boot-Lieferun-
gen an das nahöstliche Land stets mit der 
deutschen Schuld an der Ausrottung von 
Millionen europäischen Juden.
Das Blatt stellt indes klar: „Das zu einem 
großen Teil ermordete Volk war aller-
dings nicht mit dem Staat Israel iden-
tisch.“ Da sich David Ben-Gurion und 
Konrad Adenauer darüber einig gewesen 
seien, „das nicht wiedergutzumachende 
Leid der Juden in staatliche und militäri-
sche Unterstützung Israels umzumünzen, 
mußte auch das Verbot für Waffenex-
porte in Spannungsgebiete in diesem 
Sonderfall vom Tisch“, bemerkt Aram 
Babilon. Allerdings werde die bundes-
deutsche „Hilfe“ noch durch das weit 
darüber hinausgehende „Engagement“ 
der USA und der EU übertroffen. 
1991 seien die ersten beiden U-Boote 
der Dolphin-Klasse, 1994 dann das 
dritte geordert worden. Israel habe sie 
1999 und 2000 in Dienst  gestellt. Auf  

Durch den Großauftrag für den impe-
rialistischen Vorposten im Nahen Osten 
seien die Arbeitsplätze der Kieler HDW 

und der Emdener Nordsee-
werke für ein Jahrzehnt gesi-
chert worden, verlautete.

„Wiedergutmachung für den 
jüdischen Staat geriet so zur 
Wirtschaftshilfe an der Nord- 
und Ostsee“, bemerkte Aram 
Babilon sarkastisch. Für die 
neuen Boote seien jeweils eine 
halbe Milliarde Euro aufzu-
bringen, wobei die BRD, so 
Finanzminister Schäuble – zeit-
gleich mit Merkels Verkündi-
gung am Jahresende – jeweils 
ein Drittel übernehme. Für das 
Boot Nr. 6 wurden bereits vor-
sorglich 135 Millionen Euro 
in den Bundeshaushalt 2012 
eingestellt. Aufschlußreich ist 

die Tatsache, daß der sogenannte BRD-
Verteidigungshaushalt geschont wurde, 
indem man auf einen Einzelplan Schäub-
les zurückgriff.
Israel – ebenfalls einer der Hauptrü-
stungsexporteure der Welt – glich zwei 
Drittel seines Anteils 2005 durch direkte 
Waffenlieferungen an die Bundeswehr 
aus, so daß Tel Aviv nur für das letzte 
Drittel auf „harte Devisen“ zurückgrei-
fen mußte. 

RF, gestützt auf den Beitrag „In trockenen 
Büchern“, Jüdische Zeitung, Januar 2012

Beihilfe zu atomarer Aufrüstung
Kein „Untertauchen“ für Israels U-Boote aus BRD-Waffenschmieden

Die „Jüdische Zeitung“ versah dieses Bild mit dem Text: Großer 
Bahnhof: Im Jahr 2000 wird ein neues U-Boot aus Deutschland in 
Israel in Empfang genommen.

Am 14. April um 10 Uhr spricht Wal-
ter Schmidt, Vorstandsmitglied des 
RF-Fördervereins und Vorsitzender der 
Regionalgruppe Bitterfeld-Wolfen auf 
einer RF-Veranstaltung in Chemnitz, 
Rothaus, Lohstraße 2 (Getreidemarkt), 
über das Thema

Washingtons Langzeitstrategie zur 
Zerschlagung des Sozialismus

Am 19. April um 16 Uhr spricht Oberst 
a. D. Bernd Fischer auf einer Veranstal-
tung der RF-Regionalgruppe Güstrow im 
Haus der Generationen, Weinbergstraße 
28, über

Aktuelle Entwicklungen in der 
arabischen Welt – die Situation im 
Nahost-Konflikt

Am 19. April um 14 Uhr präsentiert das 
Vorstandsmitglied des RF-Fördervereins, 
Konstantin Brandt, auf einer Veranstal-
tung der RF-Regionalgruppe Rostock in 
der Südstadt, Südring 28 a (Seniorenklub), 
seine Veröffentlichung 

Kleines Schwarzbuch der  
Sozialdemokratie

Exportschlager
Nie hätte ich geglaubt,
daß die Nachkommen  
der in Schützengräben Verbluteten,
in Panzern Verbrannten,  
im Bomben- und Granathagel Zerfetzten
ihr Brot verdienen würden
mit der Herstellung neuer Mordwerkzeuge,
Kampfmaschinen und Kriegsschiffe
des dritten Rüstungsexporteurs der Welt,  
Tod und Verderben bringend – 
Made in Germany.

Günter Waldeck, Lamstedt
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Athener Paukenschlag: Die Panhellenische 
Arbeiterfront zählt jetzt 800 000 Mitglieder

Georgios Pondikos, Sekretär für Inter-
nationale Beziehungen der Panhel-

lenischen Arbeiterfront (PAME), die der 
Kommunistischen Partei Griechenlands 
(KKE) verbunden ist und auf klassen-
kämpferischen Positionen steht, war in 
Australien Gast dortiger Gewerkschafter. 
Im traditionsreichen Versammlungslokal 
„United Voice“ (Vereinte Stimme) der Uni-
ons in der Hafenstadt Adelaide wurde ihm 
ein ebenso herzlicher wie stürmischer 
Empfang bereitet. „Wir sind stark und 
werden stärker“, überschrieb „The Guar-
dian“, das Organ der KP Australiens, sei-
nen Bericht. Ausführlich zitierte das Blatt 
aus der Rede des griechischen Gastes, 
der die extrem zugespitzte Lage in sei-
nem Land und den Kampf der inzwischen  
800 000 Arbeiter und Angestellte umfas-
senden PAME darstellte. Das systemati-
sche Verscherbeln staatlichen Eigentums, 
die angekündigte Entlassung Hundert-
tausender Beamter und Beschäftigter des 
öffentlichen Dienstes innerhalb der näch-
sten Jahre, die drastische Heraufsetzung 
der Mehrwertsteuer sowie empfindliche 
Lohn-, Gehalts- und Rentenkürzungen 
seien das Ergebnis der Athen durch die 
EU und in erster Linie durch die BRD 
oktroyierten Sparzwänge. Die Arbeitslo-
sigkeit liege derzeit über 20 % und werde 
nach Prognosen noch im Laufe dieses 
Jahres auf 25 % ansteigen. Über 40 % der 
jungen Griechen seien ohne Job, schil-
derte Pondikos den dramatischen sozi-
alen Abstieg seiner im Würgegriff der 
kapitalistischen Krise von Erdrosselung 
bedrohten Nation. 
Das rechtssozialdemokratische PASOK-
Kabinett Papandreous sei von Brüssel so 
brutal an die Wand gespielt worden, daß es 
unter dem Druck der EU einer „Experten“-
Koalition habe weichen müssen, die der 

als Premier fungierende Banker Papadi-
mos groteskerweise als „Regierung der 
Nationalen Rettung“ bezeichne. 
Doch der klassenbewußte Teil der grie-
chischen Werktätigen leiste dieser fata-

len Entwicklung energischen Widerstand.  
22 Generalstreiks der letzten beiden 
Jahre, zu denen die PAME und andere 
Gewerkschaften aufgerufen hätten, zeug-
ten von der Kraft seines Volkes. Die Kunde 
von machtvollen Demonstrationen in ganz 
Hellas sowie die zeitweilige Besetzung 
mehrerer Regierungsgebäude in Athen 
und das von den Kommunisten auf der 
Akropolis gespannte riesige Spruchband 
„Völker Europas – steht auf!“ hätten welt-
weite Solidaritätsbekundungen mit dem 
Kampf der griechischen Werktätigen aus-
gelöst. Während Pondikos betonte, die 
PAME visiere die Beseitigung des Kapita-
lismus und die Errichtung einer ausbeu-
tungsfreien sozialistischen Gesellschaft 

an, warnte er zugleich vor kurzatmigem 
Aktionismus und auf Sand gebauten 
Illusionen. Das derzeit in Griechenland 
bestehende Kräfteverhältnis begünstige 
eine solche Entwicklung noch nicht. Man 
müsse auch das Wirken der mehrheitlich 
reformistischen Gewerkschaften des Lan-
des in Betracht ziehen. Dennoch verlören 
weder die PAME noch die KKE das stra-
tegische Ziel aus den Augen. 
„Unsere Feinde dachten, uns wäre nach 
all den Schlachten die Puste ausgegangen, 
erklärte Pondikos. „Doch das ist nicht 
der Fall.“ 
Wie recht er damit hatte, bewiesen die 
nach dem Überstülpen noch drakonische-
rer Sparzwänge durch Brüssel abermals 
spontan ausgerufenen weiteren General-
streiks sowie der grandiose Arbeitskampf 
der Stahlwerker von Aspropyrgos.
Eine Mehrheit der Griechen beginne, ihre 
Furcht zu verlieren und tiefer nachzu-
denken. Das habe die Herrschenden dazu 
gezwungen, ihre Taktik zu ändern. 
„Sie werden ohne Zweifel neue politi-
sche Parteien schaffen, den Terrorismus 
und die staatliche Repression verstär-
ken sowie den Versuch unternehmen, 
die Rechte der Gewerkschaften auszu-
hebeln“, ließ der Gast aus Athen seine 
australischen Zuhörer wissen. Nicht 
zufällig hätten Merkel und Sarkozy in 
letzter Zeit wiederholt über die Schaf-
fung einer „neuen EU“ laut nachgedacht. 
Es gehe ihnen darum, Griechenland noch 
fester an die Kandare zu legen.

RF, gestützt auf „The Guardian“, Sydney

Vorerst ... nur Griechenland?
Ein Volk, spricht man heut’ arrogant
nach deutsch bekannter Art,
zu überwachen, sei Garant
dafür, daß es auch wirklich spart.
Vorerst … nur Griechenland?

Des Euros Scheide, Schwert,
von imperialem Schein,
hat profitablen Wert,
kennt weder Mein noch Dein.
Ein Tor, wer das verehrt.

Auf deutsch, ein wahrer Höllengang.
Der Stiefel tritt im Takt.
Wird da dem eignen Volk nicht bang?
Denn aus des Euros deutschem Akt
klingt Monopolgesang.

Schaut, hinterm Vorhang lugt hervor,
was noch die Völker kennen:
Die Würde zweimal schon verlor
der Deutsche durch sein Brennen
und Mord, den er beschwor!

E. Rasmus

Am 16. April begeht der mit dem 
Nationalpreis der DDR ausgezeichnete 
Schriftsteller 

Eberhard Panitz 
Verfasser zahlreicher in Rekordauf-
lagen erschienener Romane, Erzäh-
lungen, Biographien und Reportagen 
sowie Drehbuchautor erfolgreicher 
DDR-Fernsehproduktionen seinen 80. 
Geburtstag. Wir gratulieren unserem 
Freund und Kampfgefährten aus die-
sem Anlaß von ganzem Herzen.

Am 24. April um 16 Uhr spricht Prof. Dr. 
Götz Dieckmann auf einer Veranstaltung 
der RF-Regionalgruppe Bitterfeld-Wol-
fen im Kulturhaus Wolfen, Puschkinplatz 
3, über das Thema 

Die historischen Grenzen  
des Kapitalismus

Am 21. April um 10 Uhr spricht Prof. 
Dr. Wolfgang Richter, Vorsitzender der 
GBM und Autor einer Publikation zum 
Titelthema, auf einer Veranstaltung der 
RF-Regionalgruppe Neubrandenburg in 
den Räumen des „Seniorenbüros e. V.“, 
Friedländer Straße 14, über 

Hintergründe und Folgen des 
Anschlags auf das New Yorker  
Welthandelszentrum am  
11. September 2001

Collage: Heinrich Ruynat
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Gagarins Vermächtnis verteidigen!

Am 12. April 1961 half der Oberkon-
strukteur der Rakete „Wostok“ (Osten) 

O. G. Iwanowski dem ersten Weltraum-
flieger Juri Gagarin persönlich in die 
Kabine der Raumkapsel. Hunderte wis-
senschaftliche Mitarbeiter waren 
in Baikonur Zeugen, Millionen 
Menschen verfolgten das Ereig-
nis weltweit am Bildschirm.
Doch die politischen Gegner der 
Sowjetunion verbreiteten schon 
bald nach dem spektakulären Flug 
die „Ente“, Gagarin sei ja gar nicht 
im Weltall gewesen, im Raumschiff 
habe sich kein Pilot befunden, und 
die Gespräche mit ihm seien schon 
zuvor aufgezeichnet worden. Statt 
seiner habe man bereits am 7. April  
W. Iljuschin in den Kosmos geschos-
sen, der aber verunglückt sei. Ein 
ungarischer Journalist legte noch 
eins drauf und veröffentlichte sein 
Buch „Gagarin – eine kosmische 
Lüge“. Darin behauptete er, llju-
schin sei unglücklich gelandet, 
worauf man Gagarin als „Ersatz“ 
präsentiert habe. Beide seien später auf 
Geheiß Moskaus umgebracht worden. 
Auch russische Blätter, die Gagarin einst 
gepriesen hatten, darunter die gewan-
delte „Komsomolskaja Prawda“ – brach-
ten verleumderische Artikel: Gagarin 
wird darin als drogenabhängig und 
schwer krank bezeichnet. Man habe ihn 
während des Fluges in der Rakete mit 
Riemen an den Sessel geschnallt, weil er 
sonst aus der UdSSR geflüchtet wäre. 
Solche Phantasien erinnern stark an 
Märchen aus dem Kalten Krieg. Schon 
damals suchten die Gegner der UdSSR 
die sozialistische Großmacht von innen 
zu schwächen, was letztlich zum Kol-
laps beitrug. Das betraf auch die Welt-
raumfahrt. Am Beginn der Perestroika 
wurde im Obersten Sowjet ernstlich dar-
über debattiert, sie gänzlich einzustellen, 
da es an Geld dafür mangele. Sogar die 
beliebte Jugendsendung „Mensch, Erde, 
Weltall“, die der Kosmonaut W. I. Sewa- 
stjanow 21 Jahre lang im Fernsehen 
moderiert hatte, wurde abgebrochen. 
Juri Gagarin war sehr jung, als er in 
den Jahren 1951 bis 1955 als Kosmo-
naut ausgebildet wurde. Aufgrund sei-
nes aufrichtigen und fröhlichen Wesens, 
seiner freundlichen, hilfsbereiten Art, 
seiner moralischen Integrität und seines 
beachtlichen Wissens galt er der sowje-
tischen Jugend als Vorbild. Seine Hei-
matstadt wurde nach ihm benannt, das 
kleine Elternhaus in eine Gedenkstätte 
umgewandelt, wo sich Freunde, Ver-
wandte, Kosmonautenkollegen, Wissen-
schaftler, Schriftsteller, Konstrukteure 
u. a. trafen. Dort hielt Gagarin auch als 
Abgeordneter des Obersten Sowjets der 
UdSSR Sprechstunden ab. Dieses Haus 
wurde von Rußlands neuen Machtha-
bern abgerissen. Erst nach Protesten im 

In- und Ausland stellte man eine Imita-
tion auf.
Das Land war stolz auf seinen ersten 
Kosmonauten und alle, die ihm folgten. 
Aber bis Anfang der 90er Jahre wurde 

kein Museum für Gagarin eingerichtet. 
Viele Originaldokumente und Erinne-
rungsstücke sind inzwischen entwe-
der verlorengegangen, in Privatbesitz 
gewechselt oder über ganz Rußland ver-
streut. Ins Ausland versteigerte man 
für Bares solche Reliquien wie Gagarins 
Uniform und seinen Spezialanzug. Man 
verkaufte sogar das berühmte wissen-
schaftliche Forschungsschiff „Kosmo-
naut Juri Gagarin“ an eine ausländischen 
Abwrackfirma. Auf diesem befand sich 

ein kleines Museum mit der Kapsel, wel-
che die Erde enthielt, auf der Juri Gaga-
rin 1961 gelandet war. 
Saratow, wo Juri Gagarin studierte und 
zum Kosmonauten ausgebildet wurde, 

besitzt zwar ein 1995 offiziell 
eingeweihtes Denkmal zu Ehren 
des Weltraumfliegers, hat aber 
alle mit seinem Namen verbunde-
nen Gebäude geschleift. Die Lan-
destelle der Kapsel Gagarins ist 
markiert, befindet sich jedoch in 
einem schlechten Zustand. Zwei 
Erinnerungstafeln sind gestoh-
len worden. 
Gagarins Flug wurde seinerzeit 
natürlich im geheimen vorbereitet, 
so daß der Kosmonaut nach seiner 
Landung den Journalisten gegen-
über keine Details mitteilen durfte. 
Von damaligen und heutigen poli-
tischen Gegnern wurde und wird 
behauptet, er habe geschwindelt. 
Doch welche Raumfahrtbehörde 
der Welt macht außer Erfolgen 
auch Mißerfolge oder gar Fehler 

ihrer Besatzungen publik? Der Kosmo-
naut schrieb in einem Artikel, die ihn 
erhöhenden Reaktionen auf seinen Welt-
raumflug seien ihm peinlich gewesen, 
zumal er nicht alles richtig gemacht 
habe. Indes – die zuvor antisowjetische 
und heute antirussische Propaganda 
schreckt nicht davor zurück, selbst die 
Großtat des ersten Kosmonauten der Welt 
in den Schmutz zu ziehen. 

RF, gestützt auf „Tribüne für die Wahrheit“, 
Wien

Grüße aus Minsk
Boris A. Popow aus Minsk gehört zu unse-
ren treuen Lesern in den Republiken 
der früheren Sowjetunion. Am 19. April 
begeht er – bis zu seiner Pensionierung 
stellvertretender Intendant des Belorus-
sischen Fernsehens –seinen 90. Geburts-
tag. Für den RF ist das ein Anlaß, dem 
gestandenen Kommunisten, der 1940 
freiwillig in die Reihen der Roten Armee 
eintrat, den Kriegsbeginn an der West-
grenze miterlebte und schwere Jahre in 
faschistischer Gefangenschaft verbrin-
gen mußte, von ganzem Herzen zu gra-
tulieren. Erst unlängst hat Boris Popow 
in einem Brief an den RF seine zustim-
mende Meinung zum Artikel Dietmar 
Hänels „Operation östliche Partnerschaft“, 
der sich mit den NATO-Machenschaften 
zur Destabilisierung von Belarus beschäf-
tigte, zum Ausdruck gebracht. 
Er schrieb u. a.: 

In der Westpresse finden sich häufig 
Forderungen nach Sanktionen gegen 

Belarus und zur Unterstützung Oppo-
sitioneller in unserem Land. Natürlich 
geht es dabei immer nur um die Errich-
tung „wahrer Demokratie“ … 
Leider nimmt auch Frau Merkel an den 
Bemühungen teil, Belorußland zu desta-
bilisieren. Sie hat unserer Opposition 
jegliche Unterstützung zugesagt. Die 
deutsche Kanzlerin vergeudet jedoch 
das Geld der Steuerzahler, denn diese 
Kräfte besitzen hierzulande wenig 
Anhänger. 
Belorußlands Volk geht den von ihm 
selbst gewählten Weg, bewußt und 
erfolgreich, wenn auch nicht ohne Feh-
ler. Doch die in Minsk verfolgte Poli-
tik der Unabhängigkeit gefällt manchen 
nicht. Der belorussische Außenminister 
sagte unlängst, über 20 Vorschläge unse-
rer Seite seien westlicherseits unbeant-
wortet geblieben. 
Dem „RotFuchs“ wünsche ich auch wei-
terhin Erfolg!
� Boris A. Popow



RotFuchs / April 2012� Seite 23

Verwesungsgeruch eines Reichsverwesers
Ungarns rechtsradikale Orbán-Regierung steht in Horthys Schuhen 

Nach dem Fall der schon zuvor unter-
grabenen sozialistischen Ordnung 

stürzten sich Ungarns prowestliche 
Machthaber blindlings in die Arme eines 
besonders rabiaten Kapitalismus. Vor dem 
Hintergrund der sich ständig 
verschärfenden Wirtschafts- 
und Finanzkrise ist der an die 
faschistische Ideologie des 
einstigen Reichsverwesers 
Horthy und der Pfeilkreuzler 
anknüpfende Rechtsextremis-
mus noch stärker als in anderen 
Staaten Osteuropas zur Blüte 
gelangt. Die soziale Situation 
der Massen wird durch grassie-
rende Armut geprägt. Vier von 
zehn Millionen Staatsbürgern 
Ungarns beziehen ein Monats-
einkommen von etwa 250 Euro, 
bei anderthalb Millionen liegt 
es sogar unter 200 Euro. Eine 
Million Ungarn gilt offiziell als 
arbeitslos. Nach Schätzungen 
leben in der Hauptstadt Budapest etwa  
30 000 Menschen ohne festes Obdach. 
Während die Linke aus der Unzufrieden-
heit breiter Schichten der Bevölkerung kei-
nen politischen Nutzen zu ziehen vermag, 
wird die Verdrossenheit der Magyaren auf 
bedrohliche Weise nach rechts kanalisiert. 
Die faschistoide Fidesz-Partei des derzei-
tigen Ministerpräsidenten Viktor Orbán 
erweist sich dabei als Hauptgewinner. Die 
raffinierte Demagogie ihres Anführers hat 
der Fidesz bei den Parlamentswahlen im 
April 2010 zu einem überwältigenden Sieg 
verholfen. Die schon bald darauf ergriffe-
nen Sparmaßnahmen führten zu weiteren 
drastischen Einschränkungen des ohne-
hin kargen Lebensstandards der ärmeren 
Schichten. Am 1. Januar 2011 trat eine 
allgemeine Mehrwertsteuer von 16 % in 
Kraft – für Bezieher von Niedrigeinkom-
men enorm! Das Rentenalter wurde um 
zwei Jahre heraufgesetzt. 
Als nicht weniger einschneidend erwei-
sen sich die „politischen Reformen“ unter 
Orbán: Ein neues Mediengesetz wurde 
durch das von den Fidesz-Faschisierern 
und deren offen faschistischen Verbün-
dete aus den Reihen der Jobbik-Partei 
beherrschte Parlament beschlossen. Es 
sieht turmhohe Geldstrafen bei Nicht-
beachtung der Direktiven des Nationa-
len Medienrates vor, dem ausschließlich 
Fidesz-Leute angehören. 
Am 1. Januar 2012 trat eine neue Verfas-
sung in Kraft, deren erster Satz lautet: 

„Gott segne die Ungarn!“ In dieser ist nicht 
etwa von der „Republik Ungarn“, sondern 
nur noch von „Ungarn“ die Rede. Dabei sol-
len auch jene mit einbezogen werden, die 
gleiche nationale Wurzeln haben, derzeit 
aber außerhalb der Staatsgrenzen leben. 
Das betrifft vor allem die Nachkommen 
jener Ungarn, welche nach dem Ende des 

Ersten Wetkrieges Bürger Rumäniens, der 
Tschechoslowakei und Serbiens wurden. 
Dabei handelt es sich um ein Drittel aller 
ethnischen Ungarn, auf die das ultrana-
tionalistische Konzept Orbáns Anspruch 

erhebt. Denn auch die im Ausland Leben-
den können nunmehr die ungarische 
Staatsangehörigkeit erwerben. 
Das autoritäre und schwer rechtslastige 
Orbán-Regime ist ein Ergebnis unter dem 
Druck der EU und der USA in den Jah-
ren nach der Zerschlagung des Sozialis-
mus ergriffener Maßnahmen. Sie führten 
1989/90 nicht nur zur durchgängigen 
Reprivatisierung der Betriebe und Banken 
sowie zur Auflösung der landwirtschaftli-
chen Genossenschaften, sondern machten 
Ungarns Wirtschaft auch vom Auslands-
kapital ganz und gar abhängig. Die poli-
tischen und gewerkschaftlichen Rechte 
wurden drastisch eingeschränkt. 
16 Jahre lang herrschte Einvernehmen 
zwischen der rechtskonservativen Fidesz 
und den Rechtssozialdemokraten der 
MSzP. Beide Parteien konkurrierten im 
Ergreifen antikommunistischer Repres-
salien. Die Fidesz führte Ungarn 1999 in 
die NATO, die MSzP schleppte das völlig 
heruntergewirtschaftete Land 2004 in die 
EU. Hatte sich Ungarn bereits unter Janos 
Kádár (1956–1988) gemäß der Devise „Wer 
nicht gegen uns ist, ist für uns“ westli-
chen und prokapitalistischen Einflüssen 
stark geöffnet, so errangen jetzt anti-
marxistische Kräfte in der Ungarischen 
Sozialistischen Arbeiterpartei (USAP) voll-
ends die Oberhand. Aus der USAP ging 
neben der rechtssozialdemokratischen 
MSzP, die deutlichen Mehrheitseinfluß 
sicherte, auch eine wesentlich kleinere 
Gruppe unter Führung Gyula Thürmers 
hervor, die jetzt den Namen Ungarische 
Kommunistische Arbeiterpartei trägt. Sie 
wurde wütenden Repressalien des jewei-
ligen Regierungslagers ausgesetzt, gegen 
die sie sich tapfer zu wehren sucht.
Vor den Wahlen im Jahre 2006 bedien-
ten sich die Sozialdemokraten von Ferenc 

Gyurcsány einer überraschend linken Rhe-
torik, da der MSzP mit ihrer rechtslastigen 
Politik die Luft auszugehen drohte. An das 
Ruder gelangt, schlugen sie ihre eigenen 
Parolen von gestern sofort wieder in den 

Wind. Löhne und Gehälter wur-
den eingefroren, Reste sozialer 
Errungenschaften aus Ungarns 
sozialistischer Zeit restlos über 
Bord geworfen. Dieser politi-
sche Zynismus schockierte 
die Massen. Sie gingen gegen 
die MSzP auf die Straße, wo 
die Rattenfänger der Fidesz 
bereits ihre Netze spannten. 
Bei den bald darauf abgehal-
tenen Kommunalwahlen errang 
sie einen haushohen Sieg, der 
sich dann im April 2010 wie-
derholte. Diesmal gingen 68 % 
der Parlamentssitze an Orbáns 
Leute oder deren Verbündete. 
Die 2003 gegründete faschisti-
sche Jobbik-Partei, die an üble 

Pfeilkreuzler-Traditionen anknüpft und 
paramilitärische Milizen unterhält, errang 
auf Anhieb 12 % der Mandate. Sie verbrei-
tet mit ihrem vor allem gegen Ungarns  
800 000 Roma gerichteten Terror Angst 
und Schrecken. Fidesz und Jobbik, die 
heute in der EU am Mischen der Karten 
beteiligt sind, rufen die Erinnerung an 
Ungarns faschistische Parteien der 30er 
und 40er Jahre wach. Zugleich betätigen 
sie sich als Türöffner für das Europa der 
Monopole und den Internationalen Wäh-
rungsfonds, der auch Budapest immer här-
tere Konditionen aufzwingt. 
Ungarns antikapitalistischen Kräften 
bleibt unter diesen Bedingungen nur der 
durch die Kommunisten gewiesene Weg 
des entschlossenen Kampfes gegen Fidesz, 
Jobbik und MSzB.

RF, gestützt auf „Solidaire“, Brüssel 

Faschistische Jobbik-Milizen marschieren in Budapest auf.

Am 14. April um 10 Uhr spricht Dr. 
Arnold Schölzel, Chefredakteur der 
jungen Welt, auf einer Veranstaltung 
der RF-Regionalgruppe Dresden in der 
Drogenmühle Heidenau, Dresdner Straße 
26, über das Thema

Widerstand gegen die Fälschung 
der Geschichte – eine immer aktu-
ellere Aufgabe

Für den 28. April um 10 Uhr lädt die 
RF-Regionalgruppe Königs Wusterhau-
sen zu einer Bildungsveranstaltung in 
das Hanns-Eisler-Haus, Eichenallee 12, 
herzlich ein. Dr. oec. Klaus Blessing 
spricht über das Thema

Welche Auswege aus der kapitali-
stischen Krise gibt es?
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Erich Weinert – Poet der Proletarier
„Den Gedanken Licht, dem Herzen Feuer, den Fäusten Kraft!“

Nach 1990 wurde der aus Magdeburg 
stammende kommunistische Dichter 

Erich Weinert von den neuen Machthabern 
und deren Medien schnell ausgegrenzt. Sie 
wollten ihn in Vergessenheit geraten lassen. 
Aus ihrer Sicht mit gutem Grund. Im April 
1953 hatte Willi Bredel in seiner Totenrede 
mit der Feststellung begonnen: „Es gibt kei-
nen deutschen Dichter der Vergangenheit 
und Gegenwart, der zu Lebzeiten bei den ein-
fachen und werktätigen Menschen so popu-
lär und so beliebt war wie Erich Weinert.“
Der Arbeiter- und Volksdichter trat bis 
1933 in Deutschland und mehreren euro-
päischen Staaten bei über 2000 Veranstal-
tungen auf. Er verstand wie nur wenige, 
die Massen zu begeistern und aufzurüt-
teln, zumal er der beste Rezitator seiner 
eigenen Gedichte war. Wenn es hieß: „Erich 
Weinert spricht!“ waren die Säle überfüllt. 
Sein dichterisches Wort zu brennenden Fra-
gen der Zeit machte ihn zum Volkstribunen. 
„Den Gedanken Licht, dem Herzen Feuer, 
den Fäusten Kraft!“ war sein Credo. Bredel 
sah in Weinert „die eiserne Lerche der Zeit“. 
An Brennpunkten des Geschehens erhob er 
seine streitbare Stimme. Weinert war Vor-
standsmitglied des Bundes proletarisch-re-
volutionärer Schriftsteller und gehörte zur 
Redaktion der „Linkskurve“. Er arbeitete an 
zahlreichen anderen Blättern mit, vor allem 
bei der „Weltbühne“, dem „Simplizissimus“ 
und dem „Eulenspiegel“. 
1930 reiste er in die Sowjetunion und über-
siedelte später nach Moskau. 1937 nahm 
er am Internationalen Schriftstellerkon-
greß im spanischen Valencia teil, kämpfte 
an vorderster Front in den Internationalen 
Brigaden gegen die von Hitler und Mussolini 

unterstützten Franco-Horden und wurde 
nach der Niederlage der Republik 1939 in 
Südfrankreich interniert. Im Großen Vater-
ländischen Krieg der Sowjetunion ging er als 

Frontagitator in die Schützengräben bei Sta-
lingrad. 1943 wurde Weinert Präsident des 
Nationalkomitees „Freies Deutschland“. Drei 
Jahre später kehrte er nach Deutschland 
zurück und engagierte sich beim Neuauf-
bau im Osten. Er gehörte zu den Gründungs-
mitgliedern der Akademie der Künste der 
DDR. 
In den 50er Jahren erschien eine zehnbän-
dige Werkausgabe, u. a. mit folgenden Bän-
den: „Rufe in die Nacht“ (1955), „Camaradas 
– Ein Spanienbuch“ (1956), „Das Zwischen-
spiel“ (1956), „Memento Stalingrad“ (1957), 

„Um Deutschlands Freiheit“ (1958), „Ein Dich-
ter unserer Zeit“ (1958), „Nachdichtungen“ 
(1959) und „Nachgelassene Lyrik aus drei 
Jahrzehnten“ (1960). Weinert verfaßte auch 

Erzählungen, Reportagen und Aufrufe. Im 
Literaturunterricht der Polytechnischen 
Oberschulen der DDR lernten die Schü-
ler einige der ausdrucksstarken Gedichte 
Weinerts kennen. Erinnert sei hier an „Das 
Lied vom roten Pfeffer“, „Sozialdemokrati-
sches Mailiedchen“, „Eine deutsche Mutter“, 

„John Schehr und Genossen“, „Bänkelbal-
lade vom Kaiser Nero“, „Ferientag eines 
Unpolitischen“ und „An einen deutschen 
Arbeiterjungen“. Das literarische Erbe des 
Dichters lebte unter der Jugend, zumal er 
auf eindringliche und überzeugende Weise 
den Faschismus entlarvte. Und er mahnte: 
„Denn nicht Schicksal ist Geschichte, wie 
die feigen Flüchter lehren.“ Straßen, Schu-
len und Einrichtungen trugen den Namen 
des proletarischen Poeten. Ein staatlicher 
Preis wurde nach ihm benannt. Das Erich- 
Weinert-Ensemble der NVA legte Ehre für 
ihn ein.
Viele Künstler schufen Bildnisse des volks-
tümlichen Dichters. Sie gestalteten Zeich-
nungen, Gemälde, Büsten oder Standbilder 
von ihm. Joachim Sendlers Porträtbüste 
entstand 1961, sechs Jahre später wurde im 
Magdeburger Stadtzentrum eine Weinert-
Statue aufgestellt. Franz Fühmann würdigte 
den Dichter mit den Worten: „Größte poli-
tische Wirksamkeit und bleibende literari-
sche Gültigkeit – das ist das Kennzeichen der 
einmaligen Lyrik Erich Weinerts. Deshalb 
werden seine Werke für immer im Herzen 
unseres Volkes lebendig bleiben.“ 
In der Gegenwart ist Weinerts Schaffen – 
wie so vieles Kostbare – leider arg in den 
Hintergrund gedrängt worden. Doch es wird 
für den Kampf um die Zukunft dringend 
gebraucht.� Dieter Fechner

Albert Kuntz, Walter Ulbricht, John Schehr 
und Erich Weinert am 28. August 1930 auf 
einer Großkundgebung in Berlin

Wir gratulieren mit besonderer Wärme Genossen Kurt Schamel aus Waren/Müritz, der am 13. April 95 Jahre alt wird, und Genossen 
Georg Kulessa aus Berlin, der am 18. April seinen 94. Geburtstag begeht. Am selben Tag wird Heinrich Rausch aus Ahnatal-Weimar  
92 Jahre alt. 
Wir übermitteln herzliche solidarische Grüße an Siegfried Griebenow aus Güstrow, der am 2. April sein 90. Lebensjahr vollendet.
Unsere Glückwünsche gehören den fortan 85jährigen: Dr. Heinz Schmidt (9. 4.) aus Berlin, Konrad Büttner (11. 4.) aus Cottbus, dem 
legendären Kriminalisten Heinz Blauert (13. 4.) und Rolf Lingott (14. 4.), beide aus Berlin, Hans-Joachim Heinecke (16. 4.) aus Rostock, 
dem namhaften Diplomaten und stellvertretenden Außenminister der DDR Ewald Moldt (22. 4.) aus Berlin und Genossin Lissi Hilbert  
(29. 4.) aus Gera.
Zum 80. Geburtstag gratulieren wir Siegfried Kaluziak (5. 4.) aus Feusdorf, Gerd Ziemann (6. 4.) aus Berlin und Wolfgang Welkerling 
(11. 4.) aus Dresden.
Auch den fortan 75jährigen übermitteln wir herzliche „RotFuchs“-Grüße: Axel Müller (5. 4.) aus Bautzen, Dr. Gerd Scharfenberg (21. 4.) 
und dem Verse-Schmied Reiner Köhler (24. 4.), beide aus Berlin sowie Sonja Kunze (29. 4.) aus Wesenberg.
Zum 70. Geburtstag am 26. April beglückwünschen wir Manfred Judeck aus Bad Harzburg.
Zu den 65jährigen schließen auf: Hans-Werner Fahring (10. 4.) aus Wolfen, unser engagierter Leserbriefschreiber Dieter Kramp (12. 4.) 
aus Grevesmühlen, Klaus-Peter Schloßhauer (13. 4.) aus Güstrow/OT Badendiek und Günter Hecker (20. 4.) aus Ballenstedt. Herzlichen 
Glückwunsch!
Auch die „Jungkader“ vergessen wir nicht. 60 Jahre alt werden die zur ersten „RotFuchs“-Generation gehörende Berlinerin Bärbel 
Umlauf (15. 4.), Hans-Dietmar Beyer (18. 4.) aus Dresden, Ute Künzel (25. 4.) aus Kägsdorf und Thomas Werner (26. 4.) aus Zella-
Mehlis. Ihnen allen gilt unser herzlicher Gruß.

Natürlich fühlen wir uns auch mit den anderen Geburtstagskindern des Monats eng verbunden.

Herzlichen Glückwunsch allen Jubilaren des Monats April!
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Worpswede unterm Hakenkreuz
Als Niedersachsens Künstlerkolonie im braunen Morast versank

In gut sortierten Buchhandlungen liegt 
seit kurzem der Titel „Worpswede im 

Dritten Reich 1933–1945“ auf dem Tisch 
der Neuerscheinungen. Ferdinand Krog-
mann hat darin akribisch zusammenge-
tragen, was im Vorfeld der faschistischen 
Diktatur, von 33 bis 45 und schließlich 
nach dem Krieg in dem kleinen nieder-
sächsischen Ort Worpswede, einer Künst-
lerkolonie nördlich von Bremen, geschah. 
Es ist nicht Heimatgeschichte im enge-
ren Sinne, was uns der Donat-Verlag da in 
gewohnter Qualität anbietet, sondern ein 
Lehrbeispiel von hoher Aktualität. Beant-
wortet wird die Frage, wie es möglich ist, 
aus einem „Volk der Dichter und Denker“ 
– zunächst unmerklich, dann aber immer 
brutaler – eine Art „zivilisierter“ Räuber-
bande zu machen, bis es zum Schluß kei-
ner gewesen sein will ... Niemand habe 
angeblich gewußt, was da geschah – als 
habe es weder Nazi-Bonzen noch SS-Scher-
gen, weder Täter noch Mitläufer oder gar 
Nutznießer der braunen Herrschaft gege-
ben. Schließlich mutiert ein faschistischer 
Rassenfanatiker dann auch noch zum Lei-
ter des örtlichen Entnazifizierungsaus-
schusses …
Während Kurt Gossweiler in „Kapital, 
Reichswehr und NSDAP“ das Wesen sowie 
die national und zeitlich unterschiedli-
chen Erscheinungsformen des Faschismus 
wissenschaftlich analysiert, illustriert 
Ferdinand Krogmann an etlichen Beispie-
len Geschehnisse und Schicksale, die sich 
in einem niederdeutschen Ort abgespielt 
haben. Er zeigt, wie es die „Wumme-Zei-
tung“ mit einer Auflage von knapp 3500 
Exemplaren als Heimatblatt übernahm, 
die Bevölkerung „auf Vordermann zu brin-
gen“, wie Schule, Heimatvereine, der Kunst- 
und Kulturbetrieb hierbei mitwirkten ... 
Da ist der NSDAP-Mann und Vorsitzende 
des „Kampfbundes für deutsche Kultur“, 
der das Land von der „entarteten Kunst“ 
säubern will. Für ihn ist Hitler das Vor-
bild „kultureller Gesundung“. Seine ukrai-
nische Zwangsarbeiterin züchtigt er mit 
der Hundepeitsche. Doch in der BRD erhält 
dieser Faschist – weil er sich für „Freiheit 
und Unantastbarkeit der Kunst“ so wacker 
geschlagen habe – das Bundesverdienst-
kreuz. Straßen und Plätze tragen heute die 
Namen von Nazi-Größen, und Leute, die in 
deren Geist tätig werden, gelangen unge-
hindert in Ämter und Funktionen. Man 
baut auf den „politischen Infantilismus ..., 
der sich einredet, man müsse die Hände 
nur richtig vor Gesicht und Augen halten, 
und schon sei alles gut“. Die Geschichte 
werde „glorifiziert, umgedeutet oder das 
Unangenehme verschwiegen“, urteilt 
Krogmann. Es fragt sich, wie die Nazis 
erreichten, daß ihnen so viele Menschen 
auf den Leim gingen, ja selbst zur Teil-
nahme an Untaten bereit waren. Der Autor 
zeigt den Übergang vom Revanchismus 

der Weimarer Zeit, der emotional-natio-
nalistischen Beeinflussung der Jugend, 
der Pflege des Führerprinzips und des 
Glaubens an die „Volksgemeinschaft“ zur 
restlos entfesselten chauvinistisch-faschi-
stischen Mordhetze. Weltwirtschaftskrise, 
Massenarbeitslosigkeit, Wohnungsnot und 
Hunger einerseits, Zulassung und För-
derung der Nazi-Aktivitäten durch den 
Staat, Hitlers Versprechen, „Ordnung zu 
schaffen“, der Erwerbslosigkeit ein Ende 
zu setzen und „Deutschland wieder groß 
zu machen“ andererseits – all das griff 
hier ineinander.
Was Krogmann nicht behandelt, sind die 
sozialökonomischen Ursachen und der 
Klassencharakter des Hitlerfaschismus, 
das Interesse des Großkapitals, die Arbei-
terbewegung zu zerschlagen, der Verrat 
der rechten SPD-Führer und die sektie-
rerischen Schwächen der KPD. Er zeigt 
jedoch anschaulich, wie junge Menschen 
schon vor 33 für den „Stahlhelm“ begei-
stert, wie Künstler, Sportler, Geflügel-
züchter, Handwerker, Lehrer, Gastwirte 
und der „Reichsnährstand“ – die Bauern 
– in verschiedenen Verbänden erfaßt, Hei-
matfeste genutzt und Traditionen verein-
nahmt wurden. 
Sofort nach Hitlers Ernennung zum 
Reichskanzler schuf man die pseudoge-
setzlichen Grundlagen zur Verfolgung von 
Antifaschisten und errichtete erste Kon-
zentrationslager. 
Leider erfahren wir zu wenig vom Kampf 
der Widerstandsbewegung in Nord-
deutschland. Ein Kommunist, Schneider 
aus Worpswede, wurde in „Schutzhaft“ 
genommen, sein Verbleib nicht geklärt ... 
Die Nazis organisierten die Hitlerjugend, 
schufen Wehrsportgruppen und die NS-
Frauenschaft, hielten Luftschutzübungen 
ab und setzten allenthalben Blockwarte 
ein, bedienten sich der „Deutschen Chri-
sten“, des „Winterhilfswerkes“ und des 
Eintopf-Essens, erfanden das Mutterkreuz 
... Worpswedes NSDAP wurde „eine der 
besten Ortsgruppen im Gau“. Hier stell-
ten sich Rosenberg, Heß und Himmler 
ein. Die Bevölkerung nahm alles hin: die 
Arbeitsfront an Stelle von Gewerkschaf-
ten, das Einfrieren der Löhne, die Ausgabe 
von Lebensmittelkarten, die 60-Stunden-
Woche, den Arbeitsdienst und Zwangs-
verpflichtungen in den Betrieben. Die 
menschenfeindliche Hetze konzentrierte 
sich gegen Juden, „Bolschewisten“ und 
andere „Untermenschen“. Als Hitlers 
Wehrmacht Polen, die westlichen Nach-
barländer und 41 dann die Sowjetunion 
überfiel, strotzte die Presse von  Sieges-
meldungen, Soldatengrüßen an die Hei-
mat, Berichten von Auszeichnungsorgien, 
Fanfarenklängen für U-Boot-Komman-
danten und Stuka-Piloten. Kriegsfilme 
und Groschenhefte erschienen massen-
haft, Wandteppiche und Gemälde mit 

„Charakterköpfen deutscher Soldaten“ 
waren die Norm ... In Romanen wurde 
die „Reinhaltung der deutschen Rasse“ 
propagiert. Ein Worpsweder Schriftsteller 
erzählte vom Untergang einer Insel, weil 
sich die Friesen „mit Söhnen und Töch-
tern fremder Länder eingelassen“ hat-
ten. Der Held des Buches tötet die eigene 
Tochter, weil sie mit einem Holländer 
Freundschaft geschlossen hatte. Nach-
dem sowjetische Zwangsarbeiterinnen in 
Worpswede eingesetzt worden waren, ver-
langte die „Wumme-Zeitung“ eine „scharfe 
Trennlinie zwischen Volksgenossen und 
Fremdvölkischen“. Sie wetterte gegen 
„Tisch- und Bettgemeinschaften“ beson-
ders auf den Bauernhöfen. In dem Maße, 
in dem sich das „Kriegsglück“ zu wenden 
begann, erschienen mehr und mehr Todes-
anzeigen. Man brachte die Erklärung einer 
„Gebiets-Mädelführerin“, sie wolle lieber 
„um einen toten Helden trauern als einen 
feigen Lebenden zum Manne zu haben“. 
Bis kurz vor Toresschluß wurden Volks-
sturm-Männer vereidigt, Bürgermeister 
erhängt, weil sie „beim Herannahen des 
Feindes“ die weiße Fahne gehißt hatten. 
Das Heimatblatt schrieb noch am 20. April 
45, der Glaube an Hitler sei eine „Allzweck-
Waffe, die schwerste Prüfungen überwin-
det“. Doch nur Tage darauf nahmen sich 
einige Nazis – dem Beispiel des „Führers“ 
folgend – das Leben. Wenig später ließen 
die meisten wissen, sie hätten sich „schon 
immer für Juden eingesetzt“ und „allein 
im Interesse Worpswedes als wertvoller 
Kulturstätte gehandelt“. 
Krogmann erzählt uns, was dort geschah. 
Ähnliches trug sich in dieser oder jener 
Weise überall in Deutschland zu. 
Leider ist das keineswegs nur Vergangen-
heit. Vieles, was wir über die schleichende 
Faschisierung vor 1933 erfahren, erleben 
wir heute erneut und auf erschreckende 
Weise in der BRD. So ist das Buch nicht 
allein Rapport, sondern auch Warnung 
vor den neuen Faschisten, die sich dieses 
Landes Stück für Stück zu bemächtigen 
suchen. � Dr. Ernst Heinz

Ferdinand Krogmann: Worpswede im 
Dritten Reich 1933–1945. Donat-Verlag, 
Bremen 2011, 304 Seiten, Hardcover, 19,80 
Euro, ISBN 978-3-938275-89-4

Am 5. April wird Genosse 

Wolfgang Schumann 
Dresden, 75 Jahre alt. Redaktion und 
Vereinsvorstand übermitteln dem 
aktiven, verläßlichen und ideenrei-
chen Mitstreiter aus der Leitung der 
RF-Regionalgruppe Dresden herzliche 
Glückwünsche.
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Wie ich „Pelle“ wieder auf die Pelle rückte

Bei der nochmaligen Lektüre des 
berühmten Romans „Pelle der Erobe-

rer“ von Martin Andersen Nexö stellte ich 
fest – was sicher kein Wunder ist  –, daß 
ich die Fabel und deren Darstellung mit 
völlig anderen Augen als vor 50 Jahren 
betrachtet habe.
Andersen Nexö schildert dort die sozi-
alen Zustände in der zweiten Hälfte des  
19. Jahrhunderts. Ich möchte die RF-Leser 
„mit ins Boot holen“ und an dem Erleb-
nis einer Wiederbegegnung mit dem gro-
ßen proletarischen Erzähler aus unserem 
nördlichen Nachbarland teilhaben lassen.
� Brigitte Butzke, Neubrandenburg

Der rote Däne schreibt u. a.:
„Hungrige Leute können nicht dasitzen und 
sich darin üben, Majorität zu werden; denn 
während das Gras wächst, stirbt die Kuh. 
Sie sollen selber zulangen. Tun sie das 
nicht, dann ist ihr Selbstwertgefühl nicht 
in Ordnung, und dann muß man sie zum 
Bewußtsein ihres eigenen Menschwertes 
aufwecken. Wenn ein Gesetz käme, das 
dem armen Mann verböte, die Luft einzu-
atmen, glauben Sie, daß er es dann unter-
ließe? Er könnte es ganz einfach nicht! Es 
ist traurig, wenn er mit ansehen kann, wie 
andere essen, ohne selber zuzugreifen. Da 
hapert es mit seiner Lebenstüchtigkeit! Und 
das macht sich die Gesellschaft zu seinem 
Nachteil zunutze.
Was hat der arme Mann mit dem Gesetz zu 
schaffen? Er steht ja außerhalb des Ganzen! 
Ein Mann darf sein Pferd und seinen Hund 
nicht hungern lassen, aber der Staat, der 
ihm das verbietet, läßt selber seine Arbei-
ter hungern!“ 

Und auch das stammt aus „Pelle“:
„Ein Straßenmissionar; und mit dem bin 
ich einige Nächte ausgegangen; es ist grau-
enerweckend, was wir da gesehen haben! 
Überall, wo nur ein Spalt ist, drängen sie 

sich hinein, um Schutz zu suchen, unter 
den eisernen Treppen liegen sie und frie-
ren sich tot. Wir fanden so einen – einen 
alten Mann – und riefen einen Schutzmann 
herbei; der steckte seine rote Nase der Lei-
che gerade in den Mund und sagte: ,Am 
Suff gestorben.‘
Das steht da nun an der Stelle im Bericht, 
wo es heißen sollte: totgehungert. Es darf 
ja nicht heißen, daß in diesem Lande 

jemand wirklich Not leidet, verstehst du. 
Hier friert niemand, der sich rühren will; 
hungert jemand, dann ist es seine eigene 
Schuld. So muß es notwendigerweise in 
einem der aufgeklärtesten Länder der Welt 

heißen, man ist zu kultiviert geworden, 
um die Not an seiner Seite frei dahingehen 
zu lassen; das würde die Genüsse schwä-
chen und Einfluß auf die nächtliche Ruhe 
haben. Also muß man sie sich vom Leibe 
halten, sie abzuschaffen, ist ein wenig 
umständlich; aber die Polizei ist ja dar-
auf dressiert, sie in die Ecken und Winkel 
hineinzujagen.“

Gesprächsrunde beim „roten Dänen“ in Lidingö am 13. 8. 1939: Helene Weigel, Bertolt Brecht, 
Hans Tombrock, Martin Andersen Nexö, Margarete Steffin � Reproduktion: Heinz Pocher

Das allerjüngste Mitglied wird bald 98!
Genosse Karl-Heinz Hoffmann aus Weißen-
fels ist in den RF-Förderverein eingetreten. 
Viele Jahre journalistisch tätig gewesen, 
macht er unsere Leser mit einigen seiner 
Gedanken vertraut.

Als ich im Januar-RF neben der ausführ-
lichen Würdigung des am 11. Dezember 
verstorbenen Genossen Hans Heinz Holz 
nur wenige Worte für den 96jährig von uns 
gegangenen Walter Ruge las, wollte ich 
Euch fragen, warum Ihr ihm nicht eben-
falls eine ganze Seite eingeräumt habt. 
Das wurde jedoch mit der Februar-Aus-
gabe nachgeholt. Ich bin Euch dafür sehr 
dankbar! 
Dieser wunderbare Mensch – Walter Ruge 
– wird uns sehr fehlen. Ich habe erst vor 
einem Jahr durch Bruno Mahlows Rat von 
Walters Buch „Treibeis am Jenissei“ erfah-
ren. Ich hatte Bruno, dessen Vater vor 1933 
mit meinem Vater in der Roten Gewerk-
schaftsopposition der KPD gekämpft hat, 

mein Mißvergnügen über Wolfgang Ruges 
Lenin-Biographie zu verstehen gegeben. 
Doch die beiden Ruge-Brüder sind in kei-
ner Weise miteinander zu vergleichen. 

„Treibeis am Jenissei“ habe ich inzwischen 
an mehrere Gleichgesinnte geschickt, die 
davon ebenso begeistert sind wie ich. 
Auf den „RotFuchs“ machte mich übrigens 
Kurt Gossweiler aufmerksam, mit dem 
ich als Teilnehmer am antifaschistischen 
Widerstand – ich lebte von 1914 bis 1944 
in Berlin – durch die Traditionsarbeit der 
Herbert-Baum-Gruppe freundschaftlich 
verbunden bin. 
Am 15. April 1949 begann meine jour-
nalistische Ausbildung bei der „Märki-
schen Volksstimme“, später habe ich viele 
Jahre in Lokalredaktionen der Frankfur-
ter Bezirkszeitung „Neuer Tag“ gearbei-
tet, bis ich aus gesundheitlichen Gründen 
meine Tätigkeit aufgeben mußte. Als Ver-
folgter des Naziregimes konnte ich 1974 
in Rente gehen. 

Seit dem Tod meiner Frau, der mich 2008 
nach 35jähriger Ehe schwer getroffen hat, 
kann ich nicht mehr so aktiv wie zuvor 
sein. Am 2. August werde ich 98 Jahre alt.
� Karl-Heinz Hoffmann

Wir heißen Genossen Karl-Heinz Hoff-
mann als unser allerjüngstes und zugleich 
zweitältestes Mitglied im RF-Förderverein 
herzlich willkommen!
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Bei der trotz des hundekalten Märzwet-
ters das Herz wärmenden Jugend-

weihe wurde meine Generation auf das 
Leben Erwachsener in unserer Republik 
vorbereitet. Wir waren bemüht, eine mög-
lichst gute Figur zu machen und stolz wie 
Spanier, zumal uns die Lehrer schon am 
nächsten Tag mit „Sie“ anreden mußten. 
In diesem Schuljahr machten wir erstmals 
mit Polytechnik Bekanntschaft. Bei der 
Arbeit im Straßenbahnausbesserungswerk 
begegneten wir ölverschmiert dem Ernst 
des Lebens. Auch mit meinem späteren 
Beruf, dem technischen Zeichnen, kam 
ich in Kontakt. Wir hatten das Gefühl, 
nun bald ins Leben entlassen zu werden. 
Immer öfter hörten wir von Älteren, wir 
würden uns noch einmal nach der Schule 
zurücksehnen. 
Ein Höhepunkt war 1968 die Teilnahme 
am Pfingsttreffen der FDJ in Schwedt. 
Zu solchen Ereignissen delegierte die 
Klasse nur jene, die es tatsächlich ver-
dient hatten. In Schwedt besiegelte ich 
auch meine erste feste Verbindung zu 
einem Jungen. Er ging in die Klasse über 
mir. Es fiel mir nicht leicht, Schule, FDJ 
und Liebe unter einen Hut zu bringen, 
zumal es bei uns zu Hause eine eiserne 
Regel gab: Wer nicht um 18 Uhr da war, 
bekam kein Abendbrot. Das war eine 
recht drastische Erziehungsmaßnahme. 
So manches Mal half mir ein übrigge-
bliebenes Schulbrot oder eine von Mutti 
heimlich hereingereichte Schnitte über 
den Hunger hinweg. Ein Zuspätkommen 
hatte bisweilen lange Debatten mit mei-
nem Vater zur Folge. Erst später begriff 
ich den Grund seiner Beunruhigung. In 
der Luckauer Straße entwickelte sich 
nämlich eine Art „Rotlichtmilieu“, und 
er wollte verhindern, daß seine Tochter 
da hineingeriet. Irgendwann wurde mir 
das zu bunt. Ob meine Eltern tatsächlich 
glaubten, mich so erzogen zu haben, daß 
ich mit einem solchen Umfeld in Verbin-
dung gebracht werden dürfte, wollte ich 
wissen. Ich habe mein Jung-Sein eingefor-
dert, was zu einer gewissen Verlängerung 
meiner abendlichen Freizeit führte. 
Mein Vater war durch seine Tätigkeit in 
der Bezirksleitung der Partei an Wachsam-
keit gewöhnt. Das führte zu Verschwiegen-
heit und bewirkte, daß wir viel zu wenig 
voneinander wußten. Vielleicht war seine 
Verschlossenheit auch der Grund dafür, 
daß sich die Eltern immer mehr auseinan-
derlebten. Ihre Scheidung empfanden wir 
Kinder als harten Schlag. Ich war damals 
knapp 15 und hatte den Kopf schon mit 
Liebesdingen voll. Die Trennung traf mich 
deshalb besonders, weil ich trotz seiner 
Unnachgiebigkeit keinen anderen Vater 
hätte haben wollen. Nicht nur seine politi-
sche Geradlinigkeit und weltanschauliche 
Konsequenz, sondern vor allem auch seine 
künstlerische Ader und seine mit Strenge 

gepaarte Liebe uns Kindern gegenüber 
waren mir lebenswichtig. – Papa zog nun 
ins Wohnheim, während wir mit Mutti in 
der halbleeren Wohnung zurückblieben. 
Aber ich hielt die Verbindung zu meinem 
Vater und war traurig, daß er getrennt von 
uns lebte. Er übersiedelte dann bald nach 
Brandenburg. Mutti versuchte, alles in den 
gewohnten Bahnen zu halten. Dafür nahm 
sie so manche Nachtwache im Kranken-
haus in Kauf, während ich meine häusli-
chen Pflichten erweiterte.

Die 9. Klasse war unter diesen Umständen 
besonders anstrengend. Ich wurde trotz 
guter Leistungen nicht für die 12klassige 
Erweiterte Oberschule (EOS) ausgewählt, 
weil es noch bessere Schüler als mich gab 
und die zur Verfügung stehenden Plätze 
rar waren. In der 10. Klasse gehörte ich 
dann zu den Leistungsstärksten.
Während der Sommer- und Winterferien 
arbeiteten wir – meine Freundin Petra 
und ich – stets in der Verwaltung des 
Hygieneinstituts, um unser Taschengeld 
aufzubessern und mal etwas „über unsere 
Verhältnisse“ leben zu können. Zugleich 
suchten wir uns in der Tanzstunde vor 
den Füßen des Partners in acht zu nehmen. 
Dort bot sich eine verlockende Gelegen-
heit, die von Mutti neu genähten Kleider 
auszuführen. Leider mußten wir beim 
Abschlußball fehlen, da wir in ein Trai-
ningslager der Gesellschaft für Sport und 
Technik fahren wollten. Das Zusammen-
sein von jeweils 20 Weibsen machte trotz 
strömenden Regens und nachts im Was-
ser schwimmender Luftmatratzen einen 
Riesenspaß.
Langsam übten wir für die Abschluß-
prüfungen, lernten in einem halbstaat-
lichen Landmaschinenbetrieb neben 

Metallbearbeitung auch die Arbeit an 
der Drehbank und konnten Einblicke in 
die Gießerei nehmen. Nun stand auch die 
Berufswahl zur Debatte. Da war guter Rat 
teuer. Von einem Jurastudium und einer 
Bewerbung als Stewardeß hatte mir Papa 
abgeraten. Mathe- und Physiklehrerin, 
wie Mutti es wollte, war mir ein Graus. 
Meine Vorstellung, Moderzeichnerin zu 
werden, also mein Hobby zum Beruf zu 
machen, ließ sich nicht verwirklichen. 
Die Suche ging also weiter. 

Die 10. Klasse begann mit einem Pauken-
schlag. Am 20. Jahrestag der DDR – dem  
7. Oktober 1969 – durfte ich zum gro-
ßen Fackelzug mit nach Berlin fahren. 
Die Stimmung war phantastisch, das 
Erlebnis der Gemeinsamkeit beein-
druckte mich stark, zumal ich es mit 
meinem Freund teilen konnte. Nach den 
Winterferien ging die Büffelei los, um 
die Vor-Noten noch etwas zu verbes-
sern. Zu dieser Zeit erfuhren wir, daß 
in der Berufsschule des VEB Wohnungs- 
und Gesellschaftsbau technische Zeich-
ner mit Abitur ausgebildet würden. Ich 
bewarb mich und wurde angenommen. 
Zwischen den Prüfungen fuhren wir zum 
Arbeitseinsatz in die Gärtnerische Pro-
duktionsgenossenschaft „Frohe Zukunft“. 
Einen Tag lang hackten wir Stubenhoc-
ker Mohrrüben, tags darauf hatten wir 
mächtigen Sonnenbrand. So sagte uns die 
Ernte im Tomaten- und Gurkengewächs-
haus mehr zu. Bei der mündlichen Prü-
fung kam ich in Biologie ran. Als Tochter 
einer Krankenschwester wurde ich zu 
Infektionen befragt. Ich redete frei von 

der Leber weg, und als ich auf Lungen-
krankheiten zu sprechen kam, starrten 
mich alle wie gebannt an. Am Ende stand 
eine Eins. Hätte ich es in einem weiteren 
Fach zu dieser Zensur  gebracht, wäre mein 
Prädikat „sehr gut“ gewesen.
Die feierliche Zeugnisübergabe fand in 
unserer wunderschönen Konzerthalle 
statt. Ich war nicht nur auf mein Zeugnis 
und die Abschlußbeurteilung stolz, son-
dern auch darauf, daß die DDR aus einer 
alten Garnisonskirche dieses Schmuck-
stück gemacht hatte. Der neue Lebens-
partner meiner Mutti war beim Bau als 
Zimmermann beteiligt gewesen. 
Abends luden mich meine Eltern ins erste 
Haus am Platz ein – das Hotel „Stadt 
Frankfurt“. Ich kam mir recht erwach-
sen vor. Im Sommer durfte ich dann mit 
den Eltern meines Freundes in deren Vier-
Mann-Zelt ein paar Tage am Scharmützel-
see verbringen. Obwohl wir gut behütet 
wurden, haben wir natürlich unsere 
Kuschelecken gefunden. So endete meine 
glückliche Schulzeit. Sie bleibt für mich 
ein schöner Lebensabschnitt, von dem ich 
noch heute zehren kann.

Cornelia Noack, Beeskow  
(wird fortgesetzt)

Cornelias kleine große DDR (5)
Vom ganz normalen Aufwachsen und Leben im Sozialismus
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Wie Archie von der Kur kuriert wurde

Archie war noch nie zur Kur. In der DDR 
erhielt seine Frau, Mutter von drei 

Kindern und als Lehrerin berufstätig, eine 
Kur, als ihre Gesundheit angeschlagen war. 
In Szczawno-Zdroj (Bad Salzbrunn) unweit 
von Wałbrzych im damaligen Volkspolen 
wurde sie von dortigen Ärzten ein paar 
Wochen lang behandelt. Auch die Toch-
ter kam als Schülerin der Unterstufe zu 
einer Kur, weil sie schlecht aß und des-
halb dünn war. Sie wurde von Schulärzten 
dafür bei Routineuntersuchungen ausge-
wählt. Von der Ostsee kehrte sie etwas auf-
gepäppelt zurück. Archie, zu DDR-Zeiten 
scheinbar noch kerngesund, hatte 2003 
eine schwere Herz-OP mit Klappenersatz. 
Fünf Jahre darauf stellte er einen Kuran-
trag. Die Antwort lautete, er möge doch 
zunächst einmal die ambulanten Möglich-
keiten vollends ausschöpfen. Sein damals 
noch lebender Freund Heribert meinte 
dazu: „Heute darf es nichts mehr kosten. 
Du hast entweder die falsche Ärztin oder 
bist in der falschen Kasse.“
Inzwischen hat Archie zwar eine ärztliche 
Bescheinigung über Multimorbidität, aber 
immer noch keine Kur. Da ergab es sich, 
daß seine Partnerin, resolut wie sie ist, 
auf eine Annonce in der AOK-Zeitschrift 
reagierte und eine Kurzkur in Kołobrzeg 
bestellte, natürlich mit Anzahlung. Archie 
hatte Bedenken, wollte lieber in die Wärme 
fliegen, sie aber schwärmte vom Hotel, 
das auf einer CD vorgestellt wurde, mit 
zwanzig dazugehörigen medizinischen 
Anwendungen. Auch die Abholung von 
der Haustür mit einem Kleinbus schien 
für ältere Herrschaften mit Gepäck von 
Vorteil zu sein. In halsbrecherischer Fahrt 
ging es dann Richtung Norden zur grauen 
Stadt am grauen Meer im stürmischen, 
aber trockenen Januar. 
Die Einteilung für die verschiedenen 
Anwendungen erfolgte durch einen jun-
gen, freundlichen polnischen Arzt. Er 
fragte nur: „Haben Sie Allergien, epilep-
tische Anfälle oder Herzschrittmacher – 
nein, gut, dann der Nächste bitte.“ Später 
wurde der Ablaufplan für die Anwendun-
gen unter der Zimmertür hindurchgescho-
ben. Bekam einem eine Kaltbehandlung 
nicht, dann erhielt man eben eine heiße. 
So einfach lief das ab. 
Das Beste war das große Hallenbad, zwei 
geräumige Bassins, sehr warmes Was-
ser, fürsorglich behindertengerecht, ein 
enormer Whirlpool, der in Berlin jedem 
Stadtbezirk zur Ehre gereichen würde. 
Man hatte fast den Eindruck, das Bad sei 
vor dem Hotel gebaut worden, für das man 
dann das übriggebliebene Geld verwendet 
habe. Das Hotel war etwas verschachtelt, 
innen mit allzuviel Nippes ausgestattet. 
An den Wänden hingen Bild an Bild Land-
schaften von Schnellmalern in schweren, 
auf Barock getrimmten Goldrahmen. Dazu 
unechte Stilmöbel, die Behaglichkeit vor-
täuschen sollten. An der Rezeption war 
man nicht immer freundlich, der Złoty-

Umtausch erfolgte zu einem ungünstigen 
Kurs, Ansichtskarten gab es nur vom Hotel. 
Um das Haus herum herrschte Ödnis, weit 
und breit bestanden keine Einkaufsmög-
lichkeiten, ins Zentrum gelangte man nur 
per Taxi. 
Übrigens waren zu Zeiten Volkspolens 
die Büffets, kalt oder warm, in den Hotels 
üppig und verführerisch, was man jetzt 
nur noch von den Serviererinnen sagen 
konnte.
Die Kurgäste kamen vorwiegend aus Bay-
ern, dem Schwabenland und dem Rhei-
nischen, auch ein paar Sachsen waren 
dabei, indes kaum Berliner. Man wurde 
plaziert, durfte den Tisch nicht wechseln 
und mußte auf seltsame Fragen gefaßt 
sein: „Sagen Sie, Archie, Sie waren doch 
40 Jahre quasi an der Ostsee eingesperrt, 
und jetzt fahren Sie immer noch hierher, 
seltsam.“ Archie, zunächst etwas per-
plex, antwortete dem Schwaben an seinem 
Tisch: „Ihre Frage erscheint mir seltsam. 
Zu DDR-Zeiten konnte ich Vergleiche zwi-
schen Schwarzem Meer, Baikal, der übri-
gens auch ein Meer ist, und den Stränden 
Kubas anstellen ...“ „Wieso nehmen Sie 
eigentlich 16 Fahrstunden im Kleinbus 
auf sich, um hierherzugelangen? Weil es 
für Sie ein Schnäppchen ist?“
Früher gefiel Archie der Klang des Schwä-
bischen durchaus, doch nun wuchs sein 
Widerwille von Mahlzeit zu Mahlzeit. 
Natürlich kam die Rede auch auf die „Stasi“. 
Sein Vater habe zu deren Gründungsvätern 

gehört, er selber sei wegen persönlicher 
Defizite leider nicht genommen worden, 
ging Archie zum Angriff über. Damit 
war das Thema abgehakt, fortan sprach 
man nur noch über Krankheiten, diverse 
Anwendungen, das Wetter und die Ein-
tönigkeit des Essens. Archie hatte sich 
seine Argumentation in Sachen „Stasi“ von 
einem Spanier abgeguckt, der auf stän-
dige Fragen nach Stierkämpfern in seiner 
Familie ähnlich zu reagieren wußte. Alle 
seien seit Urzeiten Stierkämpfer gewe-
sen, nur er sei dafür leider zu korpulent, 
parierte dieser. 
Fazit des Aufenthalts in Kołobrzeg: relativ 
wenig Kur, weil zu kurz, exzellentes Hal-
lenbad, gute Betten, geräumiges Zimmer, 
allerdings ohne Ausblick, mäßige Kost, 
keine Tageszeitung erhältlich, weder in 
deutsch noch in polnisch, unerquickliche 
Gespräche, kulturelle Angebote fast bei 
Null, schwacher Service, doch leidlicher 
Erholungseffekt durch Abschalten, selbst 
des modernen TV-Geräts. 
Vielleicht sind solche Kurzkuren für den 
Hotelbesitzer bekömmlicher als für den 
Gast, meint Archie. Die Schnupperkur soll 
ihn beflügeln, mit mehr Geld in der Tasche 
wiederzukommen und dann die teuren 
Zusatzanwendungen in Anspruch zu neh-
men, die das Hotel jedem anzudrehen ver-
sucht. Auf neudeutsch: Business as usual, 
wer etwas springen läßt, ist König. In die-
sem Falle: Kur-König.

Manfred Hocke

Kaum hatte die Königstochter aber die 
Spindel angerührt, so ging der Zauber-
spruch in Erfüllung, und sie stach sich 
damit in den Finger. In dem Augenblick, 
als sie aber den Stich empfand, fiel sie aufs 
Bett und sank in einen tiefen Schlaf.

… Und dieser Schlaf verbreitete sich über 
das ganze Land: Die Bundeskanzlerin, 

der Vizekanzler und der Außenminister, 
die eben heimgekommen und in den Saal 
getreten waren, schliefen ein, und der 
ganze Hofstaat tat es ihnen gleich. Der 
Wind legte sich, und auf den Bäumen vor 
dem Bundestag regte sich kein Blättchen 
mehr. Und wenn sie niemand geweckt hat, 
dann schlafen sie noch heute …

Gebrüder Grimm / WM
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Leserbriefe an
RotFuchs

Liebe RotFuchs-Genossen! Als ständiger Leser 
Ihrer Zeitschrift darf ich Ihnen meinen Dank 
aussprechen und Ihnen gute Gesundheit und 
viel Erfolg wünschen. Ich lese Ihre Zeitschrift mit 
Interesse und Vergnügen. Sie hilft mir viel bei der 
Arbeit als Journalist und Schriftsteller in Vietnam. 
Besonders wichtig sind für mich die wertvollen 
Materialien über die DDR und aktuelle Probleme. 
Ich danke Ihnen für alles! � Tran Duong, Hanoi

Gerade habe ich den Antrag um Aufnahme in den 
„RotFuchs“-Förderverein mit Freude ausgefüllt. Es 
ist mir schon lange ein Bedürfnis, allen Mitarbei-
tern und Autoren des RF für die geleistete Arbeit 
zu danken. Ich bin 1966 geboren und war vor 
1989/90 zuletzt Jugendbrigadier im VEB Eisen- und 
Hüttenwerke Thale. Als alter RF-Leser beziehe 
ich die Zeitschrift seit der Nr. 1 und besitze noch 
fast alle Ausgaben. In diesen 14 Jahren habe ich 
den „RotFuchs“ liebgewonnen – so sehr, daß ich 
ihn nicht mehr missen möchte. Ich habe viele 
Schicksalsschläge hinnehmen müssen. Deshalb 
ist der RF für mich unersetzlich – als Mutmacher, 
Lebenshilfe und Bindeglied zu anderen Menschen, 
aber natürlich auch als politische Heimat und 
Vermittler von Wissen und Bildung.
Danke für Eure Treue, für die über 14jährige unun-
terbrochene Zusendung der Zeitschrift.

Jens Wunderlich, Stecklenberg/Harz

Das derzeitige politische Spiel setzt allem, was wir 
bisher in der BRD erlebt haben, die Krone auf. Dieses 
Staatswesen, das seit seiner Gründung jahrzehnte-
lang die Integration ganzer Heerscharen von Nazis 
in sämtliche Apparate betrieben hat, verfolgt nach 
dem Verschwinden der DDR – seiner geschichtli-
chen Alternative – mit derselben Besessenheit die 
Ausgrenzung und Diffamierung all derer, die sich 
als Linke bekennen und als solche handeln wollen. 
Der paranoide Antikommunismus Hitlers findet 
seine gesellschaftsbestimmende Fortsetzung im 
Handeln der bürgerlichen Parteien dieses Landes. 
Während nicht einmal das gerichtliche Verbot der 
Neonazi-Partei gelingt, war das Verbot der KPD 
die kleinste Übung dieses Staates.
Jetzt hat eine Nationale Front des antikommu-
nistischen Deutschland ihre Galionsfigur gekürt. 
Ausgegrenzt wurde dabei  lediglich die Linkspartei. 
Als Parteiloser der Linken rate ich, sich an Erich 
Kästner zu halten. 

„Was auch immer geschieht: 
Nie dürft ihr so tief sinken, 
von dem Kakao, durch den man euch zieht, 
auch noch zu trinken!“

Peter Franz, evangelisch-lutherischer 
Theologe, Weimar

Herrn Gauck, dessen Wahl letztlich von der inzwi-
schen völlig unbedeutenden FDP entschieden wurde, 
die Merkel zum Umschwenken zwang, verkaufte 

„Bild“ als „Traumkandidaten“ und – im Courths-
Mahler-Stil – als „Kanzler der Herzen“. In meinen 
Augen ist er lediglich ein Notnagel, einer aus der 
zweiten Reihe. Dieser in sich verliebte Mann strotzt 
vor Selbstgefälligkeit. Aus dem Kuckucksei, das 
da der bürgerlichen Demokratie ins Nest gelegt 
wurde, könnte recht bald ein Vogel mit weit aus-
gebreiteten Schwingen hervorgehen.

Marianne Wuschko, Hoyerswerda

Der als Inquisitor berüchtigte Pfarrer Gauck sagte 
bei seiner Vorstellung als designierter Bundesprä-
sident am 19. Februar, er wolle den Deutschen 
vermitteln, „daß sie in einem guten Land leben, 
das sie lieben können“.
Ja, auch wir Kommunisten lieben unser Land, 

das große Revolutionäre, Dichter und Denker, 
Wissenschaftler und viele heimatverbundene, 
arbeitsame einfache Menschen hervorgebracht 
hat. Es ist das Land von Karl Marx und Friedrich 
Engels, Heinrich Heine und Ferdinand Freiligrath, 
Clara Zetkin und Wilhelm Pieck, Karl Liebknecht 
und Rosa Luxemburg, Ernst Thälmann und Max 
Reimann, Erich Weinert und Bertolt Brecht. 
Doch  d i e s e s  Land lieben Sie, Herr Bundes-
präsident, mit Gewißheit nicht.

Heinz Behrendt, Plauen/Vogtland

Joachim Gauck war in der Schlußphase der DDR 
zwar führend in sogenannten Friedensforen tätig, 
tritt aber heute offen für Angriffskriege wie in 
Afghanistan ein und hält die vom Kaiser und von 
Hitler angezettelten verlorenen Weltkriege mit 
Millionen Toten für „Niederlagen nicht nur im sport-
lichen Sinne“. Folgerichtig engagiert er sich in der 

„Atlantik-Brücke“, einer CIA-gesponserten Kalte-
Kriegs-Vereinigung der Reichsten und Mächtigsten 
in den USA und der BRD, die u. a. ideologische 
Schulungen für Militärs durchführt. Wenn Gauck 
in jedem zweiten Satz von Freiheit spricht, meint 
er die Freiheit der Wirtschaft, Steuergelder zu 
verzocken und Arbeitsplätze zu vernichten.
Nicht zufällig haben die Nazis der NPD bei seinem 
ersten Anlauf im dritten Wahlgang für ihn gestimmt. 
Gauck wird als Bundespräsident unmaskiert zeigen, 
wohin diese Republik marschiert: im Gleichschritt 
der Faschisierung weiter nach rechts.

Hans Dölzer, Hirschberg 

Mit dem zum „König“ aufgestiegenen „Kronprinzen“ 
der Reaktion sind für viele Ostdeutsche Begriffe wie 

„Gauck-Behörde“ und „gegauckt“ verbunden.
Einiges hat der Mann seinem Vorgänger zweifellos 
voraus: Hartnäckigkeit bei der Verfolgung seiner 
Ziele, die Fähigkeit, Medien für sich einzuspannen 
und einen maßlosen Geltungsdrang – Eigenschaften, 
die für sein hohes Amt wichtig sind. Aber wären 
nicht auch die Befähigung zu politischer Toleranz 
und der Wille zum Ausgleich bedeutsam? 
Übrigens: War es tatsächlich notwendig, Herrn 
Rösler mit seiner Mini-Partei derart zu hofieren?
Soweit die Meinung eines Nichtgegauckten.

Andreas Wenzel, Strausberg

Herr Gauck bezeichnet sich selbst als überzeugten 
Christen und engagierten Demokraten. Hauptsäch-
lich aber ist er ein rabiater Antikommunist.
1992, als er das Amt zur Auswertung der Unterlagen 
des MfS leitete, wurden Dokumente aus dieser 

„Behörde“ illegal und rechtswidrig an Außenste-
hende übergeben oder veräußert. Ich könnte dazu 
mit konkreten Fakten aufwarten.

Major a. D. Werner Orzschig, Wilkau-Haßlau

Zuallererst möchte ich mitteilen, daß ich von dem 
„RotFuchs“-Interview, das am 18. Februar in der 
Wochenendbeilage der „jungen Welt“ erschien, 
begeistert bin. Nicht nur, weil ich als „Kind der 
Konterrevolution“ – ich bin vom Jahrgang 1989 

– und junger Kommunist viele gute und inhaltlich 
richtige Standpunkte in dem Interview finden 
konnte, sondern auch, weil es in diesen für Sozia-
listen und Kommunisten schwierigen Zeiten ein 
Projekt wie den „RotFuchs“ vorstellt, das eine 
solche Erfolgsgeschichte erlebt hat. Ich würde 
die Zeitschrift gern beziehen.

Harald Roßels, Köln

Der im Oktoberheft 2011 erschienene Beitrag 
Bernd Guttes „Besier ist kein Baiser“ war uns Anlaß, 
den beschämenden Vorfall im Dresdner Landtag 
in unserer Vorstandssitzung auszuwerten. Wir 
legten in einer Versammlung des Ortsverbandes 
eine Protestresolution zur Übermittlung an die 
PDL-Landtagsfraktion vor. Darin werden von uns 
entsprechende Konsequenzen verlangt, z. B. die 
Distanzierung von den Aussagen des Abgeordneten 
Prof. Besier in der Presse. 

Wolfgang Kronschwitz, PDL-Ortsverband 
Radeberg

Der RF ist in das 15. Jahr seines Bestehens einge-
treten. Was wäre er ohne unseren Chefredakteur 
Klaus Steiniger, dessen umfangreiches Wissen. 
Seine reichen politischen und Lebenserfahrun-
gen sind für die Zeitung von großem Nutzen! In 
all diesen Jahren hat er, ohne sich zu schonen, 
daran gearbeitet, daß die Zeitschrift stets pünktlich 
erscheinen konnte. 
Gern erinnere ich mich an die Anfänge, als wir 
in Kurt und Lena Andräs Wohnung den Versand 
organisierten. Leider ist von denen, die damals 
dabei waren, nur noch Bruni Büdler im Vertrieb 
tätig. Viele Genossinnen und Genossen mußten 
aus Alters- oder Gesundheitsgründen – so Gerda 
Klabuhn und Armin Neumann – ausscheiden. Das 
Ableben unseres langjährigen Gestalters Egon 
Schansker und Gerdas Tod haben uns schwer 
getroffen.
An dieser Stelle wären noch viele Mitstreiter zu 
erwähnen – ich nenne stellvertretend für alle Wolfgang 
Metzger, Gerald Umlauf, Sylvia Feldbinder, Hans 
Ludwig und Peter Barth, würdige aber auch jene, 
die erst später beim RF tatkräftig in die Speichen 
gegriffen haben. � Sonja Brendel, Berlin

Bitte berichtigt umgehend einen peinlichen Fehler 
in Überschrift und Text des Februar-RF (EXTRA I): 
Nicht über 72 Jahre, sondern über 62 Jahre muß 
es dort heißen! Mit solidarischen Grüßen

Christoph Holländer, Berlin
Diese Fehlleistung geht auf das Konto des 
Chefredakteurs, dessen Stärken zwar in der 
Berechnung von Freund und Feind, nicht aber 
im Kopfrechnen liegen.

Ich habe die Februar-Ausgabe des RF wieder 
interessiert gelesen. Spannend war für mich z. B. 
der Werdegang seit Gründung der Zeitschrift. Als 
weitergebildeter PR-Fachfrau ist mir klar, welche 
Leistung dahintersteckt, hierzulande eine so 
große Verbreitung in der relevanten Zielgruppe zu 
erreichen. Unternehmen zahlen dafür sechsstellige 
Euro-Beträge an die Agenturen, das praktische 
Zeitungsmachen und -vertreiben nicht einmal 
eingerechnet!� Marianne Walz, Gernsheim

Eine Bemerkung zum Beitrag über den Radikalen-
Erlaß im Februar-RF: Unter Berufung auf den 
sogenannten Einigungsvertrag – dort steht etwas 
über persönliche oder fachliche Nichteignung drin 

– begann in den Jahren 1990/91 eine skrupellose 
Entlassungswelle für Parteisekretäre, Pionierleiter, 
Staatsbürgerkundelehrer und an den Schulen der DDR 
in Führungspositionen tätig gewesene Pädagogen. 
Auch ich war als Lehrerin in Staatsbürgerkunde und 
Deutsch sowie als Parteisekretär davon betroffen. 
Mit Hilfe der Gewerkschaft Unterricht und Erzie-
hung klagte ich. Eine aus Hamburg stammende 
Richterin am Arbeitsgericht Greifswald wies die 
Wiedereinstellung an, da an meiner Fachkompetenz 
für Deutsch keine Zweifel bestünden. Doch das 
Schulamt fand neue Gründe, meine persönliche 
Eignung in Frage zu stellen. Der Schulamtsleiter 
verlangte, ich solle erklären, daß die im Osten 
wiedererrichtete „neue“ Gesellschaftsordnung der 
sozialistischen überlegen sei, was ich natürlich 
nicht tat. Ich fand dann bald Arbeit als Dozentin 
bei einer westdeutschen (!) Umschulungsfirma, 
während andere Kollegen bei der Arbeitssuche 
scheiterten und an den unmenschlichen Verhält-
nissen zerbrachen. Diese Entlassungen glichen 
den Berufsverboten im Westen. Es handelte sich 
um Gesinnungsterror zur Etablierung des kapita-
listischen Systems auch an den Schulen.

Ingrid Glow, Demmin

Seit 1992 bin ich als Busfahrer in Berlin beschäftigt. 
Damals legten wir durchschnittlich ca. 70 bis 80 
km in einer Schicht zurück, bis 2005 erhöhte sich 
die Kilometerzahl auf 120 bis 130. Im Vorfeld der 
damaligen Einführung des Tarifvertrages Nahverkehr 
(TV N) behauptete ein Boulevardblatt: „Berliner 
Busfahrer verdienen 30 % zuviel.“ Der einstige 
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PDS-Wirtschaftssenator Wolf meinte sogar:  
„30 %, das reicht nicht!“
Auf einer Personalversammlung im ICC fragte ich 
die etwa 5000 anwesenden Mitarbeiter, ob sie 
alle bis zu 30 % weniger verdienen wollten. Keiner 
hob die Hand. Daraufhin bat ich die Gewerkschaft 
sowie den Vorstand, dieses eindeutige Votum zu 
akzeptieren. Was ich damit sagen will: Man darf 
sich nicht alles bieten lassen. Letztendlich kam es 
so, daß sämtliche Mitarbeiter, die nach dem TV N 
eingestellt wurden und werden, bei einer Mehrar-
beitszeit von rund 6,5 % nun doch 30 % weniger 
Lohn bekommen als die „Altbeschäftigten“, denen 
ein „Sicherungsbetrag“ gewährt wird.

Wolfgang Wendt, Berlin

Unter dem Motto „Sich fügen, heißt lügen“ wurde 
Erich Mühsams mutiges Wirken 2003 anläßlich 
seines 125. Geburtstages mit einer Ausstellung im 
Lübecker Buddenbrookhaus gewürdigt. Um das 
Andenken an den durch die Faschisten 1934 im 
KZ ermordeten antifaschistischen Schriftsteller zu 
bewahren, soll der Erich-Mühsam-Preis in Zukunft 
auf eine möglichst breite Basis gestellt, also von 
vielen, denen der Namensgeber vertraut und Vor-
bild ist, getragen werden. Ein Erich-Mühsam-Preis, 
unterstützt von ganz unterschiedlichen Kräften und 
Initiativen, verbunden durch die Ideale Mensch-
lichkeit, Würde und Widerstand gegen jegliches 
Unrecht, wäre in Zeiten politischen Umherirrens 
und wirtschaftlicher Krisen ein ermutigendes und 
Orientierung gebendes Zeichen. Unsere Website: 
www.erich-muehsam-gesellschaft.de 

Sabine Kruse, E-Mail

Regelmäßig finde ich den hiesigen „WochenKurier“ 
in meinem Briefkasten. Es handelt sich um ein 
Lokalblatt. Diesmal stieß ich auf den alarmie-
renden Leserbrief einer SPD-Politikerin. Aus ihm 
geht hervor, daß die CDU-Fraktionsvorsitzende 
im Brandenburger Landtag, Saskia Ludwig, allen 
Ernstes die Forderung erhoben hat, sämtliche 
noch aus der DDR stammenden Gedenkplatten 
und Erinnerungstafeln zu entfernen. Angesichts 
dieses Verlangens packte mich blankes Entsetzen. 
Sind wir schon wieder so weit? Erst wollte ich Frau 
Ludwig vorschlagen, auch noch allenthalben für 
Hausdurchsuchungen zu sorgen, befinden sich 
doch z. B. in meinen Schubfächern Medaillen und 
Urkunden aus einer schöpferischen Lebenszeit in 
der DDR. Sogar eine schöne Fahne besitze ich noch. 
Vielleicht ist das ja ein Fall für den Verfassungsschutz 
oder Merkels illustre Ministerin Kristina Schröder. 
Würde ich mich mit meiner Wortmeldung an den 

„WochenKurier“ wenden, müßte ich dort meinen 
Namen und meine Adresse mitteilen. Die verrate 
ich lieber Euch!� Karin Gruhne, Staupitz

Viele Jahre arbeitete ich in der Redaktion Landwirt-
schaft-Agrarpolitik des Deutschen Fernsehfunks. 
Zum Kollegenkreis gehörten Mitglieder der SED 
und der Demokratischen Bauernpartei (DBD) 
sowie Parteilose. Wie mein Freund, der bekannte 
Porträtzeichner Gerhard Vontra, der für uns tätig 
war, gehörte ich zur dritten Gruppe.
Bis 1970 war ich ebenfalls freischaffender Künst-
ler. Als Grafiker und Szenenbildner schuf ich für 
die Kinderredaktion des Fernsehens u. a. die 
Figuren Herr Fuchs und Frau Elster. 1981 wurde 
die Landwirtschaftsredaktion aufgelöst. Ich war 
dann bis 1989 Regisseur der Sendereihe „Du und 
Dein Haustier“.
Übrigens beförderte mich jener Chefredakteur 
(H. Günther), welcher mich 1970 eingestellt hatte, 
dann in seiner Eigenschaft als Personalchef in 
den „Vorruhestand“. Er gehörte bis 1989 der DBD 
an und war nach der Einverleibung dieser Partei 
durch die CDU deren Mitglied.
Als „Abgewickelter“ habe ich Verständnis für die 
vielen Beiträge ehemaliger DDR-Funktionäre, die 
im „RotFuchs“ erscheinen. Leider gelingt es nur 
wenigen „Altgenossen“, ihr Schicksal und das der 
Partei tatsächlich aufzuarbeiten. 

Hans Schroeder, Berlin

Den Inhalten des RF, den ich probeweise bestellt 
hatte, stimme ich im Grundsätzlichen zu, doch ist 
mir vieles noch unklar, vor allem, was den Weg in 
eine wesentlich demokratischere, ja sozialistische 
Gesellschaft betrifft. Dazu zählen auch Fragen 
zum Eigentum sowie zur Machteroberung durch 
die „vom Kapital Ausgebeuteten“.
Ich wünsche Ihnen viel Kraft und Stehvermögen 
für Ihre Vorhaben.� Siegfried Schubert, Plauen

Als 86jähriger bin ich darüber besorgt, daß die Zahl 
derer immer mehr abnimmt, die der heutigen Jugend 
noch aus eigenem Erleben von den Verbrechen 
der Faschisten und den Schrecken des Zweiten 
Weltkrieges berichten können. Die meisten der 
Älteren schweigen sich lieber aus und wollen vor 
allem nicht ihr eigenes Versagen zugeben.
Doch ich kann auch Positives berichten. Im Seb-
nitzer Gymnasium fand unlängst eine öffentliche 
Veranstaltung statt, zu der man mich eingeladen 
hatte. Ich schilderte dort mein Leben – von der 
Nazi-Erziehung bis zu der Zeit, in der ich ein 
überzeugter Kommunist wurde. Dabei verschwieg 
ich keinesfalls die schweren Jahre unseres soziali-
stischen Aufbaus. Ich ging auch auf eigene Fehler 
und darauf ein, daß wir ständig in Konflikt mit dem 
Gegner lebten. 
Übrigens nahmen an der Zusammenkunft im 
Gymnasium auch zwei Pfarrer teil. Der Beifall der 
Schüler, den ich bekam, war deutlich stärker als 
der Applaus für die Vertreter des Klerus. 
In den letzten Monaten habe ich als einstiger 
LPG-Vorsitzender und späterer Leiter einer großen 
Tierzuchtanlage auf mindestens 10 Bauernver-
sammlungen im Kreisgebiet gesprochen.
Schließlich ermutigt mich auch die Tatsache, daß 
meine Enkelin jetzt schon das dritte Mal an einer 
Veranstaltung der Dresdner RF-Regionalgruppe 
teilgenommen hat.� Werner Döring, Hohnstein 

Die Schrift „Bewegt Euch!“ von Manfred Kubowsky, 
die im Januar-RF ausführlich vorgestellt worden ist, 
halte ich für außerordentlich wichtig. Darin finde 
ich auch meine eigenen Ansichten wieder. 

Anne Beck, Salzwedel

Leider konnte ich den von mir sehr verehrten 
Genossen Walter Ruge nicht persönlich kennen-
lernen. Ich habe ihn immer wegen seines auf-
rechten Ganges und seiner geradlinigen Haltung 
bewundert. Ruges Buch „Treibeis am Jenissei“ 
hat mich tief beeindruckt. Seine Standhaftigkeit 
und Festigkeit angesichts härtester Belastungen 
legen die Meßlatte für kommunistisches Verhalten 
sehr hoch. Ich würde gerne ein paar Blumen auf 
sein Grab legen und mich auf diese Weise von ihm 
verabschieden. Laßt mich doch bitte wissen, wo 
er beigesetzt wurde.� Andreas Eggert, Berlin

Walter Ruge ist auf dem Potsdamer Alten 
Friedhof in der Heinrich-Mann-Allee bestattet. 

Zum Artikel „,Towarischtsch‘ wurde wieder zu 
‚Gorch Fock‘“ im Februar-RF möchte ich anmerken, 
daß das Traditionsschiff wie auch die Gorch Fock 
II sowie deren Besatzungen zu keiner Zeit als 

„Botschafter in Blau“ fungierten, sondern stets im 
Dienst deutscher Seegeltung und Großmachtin-
teressen standen.
Ich befand mich Ende 1944 zur Ausbildung auf der 
Gorch Fock I. Diese war vor allem durch preußische 
Militärtraditionen, Kastengeist und Elitedenken des 
Marineoffizierskorps sowie durch Chauvinismus 
geprägt. Hier wurde die Elite für die deutsche 
Seekriegsführung herangezüchtet. Es geht also 
nicht nur um Namensgleichheit, sondern auch 
um Sinn und Zweck dieser Schiffe.

Dr. Woldemar Wagner, Markkleeberg

Obwohl der „RotFuchs“ doch schon relativ lange 
„lebt“, habe ich ihn erst jetzt kennengelernt. Die 
Mehrzahl der Autoren schreibt sehr offen und 
objektiv zu Problemen unserer Geschichte und 
über Kämpfe in der Gegenwart.

Für mich ist es allerdings beängstigend, wie viele 
einstige Parteimitglieder inzwischen die Lehren von 
Marx, Engels und Lenin vergessen oder zuvor nie 
richtig begriffen haben. Ihr heutiges opportunisti-
sches Verhalten zeugt davon.

Gerhard Konrad, Potsdam

Ende Januar veröffentlichte das ND auf seiner letzten 
Seite ein beeindruckendes Farbfoto. Es zeigte eine 
Menschenkolonne – wie eine Perlenschnur – auf  
dem Marsch, um im strengen afghanischen Winter 
der Bevölkerung eingeschneiter Dörfer zu helfen.
Hans-Dieter Schütts Begleittext trug die Überschrift: 

„Macht der Tracht“. In seiner ästhetisierenden Dar-
stellung langer Märsche schilderte er Menschen-
kolonnen in der Weltgeschichte. Er erfaßte dabei  
Römer und Sklaven, chinesische Revolutionäre 
und deutsche Kriegsgefangene auf Wegen nach 
Sibirien. Es ging auch um „lange schwarze Reihen 
von Bombern am Himmel“ – um welche es sich 
handelte, blieb allerdings unklar.
Bei hds sind die Todesmärsche von 6 Millionen 
deutschen und europäischen Juden in die Gas-
kammern der hitlerfaschistischen Vernichtungslager 
Auschwitz, Treblinka und Majdanek – im Bundestag 
wurde von Reich-Ranicki eindringlich daran erin-
nert – offenbar in Vergessenheit geraten.

Hans Linke, Suhl

Seit Oktober 2011 bin ich RF-Leser. Die Beiträge 
sind aktuell, informativ und widerspiegeln das 
wirkliche Leben. Der Artikel „Cornelias kleine 
große DDR (2)“ sprach mir aus dem Herzen. Man 
sah sich unwillkürlich in die eigene Kinder- und 
Jugendzeit zurückversetzt. So war unser Leben. 
Ich bin vom Jahrgang 1947.

Christian Krug, Leipzig

Brüssel wird allmählich zur Hauptstadt „Deuropas“ 
ausgebaut. Auf diese Weise kann das deutsche 
Kapital seine Vorherrschaft im europäischen Teil 
der Welt nahezu unangefochten festigen. Was der 
Kaiser und Hitler im Auftrag der Kapitalistenklasse 
mit Donner und Blitz versuchten, geschieht heute 

– ganz unblutig – per Weisung aus Brüssel. Der 
Zeitpunkt des Umzugs der EU aus der belgischen 
Hauptstadt an die Spree könnte möglicherweise 
gar nicht so fern sein, gibt es doch wieder einmal 
Leute, die Berlin für das eigentliche Zentrum 
Europas halten.

Dr. Günter Freudenberg, Bernburg

Die im Leserbrief von Karl Pfaff, Dresden (Febru-
ar-RF), aufgeworfene Frage, ob bei sozialistischen 
Produktionsverhältnissen auch Mehrwert erzeugt 
wird, möchte ich dahin gehend beantworten, daß 
das zutrifft, wobei sich dessen Verwendung ganz 
maßgeblich von kapitalistischer Aneignung des 
Mehrwerts unterscheidet. Diese setzt voraus, daß 
die „Lohnabhängigen“ nur jenen Teil ihrer Arbeit 
vergütet bekommen, der für die Reproduktion ihrer 
Arbeitskraft notwendig ist.
Unter sozialistischen Produktionsverhältnissen 
geht der Mehrwert zunächst an den Staat, der ihn 
anschließend über seinen Haushalt nutzbringend für 
die gesamte Gesellschaft einsetzt. Die Aneignung 
des Mehrwerts mit dem Ziel der Erlangung von 
Maximalprofit bleibt unter sozialistischen Bedin-
gungen ausgeschlossen. Sie entspricht nicht dem 
Wesen dieser Gesellschaftsordnung. 
Die von der DDR im Zeitraum bis 1990 vorgese-
hene und auch weitgehend erreichte Lösung der 
Wohnungsfrage als soziales Problem war diesem 
Umverteilungsprozeß geschuldet.

Wolfgang Schröder, Schöneiche

Gegenwärtig schreibe ich im linken Promedia-Verlag 
(Wien) ein Buch über die Slowakei. So war ich hoch-
erfreut, im „RotFuchs“ etwas zum Thema lesen zu 
können, wobei mich der diesbezügliche Artikel im 
Januar-RF etwas irritierte. Der Autor schreibt dort, 
die KP der Slowakei (KSS) sei in den 90er Jahren 
in den Nationalrat eingezogen – tatsächlich war sie 
jedoch nur zwischen 2002 bis 2006 im Parlament 
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vertreten. Die erwähnten Kontakte zur MLPD gehen 
slowakischerseits nicht vom Jugendverband aus, 
sondern von einer anscheinend autonomen „Denkfa-
brik“ (Spolocnost Vedeckého Komunizmu). Der von 
der KSS ausgeschlossene Hopta hat mittlerweile 
seine eigene Partei gegründet (Morgenröte).
.� David Noack, Berlin

Im Mai 1952 führte die Friedensfahrt erstmals durch 
drei Länder zum Zielort Berlin. Von der damaligen 
ČSR kommend passierte das Feld des in Warschau 
begonnenen Rennens auf der Etappe nach Chem-
nitz auch Lichtenstein. Täve Schur gab damals als 
21jähriger seinen Einstand. Im September 1952 ging 
auch eine Mannschaft der SSV Fortschritt Lichten-
stein in Berlin an den Start der DDR-Rundfahrt. Ich 
habe ihr als junger Genosse angehört.
Am 26. Mai fährt – wie in den letzten vier Jahren – 
wieder ein Reisebus von uns nach Kleinmühlingen 
zum neuerbauten Friedensfahrtmuseum. Auch 
diesmal ist Täve ab Mittag unser Gastgeber. Die 
Genossen und Freunde von der AG „Cuba Sí“ aus 
Chemnitz und die Truppe der „RotFüchse“ aus 
unserer Region sowie weitere Mitstreiter freuen 
sich schon heute auf diese Begegnung.

Gerhard Pfefferkorn, Lichtenstein

Im RF Nr. 167 las ich mit großem Interesse den 
Artikel „Warum nicht gleich Kurt Schumacher?“. 
Darin schreiben Sie, Willy Brandt sei ein „notorischer 
Vietnamkriegsbefürworter“ gewesen. Mir war bisher 
nur bekannt, daß er sich zum Vietnamkrieg nicht 
geäußert, also diesen bestialischen Krieg der Ame-
rikaner in der Öffentlichkeit nicht verurteilt hat. Das 
nahmen ihm viele seiner damaligen Anhänger sehr 
übel. Bisher habe ich aber nirgends gelesen, daß 
er ein aktiver Befürworter dieses Krieges gewesen 
sei.� Renata Eckhoff, Geislingen

Mir wäre sehr daran gelegen, daß die satirischen 
Bemerkungen des Genossen Wollner (Februar-RF) 
zum Parteiprogramm der „Linken“ die letzten dieser 
Art im RF gewesen sind. An ihnen ist überhaupt 
nichts falsch, aber sie nützen m. E. nicht. Meine 
Änderungsvorschläge blieben ebenfalls unberück-
sichtigt. Mir gefällt auch manches am Programm 
nicht. Und die „Verdienste“ Willy Brandts sind mir 
bestens bekannt. Allerdings handelt es sich um ein 
ziviles Korps für internationale Katastrophenhilfe 
und nicht um Militäreinsätze. 

Johannes Dreßler, Zechliner Hütte

Im Vorfeld des jüngsten PDL-Parteitags hatte ich mir 
das Erfurter Programm der SPD von 1891 angesehen. 
Darin heißt es sehr exakt, die Arbeiterklasse könne 
den „Übergang der Produktionsmittel in den Besitz 
der Gesamtheit nicht bewirken, ohne in den Besitz 
der politischen Macht gekommen zu sein“.
Aus diesen und weiteren Grundsätzen wurden zehn 
Forderungen abgeleitet, die in der BRD bis heute 
nicht erfüllt sind. Es ging dabei um gleiche Rechte 
für Frauen, die vollständige Trennung von Staat und 
Kirche, unentgeltliche Bildung, Rechtspflege und 
ärztliche Betreuung.
Nach Auffassung von Friedrich Engels, der das 
Ergebnis des Erfurter Parteitages von 1892 im 
Ganzen als positiv bewertete, muß ein Programm 

„so kurz und so präzis“ wie möglich sein.
Die eigentlich unzumutbare Textlänge des Erfurter 
Programms der PDL ergibt sich aus der Vielzahl 
von Strömungen in der Partei sowie eines ganzen 
Fächers von Aussagen, die noch vage sind und 
verschiedene Interpretationen zulassen.

Dr. paed. Peter Nitze, Wittenberg

Als fast 78jähriger verfolge ich die Entwicklung der 
PDL mit Interesse, wobei ich immer dachte, daß 
eine Partei mit dem Anspruch, die Interessen der 
fortschrittlichen Kräfte der Gesellschaft zu vertreten, 
eine Strategie und Taktik auf der Grundlage des 
Marxismus-Leninismus besitzen müßte. Ich ging 
davon aus, daß alle Mitglieder an der Umsetzung des 
auf dieser Grundlage Beschlossenen teilnehmen.
Leider kann ich mich des Eindrucks nicht erweh-

ren, daß es einigen leitenden PDL-Funktionären 
nur darum geht, sich unter Verzicht auf Klarheit 
der Aussagen persönlich zu profilieren, was dazu 
beiträgt, daß sich die PDL immer weniger von den 
bürgerlichen Parteien unterscheidet. 

Ernst Gallert, Rudolstadt

Mit ihren inzwischen zu einer Tradition gewordenen 
Flugblättern versucht die Dabeler Friedensinitiative 
seit 1999 wahlberechtigten Bürgern des leider nur 
noch sehr dünn besiedelten Landkreises Parchim 
eine politische Entscheidungshilfe an die Hand zu 
geben. Da die „Schweriner Volkszeitung“ immer 
mehr zu einem verkappten Kirchenblatt wurde, 
das meine Leserbriefe nicht mehr druckte, war ich 
2005 sehr froh, als mir ein Freund den „RotFuchs“ 
empfahl. Ohne Vera Butlers treffsichere Analysen 
wäre ich nicht dazu imstande, die Machenschaften 
des Finanzkapitals so gründlich zu durchschauen. 
Mit Peter Franz lernte ich einen sympathischen 
Christen achten. Unverzichtbar sind mir auch die 
wertvollen Hintergrundinformationen zu aktuellen 
weltpolitischen Ereignissen, die man so kompakt 
anderswo kaum findet. Und, und, und … Danke!

Jürgen Kuhlmann, Dabel

Der Zuschrift von Dr. Rolf Ziegenbein (RF 168) 
können wir nur beipflichten, möchten jedoch eines 
anmerken: So wichtig es ist, alle eigenen Defizite, die 
zum Untergang der DDR beitrugen, „schonungslos 
zu analysieren“, so darf man sich nicht einseitig auf 
diese beschränken. Man muß vielmehr auch all jene 
Faktoren möglichst konkret benennen, die wir weder 
selbst verursacht hatten noch ausschließen konnten, 
weil uns objektiv Möglichkeiten, Kräfte und Mittel 
dazu fehlten. Überdies sollten wir stets versuchen, 
hinter allen Defiziten die ihnen zugrunde liegenden 
tieferen Ursachen zu verdeutlichen. 
Dank für Euer Wirken!

Familie Heinz Simon, Berlin

Wenn die fortschrittlichen Kräfte der BRD nicht 
begreifen, daß dem Kapital nur durch gemeinsames 
Handeln Einhalt geboten werden kann, erleben wir 
früher oder später eine neue „braune“ Diktatur. Das 
Kapital beherrschte die Gesellschaft immer dann, 
wenn die Linken zersplittert waren. Es tritt niemals 
freiwillig ab, sondern ist zu jedem Verbrechen bereit, 
um an der Macht zu bleiben. Das sollten vor allem 
die Spitzenpolitiker der linken Parteien stets in 
Rechnung stellen.

Harald Grünbeck, Magdeburg

Es ist wohltuend, jeden Monat den RF in Händen zu 
halten. Für mich erweist er sich als wirklich spannende 
Lektüre. Manches lese ich mehrmals – viele Texte 
verdienen das auch. Doch – und hierbei schließe 
ich mich ein – noch so gründliches Studieren reicht 
einfach nicht aus. Wir müssen die Inhalte auch 
ständig nach außen vermitteln. Allein aus Gründen 
politischer Hygiene sind wir das uns selbst und 
unserer Umgebung schuldig. Eine „RotFuchs“-
Mitgliedschaft verlangt das Gegenteil von Passivität. 
Oftmals ergeben sich spontan Gelegenheiten für 
interessante und freimütige Gespräche. Sie zielge-
richtet zu nutzen, kann auch zu einem persönlichen 
Erfolgserlebnis werden.

Ernst-Manfred Mölle, Sohland (Spree)

Bei „zugunsten“ des Ostens ausgehenden Renten-
Vergleichen mit dem Westen wird „in der Regel“ ver-
gessen, daß dort die Beamten, deren Altersbezüge das 
Drei- bis Vierfache einer kleinen Westrente betragen, 
nicht mit berechnet werden. Andererseits gab es ja 
in der DDR keine Beamten, sondern alle Personen, 
die höhere Einkommen bezogen oder besonders 
qualifizierte Tätigkeiten ausübten sowie sämtliche 

„Staatsdiener“ zählen daher heute wie alle anderen 
als „normale Rentner“, was den Ost-Durchschnitt 
merklich anhebt. Daraus entsteht ein schiefes Bild. 
Wären die Beamten auch im Westen einbezogen, 
fiele der Vergleich natürlich völlig anders aus, wäre 
die Ungerechtigkeit im Verhältnis der Renten West-
Ost für jedermann erkennbar.

Daß neuerdings auch das ND Äpfel und Birnen 
gleichsetzt und den Ostrentnern – wie in seiner 
Ausgabe vom 15. Februar geschehen – deutlich 
höhere Bezüge als denen im Westen bescheinigt, 
trägt zusätzlich zur Verwirrrung bei.

Familie Tittler, Berlin

Die Berliner Regierungspolitiker produzieren sich als 
Europas Zuchtmeister, Oberlehrer und Wundertäter. 
Sie locken Hunderttausende Arbeitsuchende mit 
ihrer Wohlstands- und Quasi-Vollbeschäftigungs-
Prahlerei hierher, besonders aus den Elendsgebieten 
und Krisenregionen des Südens. Freie Arbeitsplätze 
sind jedoch äußerst rar und von der Bezahlung her 
so schlecht, daß die große Masse der Jobsucher 
erfolglos wieder abdrehen muß.
Die ostdeutschen Arbeitsagenturen hatten 2011 
einen Zugang von 2,45 Millionen Erwerbslosen, 
während der Stellenanstieg nur 392 000 betrug. Mit 
anderen Worten: Die „Chance“, leer auszugehen, 
war sehr groß. Auch 2012 dürften wir die Zahlen der 
Arbeitslosen und der Firmenschließungen sowie die 
Differenz zwischen Erwerbslosen und freien Stellen 
nur in geschönter Form vorgesetzt bekommen. Die 
Politiker und gewisse Medien verlassen sich fest 
darauf, daß die 82 Millionen Germanen kein Volk 
von Statistikern sind und deshalb das ihnen Unter-
gejubelte ohne Nachprüfung schlucken.
Übrigens, Europas größte Wirtschafts-, Arbeits-
markt-, Finanz-, Schulden- und Sozialkrise seit dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges hat der Kapitalismus 
ganz allein zuwege gebracht – ohne jedes Mittun 
der vielgescholtenen „Linken“ … Diese stolpern 
nämlich lieber über die eigenen Beine …

Joachim Spitzner, Leipzig

Herzliche Glückwünsche zum 14jährigen Bestehen 
Eurer Zeitschrift, die ich sehr schätze und mir regel-
mäßig aus dem Internet herunterlade. 
Zu meinem Bedauern bin ich nicht im Sozialismus 
aufgewachsen, was ich mir (nicht selten) gewünscht 
habe. Doch trotz der antikommunistischen Propaganda, 
der ich unablässig ausgesetzt war – oder gerade 
deshalb –, wandte ich mich dem Sozialismus und 
Kommunismus zu. Gründe dafür gibt es ja genug. 
Für mich war die Deutsche Demokratische Republik 
tatsächlich das Beste, was die revolutionäre deutsche 
Arbeiterklasse je zuwege gebracht hat. Angesichts 
der massiven Hetze der bürgerlichen Medien und 
Politiker freut es mich ungemein, vom „RotFuchs“ 
ein objektives DDR-Bild vermittelt zu bekommen und 
zu sehen, daß es trotz allem nicht wenige Genossen 
gibt, die ihrer Überzeugung treu geblieben sind und 
sich seit Jahren um die Zeitschrift gruppieren. Die 
Arbeit, die Ihr leistet, ist sehr wertvoll.

Max Ludwig, Berlin

HELDEN?
Als man mich zog zum letzten Aufgebot, 
da rühmte Goebbels laut, im Überschwang, 
mit Marschmusik und Helden-Lobgesang, 
des „reinen deutschen Mannes Heldenmut“. 
Und auf dem Felde watete der Tod im Blut.

Sie hatten Mühe, alle Helden zu bestatten: 
Matrosen – Panzerschützen – Grenadiere – 
die ritterkreuz-geschmückten Offiziere! 
Deutschlands Helden tot, im Massengrab! 
Weil es für Hitlers Helden nur das Töten gab.

Weil ich dem Massenmord entkam und sah, 
vergaß ich nie die Leichen, den Gestank. 
Das Grauen folgte mir mein Leben lang, 
und ich verfluchte diesen falschen Ruhm 
und das verlogene „deutsche Heldentum“.

Gerhard Konrad
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Der im Februar 1998 gegründete „RotFuchs“ ist eine von Parteien unabhängige kommunistisch-sozialistische Zeitschrift.

Am 30. April um 15 Uhr stellt Gustav-Adolf Schur, 
langjähriges Mitglied der DDR-Volkskammer und PDS-
Bundestagsabgeordneter, auf einer Veranstaltung der 
RF-Regionalgruppe Bautzen im Haus der Sorben, 
Postplatz 2, seine Autobiographie „Täve“ vor. 

Politische Erfahrungen  
in der DDR und in der BRD

Am 12. April um 15 Uhr spricht Egon 
Krenz auf einer Veranstaltung der 
RF-Regionalgruppe Strausberg und 
der TIG von ISOR im STIC, Garzauer 
Chaussee 1a, über das Thema

Wie geht die BRD mit der DDR-
Geschichte um?

Prof. Dr. Peter Grottian bei der RF- 
Regionalgruppe Berlin zu Gast! 
Der namhafte Hochschullehrer spricht 
am 20. April um 16.30 Uhr im ND-Ge-
bäude Franz-Mehring-Platz 1 zum Thema

Ergebnisse, Konzepte und Perspek-
tiven der sozialen Proteste

Der Hund von Bellevue� Grafik: Klaus Parche


